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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

das BVerwG und das BVerfG haben in den 0.g., lhnen am 27.4.2017 Gibersandten Entscheidungen
(Anlage) auch Aussagen getroffen, die - weil vergleichbare Vorschriften anderer Lander und die
zugrundeliegenden Vorschriften des GIuStV (88 24 ff.) zur Uberprifung standen - auch fur die
Auslegung und Anwendung der Vorschrift des 8 51 Abs. 5 LGIUG (Hartefallregelung) und fiir das
Vorgehen der zustandigen Behdrde im Rahmen der Auswahlentscheidung bei mehreren
Antragstellern/Spielhallenbetreibern am gleichen Standort Bedeutung haben, und auf die das WM
daher mit dem vorliegenden Schreiben besonders hinweisen méchte. Wegen mehrfacher personeller
Engpéasse aus verschiedenen Griinden war eine Auswertung der Entscheidungen wie nachstehend
zu einem friiheren Zeitpunkt leider nicht moglich.

A. Hartefallregelun 51 Abs. 5 LGIUG

Das BVerwG hat in seinem Urteil vom 16.12.2016 - 8 C 6.15 - zur Angemessenheit der im SpielhG
Berlin (BE) vorgesehenen Ubergangsfrist von 5 Jahren bis zum Erléschen der Alterlaubnisse nach §
33i GewO ausgefihrt (Rn. 74, Hervorhebungen hinzugefiigt): ,Angesichts des hier in Rede
stehenden Uberragend wichtigen Gemeinwohlziels der Suchtbekampfung ist dieser
Ubergangszeitraum trotz zum Teil intensiver Eingriffe in die Eigentumsfreiheit angemessen. Im
Ubrigen besteht fiir wirtschaftliche Dispositionen, die vor Inkraftireten des Spielhallengesetzes (BE)
am 2.6.2011 (ein Jahr vor dem GIlUStV) getatigt wurden, die Hartefallregelung des § 9
MindAbstUmsG (Mindestabstandsumsetzungsgesetz) BE. Dabei kénnen besondere individuelle
Vertrauens- und Bestandsschutzinteressen berticksichtigt werden, die in Abwéagung mit dem
Gemeinwohlinteresse des Spieler- und Jugendschutzes eine zeitlich befristete Befreiung von den
Abstandsgeboten oder dem Verbot von Mehrfachkomplexen rechtfertigen.”

Das BVerfG hat in seinem Beschluss vom 7.3.2017 - 1 BvR 1314/12 u.a. - zur Ubergangsregelung fiir
Bestandsspielhallen und zur Hartefallregelung im Saarlandischen Spielhallengesetz (SSpielhG)
ausgefihrt (Rn. 183 ff., Hervorhebungen hinzugefugt): ,Zwar ist der Entzug der Gewerbeerlaubnis
(Anm.: firr Spielhallen durch die auf § 29 Abs. 4 GliStV 2012 fuRenden Ubergangsvorschriften)
wegen des drohenden vélligen oder teilweisen Verlusts der beruflichen Betatigungsmaoglichkeit von
erheblichem Gewicht. Allerdings ist die Belastung des Eingriffs in die Berufsfreiheit in zweifacher
Weise durch die Regelung im SSpielhG abgemildert, und zwar durch die funfjahrige Ubergangsfrist
und die Moglichkeit einer Hartefallbefreiung bei der Entscheidung Uber die Wiedererteilung nach
Fristablauf (vgl. 8 12 Abs. 2 Satz 1 SSpielhG; es folgen Nachweise zur Rechtsprechung)” (BVerfG,
Rn. 183). ... ,Die Landesgesetzgeber sind nicht auf eine Regelung zu verweisen, die
Spielhallenbetreibern in jedem Einzelfall eine verlustfreie Abwicklung ihrer zu schlieenden
Spielhallen ermdglicht (vgl. BVerfGE 75, 246 <282>). Die immerhin fiinfjahrigen Ubergangsfristen in
Berlin und im Saarland tragen dem Interesse der Betreiber, eine (Anm.: nicht unbedingt vollstandige,
s. Rn. 189 f. und 191 a.E.) Amortisierung der in die Spielhallen getatigten Investitionen zu erreichen
und dabei einen angemessenen Gewinn zu erwirtschaften, ausreichend Rechnung. Die Belange der
Spielhallenbetreiber sind ebenfalls genligend beriicksichtigt. Die Raumlichkeiten und die weiteren
Betriebsmittel sind auch anderweitig nutzbar (vgl. BayVerfGH, Entscheidung vom 28.6.2013 - Vf. 10-
VII-12 u.a. -, NVwZ 2014, S. 141 <146>). Fir Mietvertrage kann sich zudem ein Recht auf ordentliche
oder auR3erordentliche Kindigung ergeben (vgl. BGH, Urteil vom 20.11.2013 - XIl ZR 77/12 -, NZM
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,



das Wirtschaftsministerium übermittelt nach erster Auswertung zwei Entscheidungen des  BVerwG und des BVerfG vom 16.12.2016 und vom 7.3.2017 (nebst zugehörigen Pressemitteilungen, die des BVerwG ist über den beigefügten Link abrufbar) mit der Bitte um Kenntnisnahme und unverzügliche Weiterleitung an die nachgeordneten Behörden. Die Pressemitteilungen enthalten jeweils eine Zusammenfassung der Entscheidungen und erleichtern damit den Einstieg in die Lektüre.



Die Entscheidungen des BVerwG und des BVerfG enthalten ausführliche und erschöpfende Ausführungen zur Verfassungsmäßigkeit der spielhallenbezogenen Vorschriften des GlüStV und darauf beruhender landesgesetzlicher Vorschriften betreffend die verschärften gesetzlichen Anforderungen an die Genehmigung und den Betrieb von Spielhallen in verschiedenen Bundesländern (im maßgebenden Urteil des BVerwG: Berlin; im Beschluss des BVerfG: Berlin, Bayern und Saarland). Beide Entscheidungen nehmen in der Summe zu sämtlichen von der Spielbranche bislang geltend gemachten verfassungsrechtlichen Rügen detailliert Stellung. Die Revision der jeweiligen Kläger bzw. die Verfassungsbeschwerden der jeweiligen Beschwerdeführer sind in den Entscheidungsgründen vollumfänglich abgewiesen bzw. zurückgewiesen worden. Das BVerfG hat die Verfassungsbeschwerden teilweise als unzulässig, jedoch überwiegend als unbegründet zurückgewiesen.



Im Hinblick auf die anhängigen Erlaubnis- und Klageverfahren wird eine sorgfältige Auswertung der Entscheidungen vom 16.12.2016 und vom 7.3.2017 dringend empfohlen. Das Wirtschaftsministerium wird zu einzelnen Aspekten der beiden Entscheidungen ggf. noch detailliertere Hinweise und Erläuterungen geben; die vorliegende Übersendung der Entscheidungen dient vor allem einer möglichst zeitnahen Information der nachgeordneten Behörden nach erfolgter erster Auswertung. 



Das BVerfG hat einzelne Fragestellungen zur Rechtmäßigkeit (Verfassungsmäßigkeit) der Übergangsregelung des § 29 Abs. 4 GlüStV anders beurteilt als der StGH BW in seinem Urteil vom 17.6.2014 (vgl. insbesondere Rn. 176 ff., 196 ff. des BVerfG-Beschlusses) und hat § 29 Abs. 4 GlüStV in vollem Umfang als verfassungsgemäß beurteilt. Soweit aufgrund des seinerzeit ergangenen Urteils des StGH das LGlüG - entsprechend den inhaltlichen und zeitlichen Vorgaben des StGH - zwischenzeitlich geändert worden ist, folgt aus Art. 20 Abs. 3 GG (Vorrang des Gesetzes), dass unverändert und uneingeschränkt das geltende (Landes-)Recht anzuwenden und den anhängigen Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren zugrunde zu legen ist.



Mit Rücksicht darauf, dass mit den beiden vorliegenden Entscheidungen nunmehr alle verfassungsrechtlich relevanten Fragen abschließend geklärt sind, können bereits anhängige verwaltungsgerichtliche Verfahren zu spielhallenbezogenen Verwaltungsentscheidungen nach dem LGlüG nunmehr fortgesetzt und zu Ende geführt werden. Soweit verwaltungsgerichtliche Eilverfahren oder Klageverfahren mit Rücksicht auf die seinerzeit noch ausstehenden Entscheidungen des BVerwG und/oder des BVerfG förmlich (oder faktisch) ausgesetzt worden sind, sollte seitens der zuständige Behörde die Fortsetzung des gerichtlichen Verfahrens bzw. die Aufhebung der gerichtlichen Ruhensanordnung beantragt werden.





Mit freundlichen Grüßen



Matthias Brehm 

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg 

Leiter des Referats "Wirtschafts- und Gewerberecht" 

Tel.: 0711/123-2335 

Fax: 0711/123-2094 

e-Mail: Matthias.Brehm@wm.bwl.de 





    

http://www.bverwg.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.php?jahr=2016&nr=108
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Leitsdtze

zum Beschluss des Ersten Senats vom 7. Marz 2017

-1 BvR 1314/12 -
-1 BvR 1630/12 -
-1 BvR 1694/13 -
-1 BvR 1874/13 -

Die Lander besitzen die ausschlieBliche Zustandigkeit zur Regelung der
gewerberechtlichen Anforderungen an den Betrieb und die Zulassung von
Spielhallen (Art. 70 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG).

Das Verbot des Verbundes mehrerer Spielhallen an einem Standort, die
Abstandsgebote, die Reduzierung der Geratehdchstzahl je Spielhalle, die
Aufsichtspflicht und die Ubergangsregelungen im Gliicksspielstaatsver-
trag und den Gesetzen der Lander Berlin, Bayern und des Saarlandes
sind mit dem Grundgesetz vereinbar.

Sofern der Staat auf Teilen des Spielmarktes auch eigene fiskalische In-
teressen verfolgt und die Glicksspielformen potentiell in Konkurrenz zu-
einander stehen, missen staatliche MaBnahmen auf die Bekampfung der
Spielsucht ausgerichtet sein.

Vor dem Abschluss eines Staatsvertrages zwischen den Landern entfallt
schutzwirdiges Vertrauen in die geltende Rechtslage bereits dann, wenn
die geplanten Anderungen hinreichend éffentlich in konkreten Umrissen
vorhersehbar sind.







BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

-1 BVvR 1314/12 -
-1 BvR 1630/12 -
-1 BvR 1694/13 -
-1 BvR 1874/13 -

IM NAMEN DES VOLKES

In den Verfahren
Uber
die Verfassungsbeschwerden

der E... GmbH,
vertreten durch die Geschéftsfihrer R... und M...,

- Bevollm&chtigte: Rechtsanwalte Redeker Sellner Dahs,
Willy-Brandt-Allee 11, 53113 Bonn -

gegendas Gesetz zur Regelung des Rechts der Spielhallen im Land Berlin
vom 20. Mai 2011 (GVBI S. 223),

Beigetretener: Senat von Berlin,
Senatskanzlei, JudenstraBe 1, 10178 Berlin

- Bevollméchtigte: GORG Partnerschaft von Rechtsanwélten mbB,
KlingelhéferstralBe 5, 10785 Berlin -

-1 BVvR 1314/12 -,







der C... GmbH,
vertreten durch die Geschaftsfihrer M... und S...,

- Bevollméachtigte: Rechtsanwélte Gleiss Lutz,
LautenschlagerstraBe 21, 70173 Stuttgart -

gegena) § 2 Abs. 1 und 3, §4 Abs. 1 Satz 2, Abs.2 und 3, §5 Abs. 1, §6
Abs. 1 bis 4, Abs. 6 bis 8, § 7 Abs. 1 Nr. 2, 4 bis 7, 9 bis 14, § 8
Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 und 4 des Gesetzes zur Regelung des Rechts
der Spielhallen im Land Berlin vom 20. Mai 2011 (GVBI S. 223),

b)§ 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1, 2 und 3 und §§ 3 bis 8 des Gesetzes zur
Umsetzung des Mindestabstands nach dem Spielhallengesetz Ber-
lin fir Bestandsunternehmen vom 22. Marz 2016 (GVBI S. 117)
sowie § 2 Abs. 3 Nr. 5, Abs. 4, § 4 Abs. 1 Satz 3 und 4 und § 7
Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Spielhallen
im Land Berlin in der Fassung des Gesetzes zur Umsetzung des
Mindestabstands nach dem Spielhallengesetz Berlin fiir Bestands-
unternehmen sowie zur Anderung spielrechtlicher Vorschriften vom
22. Marz 2016 (GVBI S. 117)

-1 BVvR 1630/12 -,

der B... GmbH,
vertreten durch den Geschaftsfuhrer B...,

- Bevollméachtigte: Rechtsanwélte Hengeler Mueller
Partnerschaft von Rechtsanwélten mbB,
Benrather StraBe 18 - 20, 40213 Duisseldorf -

gegen§ 29 Abs. 4 Satz3 des Staatsvertrages zum Gllicksspielwesen in
Deutschland in der Fassung des Ersten Staatsvertrages zur Anderung
des Staatsvertrages zum Gllicksspielwesen in Deutschland vom
15. Dezember 2011 (BayGVBI 2012 S. 318) und Art. 11 Abs. 1 Satz 2
des bayerischen Gesetzes zur Ausfihrung des Staatsvertrages zum
Glucksspielwesen in Deutschland in der Fassung des Gesetzes zur
Anderung des Gesetzes zur Ausfihrung des Staatsvertrages zum
Glicksspielwesen in Deutschland und anderer Rechtsvorschriften vom
25. Juni 2012 (GVBI S. 270)

-1 BvR 1694/13 -,







V. derd... GmbH,
vertreten durch die Geschéaftsfuhrer B..., A..., J...,

- Bevollméachtigte: Rechtsanwélte Redeker Sellner Dahs,
Willy-Brandt-Allee 11, 53113 Bonn -

gegen a) das saarlandische Gesetz Uber die Zustimmung zum Ersten Staats-
vertrag zur Anderung des Staatsvertrages zum Glicksspielwesen in
Deutschland vom 20. Juni 2012 (ABI | S. 156), soweit dieses § 21
Abs. 2, § 24 Abs. 2, § 25 Abs. 1 und 2 und § 29 Abs. 4 des Staats-
vertrages zum Glicksspielwesen in Deutschland in der Fassung
des Ersten Staatsvertrages zur Anderung des Staatsvertrages zum
Glicksspielwesen in Deutschland vom 15. Dezember 2011 in saar-
landisches Landesrecht Uberflhrt,

b) das Saarlandische Spielhallengesetz vom 20. Juni 2012 (ABI |
S. 171),

Beigetretene: Regierung des Saarlandes,
Staatskanzlei, Am Ludwigsplatz 14,
66117 Saarbriicken

- Bevollmachtigte: GORG Partnerschaft von Rechtsanwalten mbB,
KlingelhéferstralBe 5, 10785 Berlin -

-1 BvR 1874/13 -

hat das Bundesverfassungsgericht - Erster Senat -
unter Mitwirkung der Richterinnen und Richter
Vizepréasident Kirchhof,

Eichberger,
Schluckebier,
Masing,
Paulus,
Baer,
Britz

am 7. Méarz 2017 beschlossen:







1. Das Verfahren wird abgetrennt, soweit es den Antrag
auf Erstreckung der Verfassungsbeschwerde 1 BvR
1630/12 auf § 1 Absatz 1, § 2 Absatz 1, 2 und 3 und
§§ 3 bis 8 des Gesetzes zur Umsetzung des Mindest-
abstands nach dem Spielhallengesetz Berlin fir Be-
standsunternehmen vom 22. Marz 2016 (Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 117) sowie auf §2 Absatz 3
Nummer 5, Absatz 4, § 4 Absatz 1 Satz 3 und 4 und § 7
Absatz 1 Nummer 4 des Gesetzes zur Regelung des
Rechts der Spielhallen im Land Berlin in der Fassung
des Gesetzes zur Umsetzung des Mindestabstands
nach dem Spielhallengesetz Berlin fir Bestandsunter-
nehmen sowie zur Anderung spielrechtlicher Vorschrit-
ten vom 22. Marz 2016 (Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 117) zum Gegenstand hat.

2. Die Verfassungsbeschwerden werden zurlickgewiesen.

Grinde:

A.

Die Verfassungsbeschwerden richten sich gegen landesgesetzliche Vorschrif-
ten zur Regulierung des Spielhallensektors in Berlin, in Bayern und im Saarland,
mit denen die Anforderungen an die Genehmigung und den Betrieb von Spielhal-
len verscharft wurden. Die Neuregelungen in Bayern und im Saarland gehen im
Wesentlichen zurlick auf den Ersten Staatsvertrag zur Anderung des Staatsver-
trages zum Gillcksspielwesen in Deutschland (Erster Gillicksspielanderungs-
staatsvertrag - Erster GIiAndStV). Dieser wurde mittlerweile von allen Landern in
Kraft gesetzt. Das Land Berlin hatte bereits vor Inkrafttreten des reformierten
Glicksspielstaatsvertrages eigene Vorgaben fir den Spielhallensektor erlassen.

1. Die Regulierung der Spielhallen und Geldspielgerate erfolgte vor Verab-
schiedung der hier angegriffenen Vorschriften allein durch den Bund in Form der







§§ 33c bis 33i der Gewerbeordnung (GewQO) und der auf der Grundlage von
§ 33f GewO erlassenen Verordnung Uber Spielgerdte und andere Spiele mit
Gewinnmoglichkeit (Spielverordnung - SpielV). Die Zulassungsvoraussetzungen
fir Spielhallen regelte der Erlaubnisvorbehalt in § 33i GewO.

Im Zuge der Foderalismusreform | wurde im Jahre 2006 das Recht der Spiel-
hallen aus der konkurrierenden Bundeskompetenz fir das Recht der Wirtschaft
(Art. 74 Abs.1 Nr. 11 GG) herausgenommen (vgl. Gesetz zur Anderung des
Grundgesetzes vom 28. August 2006, BGBI | S. 2034).

2. In den Jahren 2010/2011 traten die L&nder in Verhandlungen (iber eine An-
derung des im Jahre 2008 in Kraft getretenen Gllcksspielstaatsvertrages ein, der
keine spezifischen Regelungen fir Spielhallen enthielt. Anlass waren zwei Urteile
des Gerichtshofs der Europdischen Union zur Vereinbarkeit des Sportwettenmo-
nopols der Lander mit der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit. Diesen
Entscheidungen zufolge konnten die vorlegenden Gerichte Anlass zu der Schluss-
folgerung haben, dass Deutschland die zur Rechtfertigung des
Sportwettenmonopols angefihrten Gemeinwohlziele nicht in einer koharenten und
systematischen Weise verfolge und die darin liegende Beschrankung von Grund-
freiheiten nicht gerechtfertigt sei. Der Gerichtshof hatte seine Entscheidungen
unter anderem mit der Feststellung der vorlegenden Gerichte begriindet, dass die
zustandigen Behorden in Bezug auf Automatenspiele eine Politik der Angebots-
ausweitung betrieben oder geduldet hatten (vgl. EuGH, Urteil vom 8. September
2010, Carmen Media, C-46/08, EU:C:2010:505, Rn.67f., 71; Urteil vom
8. September 2010, Markus StoR3 u.a., C-316/07 u.a., EU:C:2010:504, Rn. 100,
106 f.).

Handlungsbedarf im Bereich der Spielhallen bestand zudem ausweislich der
Erlauterungen zum Ersten Gllcksspielanderungsstaatsvertrag (vgl. Bayerischer
Landtag, Drucksache 16/11995, S. 16 f., 20) aufgrund von Untersuchungen, die
die deutlich gestiegenen Umsatze bei Spielautomaten auBerhalb von Spielbanken
und das erhebliche Gefahrenpotential des gewerblichen Automatenspiels belegten
(vgl. Bundesministerium fur Wirtschaft und Technologie, Bericht zur Evaluierung
der Funften Novelle der Spielverordnung, BRDrucks 881/10, S. 40 ff.). Das Spiel
an Geldspielgeraten gehére zu den risikoreichsten Spielen flr suchtgefahrdete
Spieler.
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Die Ministerprasidentenkonferenz verabschiedete am 6. April 2011 den Ent-
wurf eines Ersten Gllcksspieldanderungsstaatsvertrages, der am 14. April 2011 auf
der Internetseite http://www.mpk.sachsen-anhalt.de verdffentlicht und am 15. April
2011 bei der Europédischen Kommission notifiziert wurde (vgl. Mitteilung 792 der
EU-Kommission vom 20. Marz 2012 - SG (2012) D/50777 - hinsichtlich der Notifi-
zierung Nr. 2011/188/D des Entwurfs eines Ersten Staatsvertrages zur Anderung
des Staatsvertrages zum Gllicksspielwesen in Deutschland, ZfWG 2012,
S. 171 ff.; notifizierter Entwurf abrufbar unter http://ec.europa.eu/growth/tools-
databases/tris/de, zuletzt abgerufen am 6. Marz 2017). Der Entwurf diente auch
als Grundlage fir eine Anhérung der betroffenen Verbande der Automatenindust-
rie, welche die Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt mit Schreiben vom
15. April 2011 stellvertretend fur die Gbrigen Lander einleitete und am 25. Mai
2011 im Landtag von Sachsen-Anhalt - nicht 6ffentlich - durchfiihrte. Zudem
unterrichteten die Landesregierungen die Landerparlamente Uber den Inhalt der
Regelungen des Entwurfs (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/4142).
Die endgultige Fassung des Ersten Gllcksspielanderungsstaatsvertrages wurde
von den Ministerprasidenten auf ihrer Konferenz vom 26. bis 28. Oktober 2011
beschlossen, was durch eine Pressemitteilung der Staatskanzlei Schleswig-
Holstein bekanntgegeben wurde. Am 15. Dezember 2011 unterzeichneten die
Ministerprasidenten aller Lander mit Ausnahme Schleswig-Holsteins den Ersten
Glicksspielanderungsstaatsvertrag, der am 1. Juli 2012 geman seinem Art. 2
Abs. 1 Satz 1 in Kraft trat. Im Jahre 2013 trat ihm auch Schleswig-Holstein bei
(vgl. Gesetz zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung des Staatsvertrages zum
Glucksspielwesen in Deutschland vom 1. Februar 2013, GVOBI Schleswig-
Holstein 2013, S. 51 ff.).

3. Kernstlick der Neuregelungen fir Spielhallen im gednderten Staatsvertrag
zum Glucksspielwesen in Deutschland (Glicksspielstaatsvertrag - GIlaStV) sind
die Vorschriften des Siebten Abschnitts (§§ 24 bis 26 GIUStV):

§ 24 Erlaubnisse

(1) Unbeschadet sonstiger Genehmigungserfordernisse bedirfen die
Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle einer Erlaubnis nach die-
sem Staatsvertrag.

(2) 'Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Errichtung und der Be-
trieb einer Spielhalle den Zielen des § 1 zuwiderlaufen. 2Sie ist
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schriftlich zu erteilen und zu befristen. 3Die Erlaubnis kann, auch
nachtraglich, mit Nebenbestimmungen versehen werden.

(3) Das Néhere regeln die Ausfihrungsbestimmungen der Lander.
§ 25 Beschrankungen von Spielhallen

(1) 'Zwischen Spielhallen ist ein Mindestabstand einzuhalten (Verbot
von Mehrfachkonzessionen). ?Das Nahere regeln die Ausfiihrungs-
bestimmungen der Lander.

(2) Die Erteilung einer Erlaubnis flr eine Spielhalle, die in einem bau-
lichen Verbund mit weiteren Spielhallen steht, insbesondere in einem
gemeinsamen Gebaude oder Gebaudekomplex untergebracht ist, ist
ausgeschlossen.

(3) Die Lander kénnen die Anzahl der in einer Gemeinde zu erteilen-
den Erlaubnisse begrenzen.

§ 26 Anforderungen an die Ausgestaltung und den Betrieb von
Spielhallen

(1) Von der auBeren Gestaltung der Spielhalle darf keine Werbung
fir den Spielbetrieb oder die in der Spielhalle angebotenen Spiele
ausgehen oder durch eine besonders aufféllige Gestaltung ein zu-
satzlicher Anreiz fir den Spielbetrieb geschaffen werden.

(2) Die Lander setzen fir Spielhallen zur Sicherstellung der Ziele des
§ 1 Sperrzeiten fest, die drei Stunden nicht unterschreiten dirfen.

§ 29 Abs. 4 GIUStV enthalt eine Ubergangsregelung fiir Bestandsspielhallen: 8
§ 29 Ubergangsregelungen
(1) bis (3) ...

(4) 'Die Regelungen des Siebten Abschnitts finden ab Inkrafttreten
dieses Staatsvertrags Anwendung. ?Spielhallen, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Staatsvertrags bestehen und fir die bis
zum 28. Oktober 2011 eine Erlaubnis nach § 33i Gewerbeordnung
erteilt worden ist, deren Geltungsdauer nicht innerhalb von finf Jah-
ren nach Inkrafttreten dieses Vertrages endet, gelten bis zum Ablauf
von funf Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags als mit §§ 24 und
25 vereinbar. *Spielhallen, fiir die nach dem 28. Oktober 2011 eine
Erlaubnis nach § 33i Gewerbeordnung erteilt worden ist, gelten bis
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zum Ablauf von einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrags
als mit §§ 24 und 25 vereinbar. “Die firr die Erteilung einer Erlaubnis
nach § 24 zustadndigen Behérden kénnen nach Ablauf des in Satz 2
bestimmten Zeitraums eine Befreiung von der Erfullung einzelner An-
forderungen des § 24 Abs. 2 sowie § 25 flir einen angemessenen
Zeitraum zulassen, wenn dies zur Vermeidung unbilliger Harten er-
forderlich ist; hierbei sind der Zeitpunkt der Erteilung der Erlaubnis
geman § 33i Gewerbeordnung sowie die Ziele des § 1 zu berlck-
sichtigen. °Das Néahere regeln die Ausfiihrungsbestimmungen der
Lander.

5) ...
§ 21 Abs. 2 GIUStV betrifft ebenfalls spezifisch den Betrieb von Spielhallen:

§ 21 Sportwetten

(1) ...

(2) In einem Gebaude oder Gebaudekomplex, in dem sich eine
Spielhalle oder eine Spielbank befindet, dirfen Sportwetten nicht
vermittelt werden.

(3) bis (5) ...

Daneben sind gemal § 2 Abs. 3 GIUStV die allgemeinen Vorschriften der §§ 1
bis 3, §4 Abs. 1, 3 und 4 sowie §§ 5 bis 7 GIuStV auf Spielhallen anwendbar.
Wahrend §§ 1 bis 3 GIiStV Ziel- und Begriffsbestimmungen sowie die Regelung
des Anwendungsbereichs des Staatsvertrages enthalten, sind in § 4 Abs. 1, 3 und
4 sowie §§ 5 bis 7 GIuStV auch konkrete Pflichten und Verbote flir Spielhallenbe-
treiber geregelt, unter anderem im Hinblick auf den Jugendschutz, Werbebe-
schrankungen, ein zu entwickelndes Sozialkonzept und Aufklarungspflichten.

4. Das Gesetz zur Regelung des Rechts der Spielhallen im Land Berlin (Spiel-
hallengesetz Berlin - SpielhG Bln; GVBI 2011 S. 223) war bereits am 20. Mai 2011
verabschiedet worden und am 2. Juni 2011, also noch vor der Unterzeichnung des
Ersten Glicksspieldnderungsstaatsvertrages, in Kraft getreten.

a) Die von den Beschwerdeflihrerinnen zu 1) und Il) im Einzelnen angegriffe-
nen Vorschriften lauten in der Fassung von 2011 wie folgt:

9

10

11

12
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§ 2 Erlaubnis

(1) 'Wer eine Spielhalle oder ein ahnliches Unternehmen nach § 1
betreiben will, bedarf der Erlaubnis der zustandigen Behorde. ?Fiir
jeden Spielhallenstandort darf nur ein Unternehmen nach § 1 zuge-
lassen werden. *Der Abstand zu weiteren Unternehmen nach § 1 soll
500 Meter nicht unterschreiten. “Das Gewerbe soll auch nicht in
raumlicher Nahe von Einrichtungen betrieben werden, die ihrer Art
nach oder tatsachlich vorwiegend von Kindern oder Jugendlichen
aufgesucht werden. °Die fir die Erlaubnis zustandige Behérde darf
unter Berlcksichtigung der Verhéltnisse im Umfeld des jeweiligen
Standortes und der Lage des Einzelfalls von der MaBgabe nach
Satz3 und 4 abweichen. °Bauplanungsrechtliche Anforderungen
bleiben unberiihrt. "Die Erlaubnis nach Satz 1 schlieBt nicht die Er-
laubnis und Bestatigung nach § 33c oder die Erlaubnis nach § 33d
der Gewerbeordnung mit ein.

(2) Die Erlaubnis kann mit einer Befristung erteilt und mit Auflagen
verbunden werden, soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit, der
Gaste oder der Bewohnerinnen und Bewohner des Betriebsgrund-
sticks oder der Nachbargrundsticke vor Gefahren, erheblichen
Nachteilen oder erheblichen Belastigungen erforderlich ist; unter
denselben Voraussetzungen ist auch die nachtragliche Aufnahme,
Anderung und Erganzung von Auflagen zul&ssig.

(3) Die Erlaubnis ist insbesondere zu versagen, wenn

1. die in § 33c Absatz 2 oder § 33d Absatz 3 der Gewerbeordnung
genannten Versagungsgrinde vorliegen,

2. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Raume wegen ihrer
Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen nicht ge-
ndgen,

3. der Betrieb des Gewerbes eine Gefdhrdung der Jugend, eine
UbermaBige Ausnutzung des Spieltriebs, schadliche Umwelteinwir-
kungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder sonst
eine nicht zumutbare Belastigung der Allgemeinheit, der Nachbarin-
nen und Nachbarn oder einer im 6ffentlichen Interesse bestehenden
Einrichtung beflrrchten lasst oder

4. die Antragstellerin oder der Antragsteller nicht durch Vorlage eines
Sachkundenachweises belegen kann, dass erfolgreich Kenntnisse
Uber die rechtlichen Grundlagen fir den in Aussicht genommenen
Betrieb sowie zur Pravention der Spielsucht und im Umgang mit be-
troffenen Personen erworben wurden. Die fir Wirtschaft zustandige
Senatsverwaltung wird erméchtigt, im Einvernehmen mit der fir Ge-
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sundheit zustédndigen Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung die
Dauer und Inhalte der Schulung sowie die Rahmenbedingungen fir
deren Durchfihrung festzulegen.

§ 4 Anforderungen an die Gestaltung und Einrichtung von Spielhallen
und &hnlichen Unternehmen

(1) 'Unternehmen nach § 1 sind von ihrem auBBeren Erscheinungs-
bild so zu gestalten, dass ein Einblick ins Innere der Raumlichkeiten
von auBen nicht méglich ist. 2Das duBere Erscheinungsbild darf nicht
mit auffalliger Werbung oder sonstigen Werbemitteln gestaltet sein,
von denen ein Aufforderungs- oder Anreizcharakter zum Spielen
ausgeht.

(2) 'In Unternehmen nach § 1 darf je 12 Quadratmeter Grundflache
héchstens ein Geld- oder Warenspielgerat aufgestellt werden; die
Gesamtzahl darf jedoch acht Gerate nicht Ubersteigen. ?Bei Mehr-
platzspielgeraten ist jeder Spielplatz als ein Gerat zu behandeln. ®Die
Geréte sind einzeln in einem Abstand von mindestens einem Meter
aufzustellen, getrennt durch eine Sichtblende in einer Tiefe von min-
destens 0,80 Meter, gemessen von der Geratefront in Héhe mindes-
tens der Gerateoberkante. *Bei der Berechnung der Grundflache
bleiben Nebenraume wie Abstellraume, Flure, Toiletten, Vorraume
und Treppen auBer Ansatz. °Die zustandige Behdrde kann Auflagen
zur Art der Aufstellung und Anordnung sowie rdumlichen Verteilung
der Gerate erteilen, soweit dies zum Schutz vor einer lbermaBigen
Ausnutzung des Spieltriebes erforderlich ist.

(3) In Unternehmen nach § 1 darf hdéchstens ein anderes Spiel im
Sinne des § 33d Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung, bei dem der
Gewinn in Geld besteht, veranstaltet werden.

(4) In raumlicher Verbindung zu Unternehmen nach § 1 darf die In-
haberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 das Auf-
stellen von Geldausgabeautomaten oder anderen Geraten, mit deren
Hilfe sich die Spielerin oder der Spieler Geld beschaffen kann, nicht
ermoglichen oder begunstigen.

§ 5 Sperrzeit und Spielverbotstage

(1) Die Sperrzeit fir Unternehmen nach § 1 beginnt um 3 Uhr und
endet um 11 Uhr.

) ...
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§ 6 Jugend- und Spielerschutz

(1) 'In Unternehmen nach § 1, in denen Speisen oder Getrénke an
Ort und Stelle verabreicht werden, dirfen hdchstens drei Geld- oder
Warenspielgerate aufgestellt werden. 2Die unentgeltliche Abgabe
von Speisen und Getranken ist verboten.

(2) Wahrend der Offnungszeiten ist sicherzustellen, dass in jedem
Unternehmen nach § 1 mindestens eine Aufsichtsperson dauerhaft
anwesend ist.

(3) 'Die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1
hat sicherzustellen, dass als Aufsicht nur Personen beschaftigt wer-
den, die spatestens zum Zeitpunkt der Aufnahme der Tétigkeit Gber
einen Sachkundenachweis verfiigen. ?Aus dem Sachkundenachweis
muss hervorgehen, dass erfolgreich Kenntnisse zur Pravention der
Spielsucht und im Umgang mit betroffenen Personen erworben wur-
den. 3Die fiir Wirtschaft zustandige Senatsverwaltung wird erméch-
tigt, im Einvernehmen mit der fir Gesundheit zustdéndigen Senats-
verwaltung durch Rechtsverordnung die Dauer und Inhalte der Schu-
lung sowie die Rahmenbedingungen fir deren Durchfihrung festzu-
legen.

(4) 'Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
darf kein Zutritt zu Unternehmen nach § 1 gewéahrt werden. “Die
Durchsetzung des Verbots ist durch Eingangskontrolle in Verbindung
mit der Vorlage des Personalausweises oder anderer zur ldentitats-
kontrolle geeigneter Dokumente zu gewahrleisten.

(5) 'Die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1
oder das mit der Aufsicht betraute Personal haben die Spielerinnen
und Spieler Uber die Suchtrisiken der angebotenen Spiele und Még-
lichkeiten der Beratung und Therapie aufzuklaren. ?Die Inhaberin
oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 oder das mit der
Aufsicht betraute Personal sind auBBerdem verpflichtet, die Spielerin-
nen und Spieler zu verantwortungsbewusstem Spiel anzuhalten.
%Vom Spielverhalten her aufféllige Personen sind vom Spiel auszu-
schlieBen.

(6) 'Fur die Dauer von mindestens einem Jahr sind auch Personen
vom Spiel auszuschlieBen, die dies gegentber der Inhaberin oder
dem Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 oder dem mit der Auf-
sicht betrauten Personal verlangen. 2Zum Zweck der Kontrolle des
freiwilligen Ausschlusses dirfen die zur ldentifizierung der betreffen-
den Personen erforderlichen personenbezogenen Daten erhoben
und fir die Dauer der Sperre gespeichert und im Rahmen der Ein-
gangskontrolle verwendet werden.
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(7) In Unternehmen nach § 1 dirfen keine Handlungen vorgenom-
men oder Bedingungen geschaffen werden, die geeignet sind, zum
dbermaBigen Verweilen oder zur Ausnutzung des Spieltriebs zu ver-
leiten oder die mdgliche Suchtgefahrdung zu verharmlosen.

(8) In Unternehmen nach § 1 sind Informationsmaterial Gber Risiken
des UbermaBigen Spielens und Informationen zu Angeboten und
Kontaktdaten von qualifizierten Beratungsstellen sichtbar auszule-
gen.

§ 7 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 2 Absatz 1 eine Spielhalle oder ein &hnliches Unter-
nehmen ohne Erlaubnis betreibt,

2. einer vollziehbaren Auflage gemaf § 2 Absatz 2 oder § 4 Absatz 2
nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

3. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 Einblick in das Innere der Rdumlich-
keiten von auBBen ermdglicht,

4. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 Werbung betreibt, von der ein Auf-
forderungs- oder Anreizcharakter zum Spielen ausgeht,

5. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 oder § 6 Absatz 1 Satz 1 mehr als
die zulassige Zahl von Spielgeraten aufstellt oder aufstellen lasst,

6. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 3 Spielgerate nicht richtig aufstellt,
7. entgegen § 4 Absatz 3 mehr als ein anderes Spiel veranstaltet,

8. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 duldet, dass ein Gast innerhalb der Sperrzeit in
den Betriebsrdumen verweilt, oder zulédsst, dass an den in § 5 Ab-
satz 2 genannten Spielverbotstagen die Spielhalle gedffnet ist oder
dort gespielt wird,

9. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 unentgeltlich Spei-
sen oder Getranke abgibt oder zuldsst, dass unentgeltlich Speisen
oder Getranke abgegeben werden,
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10. entgegen § 6 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Aufsichtsper-
son dauerhaft anwesend ist,

11. entgegen § 6 Absatz 3 Personen beschaftigt, die nicht Gber den
geforderten Sachkundenachweis verflgen,

12. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 entgegen § 6 Absatz 4 Satz 2 die vorgeschriebe-
ne ldentitatskontrolle unterlasst,

13. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 entgegen § 6 Absatz5 Satz 3 oder Absatz 6
Satz 1 einen Ausschluss vom Spiel unterlasst,

14. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 die in § 6 Absatz 8 vorgeschriebenen Unterlagen
nicht deutlich sichtbar auslegt.

2) ...
§ 8 Ubergangs- und Schlussbestimmungen

(1) "Nach § 33i der Gewerbeordnung erteilte giiltige Erlaubnisse ver-
lieren mit Ablauf des 31. Juli 2016 ihre Wirksamkeit. ?Die Inhaberin
oder der Inhaber dieser Erlaubnisse haben den nach § 2 Absatz 3
Nummer 4 geforderten Sachkundenachweis innerhalb von zwdlf Mo-
naten seit Inkrafttreten dieses Gesetzes der zustandigen Behérde
vorzulegen.

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber eines Unternehmens nach § 1 hat
daflr Sorge zu tragen, dass fur das bei Inkrafttreten dieses Gesetzes
bereits in dem Unternehmen als Aufsicht tatige Personal der Sach-
kundenachweis nach § 6 Absatz 3 innerhalb von zwdlf Monaten der
zustandigen Behdorde vorliegt.

(3) Wer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein Unter-
nehmen nach § 1 rechtmaBig betreibt und tber eine gultige Erlaubnis
nach § 33i der Gewerbeordnung verflgt, hat fir diesen Betrieb die
Zahl der Gerate und Spiele innerhalb von 24 Monaten auf das nach
§ 4 Absatz 2 und 3 zulassige Maf zu reduzieren.

“4) ...
b) Im Jahre 2012 wurde gemeinsam mit dem Ersten Glicksspieldnderungs- 13

staatsvertrag das Berliner Ausfihrungsgesetz zum Gllcksspielstaatsvertrag
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(AGGIOStV Bln; GVBI S. 238) in Kraft gesetzt, das in § 15 AGGIUStV Bln das
Verhéltnis der Vorschriften im Spielhallengesetz Berlin zum Ersten Gllcksspiel-
anderungsstaatsvertrag regelt.

c) Eine erneute Anderung der spielhallenrechtlichen Vorschriften erfolgte
durch das Gesetz zur Umsetzung des Mindestabstands nach dem Spielhallenge-
setz Berlin fur Bestandsunternehmen (Mindestabstandsumsetzungsgesetz Berlin -
MindAbstUmsG BIn) sowie zur Anderung spielrechtlicher Vorschriften vom
22. Marz 2016 (GVBI S.117). Das durch Artikel 1 eingefihrte Mindestab-
standsumsetzungsgesetz Berlin regelt insbesondere das im Gesetz als ,Sonder-
verfahren® bezeichnete behdrdliche Verfahren zur Neuerteilung einer Spielhallen-
erlaubnis fir Bestandsspielhallen. In diesem Zusammenhang enthalt das Mindest-
abstandsumsetzungsgesetz Berlin Modifikationen von Vorgaben des Spielhallen-
gesetzes Berlin, die nur im Rahmen des Sonderverfahrens fur Bestandsspielhallen
gelten. So gilt fir diese das Abstandsgebot beziglich Kinder- und Jugendeinrich-
tungen nur im Hinblick auf andere Schulen als Grundschulen und Schulen der
Erwachsenenbildung, wobei eine raumliche Nahe bei Uberschreiten einer Weg-
strecke von 200 Metern regelmafig nicht vorliegt (vgl. § 5 MindAbstUmsG Bln).
Beim Mindestabstand zu anderen Spielhallen kommt im Sonderverfahren die
Abweichungsmadglichkeit des § 2 Abs. 1 Satz 5 SpielhG Bln nicht zur Anwendung;
fir die Abstandsermittlung ist statt der Luftlinie die Wegstrecke maB3geblich (vgl.
§ 6 MindAbstUmsG BIn). Zudem enthélt § 9 MindAbstUmsG Blin eine Hartefall-
klausel flr Bestandsspielhallen, die aufgrund VerstoBes gegen die Abstandsgebo-
te oder das Verbundverbot im Sonderverfahren sonst keine Erlaubnis erhalten
kénnen. Die Abweichungsmdglichkeit nach § 2 Abs. 1 Satz 5 SpielhG Bin findet
geman § 6 Abs. 1 Satz 2 MindAbstUmsG BIn im Sonderverfahren fir Bestands-
spielhallen keine Anwendung.

Zudem enthalt das Mindestabstandsumsetzungsgesetz Berlin Vorgaben flr
ein Auswahlverfahren, das nach Ablauf der Ubergangsfrist gemaB §8
Abs. 1 SpielhG Bin in denjenigen Fallen zur Anwendung kommt, in denen mehrere
Bestandsspielhallen zueinander den Mindestabstand nicht einhalten oder in einem
baulichen Verbund stehen. Die materiellen Kriterien fir die Auswahl der fortbeste-
henden Spielhalle sind dabei in §§ 7 und 8 MindAbstUmsG Bin geregelt.

5. Bayern hat die Vorgaben des Ersten Glicksspielanderungsstaatsvertrages
durch eine Anderung des bayerischen Gesetzes zur Ausfiihrung des Staatsvertra-
ges zum Glicksspielwesen in Deutschland (BayAGGIUStV) vom 20. Dezember
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2007 (GVBI S. 922) zeitgleich zum Inkrafttreten der geédnderten Fassung des
Glucksspielstaatsvertrages am 1. Juli 2012 umgesetzt (vgl. § 1 des Gesetzes zur
Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung des Staatsvertrages zum Gliicksspielwe-
sen in Deutschland und anderer Rechtsvorschriften vom 25. Juni 2012; GVBI
S. 270). Demnach gilt ein Mindestabstand von 250 Metern Luftlinie zu anderen
Spielhallen (Art. 9 Abs. 3 BayAGGIUStV).

Fir Bestandsspielhallen enthalt Art. 11 Abs. 1 BayAGGIiUStV folgende Rege-
lung:

Art. 11 Betrieb von Spielhallen

(1) 1Spielhallen durfen nur nach Erteilung der Erlaubnis nach § 24
Abs. 1 GIiStV und Art. 9 betrieben werden. ?Die Ubergangsfristen in
§ 29 Abs. 4 GIUStV sind zu beachten.

2) ...

6. Im Saarland wurde zum 1. Juli 2012 das Saarlandische Spielhallengesetz
(SSpielhG; ABI | S. 171) in Kraft gesetzt. Die hier angegriffenen Vorschriften und
die mit diesen in Zusammenhang stehenden Regelungen lauten wie folgt:

§ 1 Ziele und Anwendungsbereich

(1) Ziele dieses Gesetzes sind gleichrangig, fir den Bereich der
Spielhallen

1. das Entstehen von Glicksspielsucht zu verhindern und die Vo-
raussetzungen fiir eine wirksame Suchtbekdmpfung zu schaffen,

2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative zu nicht erlaub-
ten Angeboten darstellendes Angebot den natlrlichen Spieltrieb der
Bevdlkerung in geordnete und Uberwachte Bahnen zu lenken sowie
der Entwicklung und Ausbreitung von unerlaubten Angeboten in
Schwarzmarkten entgegenzuwirken,

3. den Jugend- und Spielerschutz zu gewahrleisten,

4. sicherzustellen, dass der Betrieb von Spielhallen ordnungsgeman
durchgefiihrt, die Spieler vor betriigerischen Machenschaften ge-
schitzt und die mit dem Betrieb von Spielhallen verbundene Folge-
und Begleitkriminalitat abgewendet werden.
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(2) und (3) ...
§ 2 Erlaubnis

(1) "Der Betrieb einer Spielhalle bedarf der Erlaubnis nach diesem
Gesetz. ?2Im Ubrigen bleiben Genehmigungserfordernisse nach ande-
ren Rechtsvorschriften unberthrt.

(2) bis (4) ...
§ 3 Versagungsgrinde

(1) Die Erlaubnis ist unbeschadet der in § 33c Absatz 2 GewO oder
§ 33d Absatz 3 GewO genannten Griinde zu versagen, wenn der Be-
trieb einer Spielhalle

1. den Zielen und Bestimmungen dieses Gesetzes zuwiderlauft oder
2. ...

(2) DarUber hinaus ist die Erlaubnis zu versagen, wenn eine Spielhal-
le

1. in baulichem Verbund mit einer oder mehreren weiteren Spielhal-
len steht, insbesondere in einem gemeinsamen Gebaude oder Ge-
b&dudekomplex untergebracht wird (Mehrfachkonzession) oder

2. einen Mindestabstand von 500 Metern Luftlinie zu einer anderen
Spielhalle unterschreitet.

§ 4 Anforderungen an die Ausgestaltung von Spielhallen
und Werbung

(1) und (2) ...

(3) ... 2Ferner ist es verboten,

1. ...

2. Internet-Terminals bereitzuhalten,

3.und 4. ...
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5. in Spielhallen zu rauchen, auBer in untergeordneten und abge-
trennten Bereichen. In diesen Bereichen ist die entgeltliche und die
unentgeltliche Verabreichung von Speisen oder Getranken untersagt.

§ 5 Jugendschutz, Sozialkonzept und Aufklarung

£1) 'Der Aufenthalt von Minderjahrigen in Spielhallen ist unzulassig.

Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber stellt durch eine
Kontrolle des amtlichen Ausweises oder eine vergleichbare Identi-
tatskontrolle sicher, dass Minderjahrige keinen Zutritt zur Spielhalle
haben.

(2) und (3) ...
§ 7 Sperrzeit

(1) Die Sperrzeit fur Spielhallen beginnt téaglich um 4.00 Uhr und en-
det um 10.00 Uhr.

2) ...

§ 8 Verpflichtungen

(1) ...

(2) Unbeschadet der Verpflichtungen aus der Spielverordnung darf
der Erlaubnisinhaber oder die Erlaubnisinhaberin das Aufstellen von
Geldautomaten oder anderen Geraten oder Vorrichtungen, mittels
derer sich der Spieler Geld beschaffen kann, nicht ermdglichen, dul-
den oder begunstigen.

§ 12 Ubergangs- und Schlussbestimmungen

(1) 'Unbeschadet der §§ 48, 49 des Saarlandischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes und der Ubergangsfristen gemai § 29 Absatz 4 des
Glicksspielstaatsvertrages erléschen Erlaubnisse nach § 33i GewO,
aufgrund derer zum Zeitpunkt des Inkrafttiretens dieses Gesetzes ei-
ne Spielhalle rechtmalBig betrieben wird, mit Ablauf des 30. Juni
2017. 2Soll eine Spielhalle tber diesen Zeitpunkt hinaus weiter be-
trieben werden, ist ein Antrag auf Erlaubnis nach diesem Gesetz fri-
hestens zwolf Monate und spatestens bis zum Ablauf von sechs Mo-
naten vor dem Erléschen der Erlaubnis zu stellen.

(2) 'Die Erlaubnisbehdrde kann in den Fallen des Absatz 1 auf An-
trag in begrindeten Einzelfallen eine Befreiung von dem Abstands-
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gebot nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 flr einen angemessenen Zeit-
raum aussprechen, wenn

1. eine Erlaubnis ausschlieBlich wegen Unterschreitung des Min-
destabstandes nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 nicht mehr erteilt wer-
den kdnnte,

2. die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber auf den Bestand
der urspringlichen Erlaubnis vertrauen durfte und dieses Vertrauen
unter Abwagung 6ffentlicher Interessen und der Ziele des § 1 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes schutzwirdig ist und

3. dies zur Vermeidung unbilliger Harten erforderlich ist.

?Das Gleiche gilt fiir Spielhallen in baulichem Verbund mit einer oder
mehreren weiteren Spielhallen, insbesondere in einem gemeinsamen
Gebdude oder Gebaudekomplex (Mehrfachkonzession) nach § 3
Absatz 2 Nummer 1 mit der MalBgabe, dass das Vertrauen in der
Regel nur dann schutzwirdig ist, wenn

1. eine unbefristete Erlaubnis nach § 33i GewO vor dem 28. Oktober
2011 erteilt und in Anspruch genommen wurde und

2. der Erlaubnisinhaber im Vertrauen auf diese Erlaubnis Vermo-
gensdispositionen getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter un-
zumutbaren Nachteilen riickgangig machen kann.

3§ 48 Absatz 2 Satz 3 des Saarlandischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes ist anzuwenden. *Fiir Befreiungen gilt § 2 Absatz 2 ent-
sprechend.

(3) Zur besseren Erreichung der Ziele des § 1 Absatz 1 kann die zu-
standige Behérde im Zusammenhang mit der Erteilung einer Befrei-
ung nach Absatz 2 die Vorlage und die Umsetzung von Konzepten
verlangen, in denen nach Ablauf der Ubergangsfrist nach Absatz 1
konkrete MaBnahmen zur weiteren Anpassung des Betriebs der
Spielhalle an die Erlaubnisvoraussetzungen nach diesem Gesetz
aufgenommen werden, die auch konkrete MaBnahmen zum Ruckbau
umfassen kénnen.

(4) Die Landesregierung wird ermachtigt, zur besseren Erreichung
der Ziele des § 1 Absatz 1 durch Rechtsverordnung néhere Bestim-
mungen zu Absatz 2 und 3 zu erlassen.

(5) Zum Nachweis von schutzwirdigen Vermdgensdispositionen
kann die Erlaubnisbehérde Einsicht in die erforderlichen Unterlagen,
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insbesondere Geschaftsberichte und Blicher verlangen und sich
hierzu auf Kosten des Antragstellers sachverstandiger Personen be-
dienen.

(6) Die Erlaubnis nach diesem Gesetz umfasst zugleich die Erlaubnis
nach § 24 Absatz 1 des Gllcksspielstaatsvertrages.

7. Daneben unterliegt die Aufstellung von Geldspielgeraten gewerberechtli-
chen Vorgaben. So enthalt § 33c Abs. 1 GewO einen Erlaubnisvorbehalt fir das
gewerbsmaBige Aufstellen von Spielgeraten mit Gewinnmaéglichkeit. Zudem setzt
das Aufstellen von Gewinnspielgeraten eine behdrdliche Geeignetheitsbestatigung
fir den Aufstellort voraus (§ 33c Abs. 3 GewO). Die in Spielhallen aufgestellten
Gewinnspielgerate bendtigen geman § 33c Abs. 1 Satz 2 GewO eine im Einzelnen
in §§ 11 bis 17 SpielV geregelte Bauartzulassung.

AuBer in Spielhallen dirfen auch in Gaststatten bis zu drei Geldspielgerate
aufgestellt werden (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 Satz 1 SpielV), wobei die gerate-
bezogenen Vorgaben der Gewerbeordnung (§§ 33c bis 33g GewO) und der
Spielverordnung zu beachten sind. Spielautomaten mit Gewinnmdglichkeit dirfen
auch in Spielbanken aufgestellt werden. Auf die Zulassung und den Betrieb von
Spielbanken finden geman § 33h Nr. 1 GewO die §§ 33c bis 33g GewO und damit
auch die Anforderungen an Geldspielgerate nach der Spielverordnung keine
Anwendung.

8. Vor dem Inkrafttreten der angegriffenen Regelungen hatte die Zahl der
Spielhallen und der in ihnen aufgestellten Geldspielgerate stark zugenommen, in
Berlin in den Jahren 2008 bis 2011 von 239 auf 409 Standorte und von 302 auf
584 Erlaubnisse sowie von 2.894 auf 5.398 Spielgerate, im Saarland in den Jah-
ren 2006 bis 2012 von 97 auf 147 Standorte, von 129 auf 253 Erlaubnisse und von
1.151 auf 2.589 Spielgerate und in Bayern in den Jahren 2006 bis 2012 von 871
auf 1.090 Standorte, von 1.241 auf 1.984 Erlaubnisse und von 10.605 auf 20.686
Spielgerate. In den drei Landern war es insbesondere zu einer starken Zunahme
an Mehrfachspielhallen gekommen. Die Umsatze mit Geldspielgeraten in Spielhal-
len und Gaststatten waren vom Jahr 2002 bis zum Jahr 2013 bundesweit von
ungefahr 5,7 Mrd. € auf ungefahr 19,1 Mrd. € gestiegen (vgl. Meyer, Gllcksspiel -
Zahlen und Fakten, in: Jahrbuch Sucht 2015, S. 140 <143>; vgl. auch den starken
Anstieg der Patienten mit pathologischem Spielverhalten, a.a.O., S. 148).
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In Berlin dirfen gemaB § 1 des Gesetzes Uber die Zulassung offentlicher
Spielbanken in Berlin (Spielbankengesetz Berlin - SpBG BIn) hingegen nur bis zu
zwei Spielbanken zugelassen werden. Derzeit existiert eine Spielbank mit einem
Hauptstandort und vier Zweigstellen. Zwischen dem Jahr 2001 und dem Jahr 2004
stieg die Zahl der dort aufgestellten Spielautomaten insbesondere aufgrund der
Neuerdffnung von Zweigstellen von 570 auf 1.095. Durch die SchlieBung einer
Zweigstelle im Jahre 2012 sank die Zahl der aufgestellten Spielautomaten Ende
des Jahres 2014 auf 830.

Im Saarland sind gemaB § 5 Abs. 1 des Saarlandischen Spielbankgesetzes
(SpielbG-Saar) bis zu zwei Spielbanken erlaubt, fir die Zweigspielbetriebe mit
Automatenspiel zugelassen werden durfen. Derzeit existieren zwei Spielbanken
und funf Zweigspielbetriebe (davon eine Spielbank und zwei Zweigspielbetriebe in
Saarbricken). Bis zum Jahr 2011 waren dort insgesamt 951 Spielautomaten
aufgestellt. Nach der SchlieBung einer Zweigstelle im Jahre 2011 ist diese Zahl bis
zum Jahr 2015 auf 857 zurlickgegangen.

9. Das Bundesverwaltungsgericht hat am 16. Dezember 2016 entschieden,
die Berliner Beschrankungen far die Erlaubnis und den Betrieb von Spielhallen
seien rechtmaBig (vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris).
Insbesondere dirften die Lander seit dem Jahr 2006 nach Art. 74 Abs. 1
Nr. 11 GG im Bereich des Rechts der Spielhallen samtliche Voraussetzungen fir
die Erlaubnis von Spielhallen und die Art und Weise ihres Betriebs regeln. Die
Regelungen seien auch mit der Berufsfreiheit und dem Eigentumsrecht der Spiel-
hallenbetreiber vereinbar und auf der Grundlage der tatrichterlichen Feststellun-
gen und des dem Landesgesetzgeber eingerdumten Spielraums bei der Einschét-
zung der Suchtgefédhrdung sowie der Eignung und Erforderlichkeit suchtbekamp-
fender MaBnahmen verhaltnismaiig. Das unionsrechtliche Koh&renzgebot bei der
Bek&mpfung der Spielsucht stehe ihnen ebenfalls nicht entgegen.

1. Die Beschwerdeflihrerin zu ) wendet sich mit ihrer Verfassungsbeschwerde
unmittelbar gegen einzelne Vorschriften des Spielhallengesetzes Berlin und gegen
das Gesetz insgesamt.

a) Sie betreibt in Berlin an finf Standorten jeweils zwischen einer und drei
Spielhallen, fur die ihr Genehmigungen nach § 33i GewO erteilt worden waren. In
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den Spielhallen waren bei Erhebung der Verfassungsbeschwerde jeweils zwdélf, in
einem Fall elf Geldspielgerate aufgestellt. Die Erteilung von Genehmigungen fir
zwei weitere Spielhallen an einem der Standorte wurde nach Inkrafttreten des
Spielhallengesetzes Berlin wegen VerstoBes gegen das Verbundverbot abgelehnt.
Im Abstand von weniger als 500 Metern zu allen Standorten befinden sich jeweils
weitere Spielhallen sowie Kindergarten, Kindertagesstatten oder Schulen.

b) Die Beschwerdeflhrerin zu 1) ist der Ansicht, die Verfassungsbeschwerde
gegen die angegriffenen Rechtsnormen sei zuladssig. Die Abstandsgebote zu
anderen Spielhallen und zu Kinder- und Jugendeinrichtungen hinderten sie fak-
tisch an jedweder Neuerdffnung von Spielhallen in Berlin.

Soweit die angegriffenen Vorschriften buBgeldbewehrt seien, kénne es ihr
nicht zugemutet werden, gegen die Normen zu verstoBen, um die Frage der
Verfassungswidrigkeit im Ordnungswidrigkeitenverfahren kléren zu lassen. Auch
im Hinblick auf die Anwendung des Verbundverbots und der Abstandsgebote auf
ihre Bestandsspielhallen bestiinden keine zumutbaren Rechtsschutzméglichkei-
ten, da die Erteilung von neuen Erlaubnissen fur die Spielhallen nach Ablauf der
Ubergangsfrist ausgeschlossen sei.

c) Die mit dem Spielhallengesetz Berlin eingefiihrten Belastungen verletzten
sie in ihrer Berufsfreiheit. Die darin liegenden Eingriffe seien bereits deshalb nicht
gerechtfertigt, weil dem Land fUr diese Vorschriften die Gesetzgebungskompetenz
fehle. Sie seien nicht Teil des ,Rechts der Spielhallen gemaR Art. 74 Abs. 1
Nr. 11 GG. Die fehlende Zusténdigkeit ergebe sich auch aus der Sperrwirkung des
Bauplanungsrechts des Bundes gemafB Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG und fir die
Regelung von Eingangskontrollen nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SpielhG Bln aus den
bundesrechtlichen Regelungen zum Jugendschutz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG.

Die Abstandsregelung zu Kinder- und Jugendeinrichtungen sowie die Aus-
nahmeregel des § 2 Abs. 1 Satz 5 SpielhG BlIn verstieBen auch gegen das Be-
stimmtheitsgebot und den Wesentlichkeitsgrundsatz. AuBerdem seien die Ab-
standsregelungen nicht zur Verfolgung der benannten Ziele geeignet und erforder-
lich. Es gebe keinen wissenschaftlich belegten Zusammenhang zwischen dem
Abstand zwischen Spielhallen und einer Suchtgefédhrdung. Gleiches gelte flr das
Verbundverbot, das aus suchtpraventiver Sicht keinerlei positive Wirkung habe.
Die zugrunde gelegte Annahme einer massiven Zunahme der Spielhallen-
standorte sei unzutreffend. Eigentliche Ursache fir die vermeintliche ,Spielhallen-
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flut® sei die Zunahme von spielhallendhnlichen ,Spielcafés® ohne Spielhallen-
erlaubnis. Insofern bestehe ein Vollzugsdefizit im Hinblick auf die Vorschriften der
Gewerbeordnung und der Spielverordnung.

Abstandsregelungen und Verbundverbot seien angesichts der strengen Recht-
fertigungsanforderungen an objektive Berufszulassungsregeln nicht verhaltnisma-
Big im engeren Sinne. Es lagen keine nachweisbaren oder héchstwahrscheinli-
chen schweren Gefahren fir ein Gberragend wichtiges Gemeinschaftsgut vor. Nur
0,19 bis 0,56 % der erwachsenen Bevdlkerung weise Uberhaupt ein pathologi-
sches Spielverhalten auf, davon hatten wiederum nur 30 % ein Problem mit dem
Spiel an Geldspielgeraten. Setze man die Zahl der pathologischen Spieler bei den
einzelnen Gllcksspielarten in Relation zur Intensitédt des Spielens und den hier-
durch jeweils generierten Bruttospielertragen, ergebe sich ein ,Pathologie-
Potenzial-Koeffizient®, der bei Spielautomaten in Spielbanken erheblich héher sei
als bei Spielgeraten in Spielhallen. Ein weitreichendes faktisches Verbot neuer
Spielhallen aufgrund eines Gesetzes, das zur Bek&mpfung pathologischen Spiel-
verhaltens nicht geeignet erscheine, sei unverhaltnismanig.

Die Ubergangsregelung greife rechtswidrig in die Eigentumsfreiheit der Be-
schwerdefUhrerin zu 1) ein. Der nachtragliche Entzug der bestandskréaftigen und
unbefristeten Genehmigung stelle eine rechtswidrige Enteignung dar; diese sei
mangels Entschadigungsregelung verfassungswidrig. Zumindest liege in der
Entwertung von Investitionen, die im Vertrauen auf die bestehende Erlaubnis
getatigt worden seien, aber eine ausgleichspflichtige Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung. Die Ubergangsfrist von fiinf Jahren sei nicht ausreichend, da sich die
Investitionen im Branchenmittel in zehn bis 15 Jahren amortisierten. Die verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen an Transparenz und Chancengleichheit bei der
Auswahl zwischen Bewerbern um begrenzte Konzessionen wirden in Ermange-
lung objektiver Kriterien fir die Auswahlentscheidung zwischen mehreren Betrei-
bern von Spielhallen innerhalb des 500-Meter-Abstands missachtet.

Das buBgeldbewehrte Verbot einer auffélligen Gestaltung des aufBBeren Er-
scheinungsbildes von Spielhallen sei zu unbestimmt, zur Bekdmpfung der Spiel-
sucht ungeeignet und fihre zu einer Ungleichbehandlung gegentiber Gaststatten
und Spielbanken. Die Vorschriften zur Reduzierung der Geldspielgerate von zwolf
auf acht je Spielhalle und zum Verbot der Zweiergruppenaufstellung (§ 4 Abs. 2
Satz 1 und 3 SpielhG BIn) seien unverhéltnismaBig. Die EinfGhrung einer Sperrzeit
von 3 bis 11 Uhr (§ 5 Abs. 1 SpielhG BIn) sei ungeeignet, da in dieser Zeit im
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Internet und in Spielcafés weitergespielt werden kénne, und unverhéltnismaBig, da
sie bereits fir sich genommen eine wirtschaftliche BetriebsfUhrung unmdglich
mache. Die Beschrankung auf héchstens drei Geldspielgerate bei Abgabe von
Speisen und Getranken (§ 6 Abs. 1 SpielhG BIn) sei ebenfalls unverhaltnismaBig
und stelle eine unzuldssige Ungleichbehandlung gegenlber Gaststatten und
Spielbanken dar. UnverhaltnismaBig sei auch die Pflicht zur Anwesenheit von
Aufsichtspersonen in Spielhallen (§ 6 Abs. 2 SpielhG Blin). Die Regelungen zu
Aufklarungspflichten in § 6 Abs. 5 Satz 2 SpielhG Blin seien inhaltsleer und lebens-
fremd.

Die Pflicht zum Ausschluss auffalliger Personen (,Fremdsperre®, § 6 Abs. 5
Satz 3 SpielhG BIn) sei zu unbestimmt. Das System der Selbstsperre (§6
Abs. 6 SpielhG BIn) sei wegen der Ausweichmaoglichkeiten gesperrter Spieler auf
andere Spielhallenstandorte und Gaststatten ungeeignet, sein Nutzen stehe in
keinem Verhaltnis zu den Belastungen fir Spielhallenbetreiber. Der Auffangtatbe-
stand des § 6 Abs. 7 SpielhG Bln sei ganzlich unbestimmt.

Das Spielhallengesetz insgesamt sei ungeeignet zur Erreichung der verfolgten
Ziele, da die Spieler auf Spielcafés, ins Internet und auf weniger regulierte Spiel-
statten auswichen. Die Regelungen seien widersprichlich und inkonsequent, da
der Gesetzgeber im Bereich der Spielbanken ein akutes Regelungsdefizit hinneh-
me und dort eine massive Marktausweitung in Form von 1.000 Spielautomaten an
funf Ober das Stadtgebiet verteilten Standorten betreibe. Spielhallenbetreibern
seien Beschrankungen nur zumutbar, wenn sie Teil einer Gesetzgebung seien, die
in ihrer konkreten Ausgestaltung der Vermeidung und Abwehr von Spielsucht und
problematischem Spielverhalten diene. Zudem liege ein additiver Grundrechtsein-
griff vor. Die angegriffenen Regelungen héatten erdrosselnde Wirkung, da ein
wirtschaftlich sinnvoller Betrieb von Spielhallen bei Berticksichtigung der Erhéhung
der Vergnlgungsteuer und der strengen Regelungen der Spielverordnung nicht
mehr moglich sei.

2. Die Beschwerdefuhrerin zu Il) wendet sich ebenfalls unmittelbar gegen Vor-
schriften des Berliner Spielhallengesetzes. Sie betreibt aufgrund einer Genehmi-
gung nach § 33i GewO aus dem Jahre 2010 in Berlin in einem Gebaudekomplex
sechs Spielhallen, fir welche die Aufstellung von jeweils elf beziehungsweise
zwolf Spielgeraten zugelassen war.

-24 -

34

35

36







-24 -

a) Die von ihr angegriffenen Regelungen seien kompetenzwidrig erlassen und
die dadurch bewirkten Grundrechtseingriffe schon deshalb nicht gerechtfertigt.

Die Abstandsgebote und das Verbundverbot halt sie im Wesentlichen aus den
gleichen Grinden wie die Beschwerdeflhrerin zu 1) flr verfassungswidrig. Insbe-
sondere seien die Vorschriften nicht konsequent am Ziel der Einddmmung der mit
dem Gllcksspiel verbundenen Gefahren ausgerichtet, weil es an entsprechend
restriktiven Vorgaben flr Spielbanken und Geldspielgerate in Gaststatten fehle.
Da es dafur keinen sachlichen Grund gebe, liege ein VerstoB gegen Art. 3
Abs. 1 GG vor.

Das automatische Erléschen der Erlaubnis nach § 33i GewO gemaB §8
Abs. 1 Satz 1 SpielnG BIn und die Ubergangsregelung verstieBen auBerdem
gegen Art. 14 Abs. 1 GG. Geschltztes Eigentum sei zunachst die durch die ge-
werberechtliche Erlaubnis nach § 33i GewO vermittelte Rechtsposition. Geschutzt
seien aber auch die Nutzungsrechte an den Gebauden und der Betriebseinrich-
tung sowie die Gesamtheit der sachlichen, persénlichen und sonstigen Mittel als
eingerichteter und ausgetbter Gewerbebetrieb. Das Erléschen der Erlaubnisse
stelle eine unzulassige Enteignung dar, zumindest aber eine unverhaltnismaiige
Inhalts- und Schrankenbestimmung. Die Reduzierung der Geratehdchstzahl von
zwolf auf acht (§ 4 Abs. 2 SpielhG BIn) verletze angesichts der nur zweijahrigen
Ubergangsfrist nach § 8 Abs. 3 SpielhG BIn den rechtsstaatlichen Vertrauens-
schutz, da erst im Jahre 2005 die Geratehdchstzahl in § 3 Abs. 2 SpielV von zehn
auf zwolf erhéht worden sei.

b) Mit Schriftsatz vom 22. August 2016 und nachfolgender Begrindung vom
17. Oktober 2016 hat die Beschwerdeflhrerin zu Il) ihre Verfassungsbeschwerde
auf die zentralen Vorschriften des Mindestabstandsumsetzungsgesetzes Berlin
sowie auf die mit dem Gesetz zur Umsetzung des Mindestabstands nach dem
Spielhallengesetz Berlin fiir Bestandsunternehmen sowie zur Anderung spielrecht-
licher Vorschriften vom 22. Marz 2016 neu eingefligten Regelungen des Spielhal-
lengesetzes Berlin erstreckt.

3. Die Beschwerdefthrerin zu lll) greift die in § 29 Abs. 4 Satz 3 GIGStV in
Verbindung mit Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayAGGIiStV geregelte einjihrige Uber-
gangsfrist flr Spielhallen an, die nach dem 28. Oktober 2011 genehmigt wurden.
Ilhr war zunachst mit Bescheid vom 7. Dezember 2011 die Erlaubnis geman
§ 33i GewO fir den Betrieb einer weiteren Spielhalle im baulichen Verbund mit
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einer von ihr bereits vorher betriebenen Spielhalle erteilt, spater aber die Erteilung
einer Erlaubnis nach Art. 9 BayAGGIiUStV verweigert worden.

Sie sieht sich durch die angegriffenen Regelungen in ihren Grundrechten aus
Art. 12 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1 GG verletzt. Die Vorschriften seien
bereits mangels Gesetzgebungszusténdigkeit des Landes formell verfassungswid-
rig. Die gewdahlte Ubergangsfrist von einem Jahr sei erheblich zu kurz. Sie miisse
die Mdoglichkeit haben, geschaftliche Beziehungen in den branchentypischen
15-jahrigen Abschreibungszeitrdumen ohne Einbu3en abzuwickeln.

Der Stichtag fur die Unterscheidung zwischen der ein- und der flnfjéahrigen
Ubergangsfrist (28. Oktober 2011) sei willkiirlich, da die Einigung Uber die Vor-
schriften des Ersten Glicksspielanderungsstaatsvertrages auf der Ministerprasi-
dentenkonferenz nicht geeignet gewesen sei, das Vertrauen der Spielhallenbetrei-
ber in die bestehende Rechtslage zu zerstéren. Die Ministerprasidentenkonferenz
sei ein Gremium der Selbstorganisation der Lander und kein Gesetzgebungsor-
gan. Auch sei die Ausgestaltung und Verscharfung der Vorgaben fir Spielhallen
zum Zeitpunkt der nicht éffentlichen Beschlussfassung nicht absehbar gewesen.

Die einjahrige Ubergangsfrist sei auch deshalb verfassungswidrig, weil sie
nicht bertcksichtige, dass die Erteilung der Erlaubnis am Ende eines Prozesses
stehe, in dem bereits wesentliche Investitionen fir die Errichtung der Spielhalle
getatigt worden seien.

4. Die Beschwerdeflhrerin zu IV) wendet sich unmittelbar gegen das Saarlan-
dische Spielhallengesetz sowie gegen das saarlandische Gesetz Uber die Zu-
stimmung zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung des Staatsvertrages zum
Glicksspielwesen in Deutschland insoweit, als sich die Zustimmung auf § 21
Abs. 2, §24 Abs.2, §25 Abs. 1 und 2 und § 29 Abs. 4 GIUStV erstreckt. Sie
betreibt an insgesamt elf Standorten im Saarland auf der Grundlage von Geneh-
migungen aus den Jahren 2006 bis 2010 jeweils zwischen einer und sieben Spiel-
hallen. Mehrere der Spielhallenstandorte befinden sich in einer Entfernung von
weniger als 500 Metern zu Spielhallen anderer Betreiber. Zur Vermeidung von
BuBgeldern habe sie die Neuregelungen umgehend umgesetzt. Dadurch seien
massive Umsatzriickgénge entstanden.

Sie hélt die angegriffenen Regelungen fir kompetenzwidrig und materiell ver-
fassungswidrig. Die Verfassungswidrigkeit des Abstandsgebots zu anderen Spiel-
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hallen und des Verbundverbots (§ 3 Abs.2 Nr. 1 und 2 SSpielhG) sowie der
Ubergangsregelung fiir bis zum 28. Oktober 2011 genehmigte Spielhallen (§ 12
Abs. 1 SSpielhG) ergebe sich auch aus ihrer fehlenden Folgerichtigkeit im Ver-
gleich zur massiven Marktausweitung des Automatenspiels in Spielbanken. Dies
werde dadurch begiinstigt, dass das Saarland ein kleines Flachenland sei und
sich die Zweigstellen und Spielbanken in einem unmittelbaren raumlichen Konkur-
renzverhaltnis zu Spielhallen befdnden. Im Rahmen der Ubergangsregelung sei
die Hartefallregelung in § 12 Abs. 2 SSpielhG zu unbestimmt.

Der Versagungsgrund des § 3 Abs. 1 Nr. 1 SSpielhG verstoBe mit seiner An-
knipfung an die Gesetzesziele des § 1 Abs. 1 SSpielhG, der lediglich vage Glo-
balziele formuliere, gegen das Bestimmtheitsgebot. Das Verbot der Aufstellung
von Internet-Terminals in Spielhallen (§ 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 SSpielhG) sei zur
Durchsetzung des Internetverbots flr Sportwetten nach § 4 Abs. 4 GIGStV unge-
eignet und benachteilige Spielhallenbetreiber ungerechtfertigt gegentiber Spiel-
bankenbetreibern. Letzteres gelte auch fir das Rauchverbot in § 4 Abs. 3 Satz 2
Nr. 5 SSpielhG, das zudem gegen das Bestimmtheitsgebot verstoBe. Die Rege-
lung zur Ausweiskontrolle (§ 5 Abs. 1 Satz 2 SSpielhG) Ubertrage gleichheitswidrig
den Regulierungsansatz fur Spielbanken auf Spielhallen.

Die EinfUhrung einer festen Sperrzeit von 4 bis 10 Uhr (§ 7 Abs. 1 SSpielhG)
habe zu massiven Umsatzeinbriichen gefihrt. Es gebe keine Nachweise dafdr,
dass feste Sperrzeiten rauschhaftes Weiterspielen begrenzten. Die Spieler kénn-
ten auf alternative Angebote wie illegale Spielcafés und Spielbanken ausweichen.
Zugleich sei die Ungleichbehandlung gegentiber Spielbanken, fir die eine flexible
sechsstiindige Sperrzeit gelte, nicht gerechtfertigt.

Auch das Verbot des Aufstellens von Geldautomaten in Spielhallen (§ 8
Abs. 2 SSpielhG) bewirke eine Ungleichbehandlung gegentiber Spielbanken. Da
dort auch Alkoholausschank erlaubt sei, sei das Risiko unkontrollierter Vermé-
gensverluste erhdht, zumal an den dortigen Spielautomaten keine Verlustbe-
schrankung bestehe.

Das Verbot der Sportwettenvermittiung in einem Gebaudekomplex mit einer
Spielhalle (§ 21 Abs. 2 GIuStV) verletze die Berufsfreiheit, da es die Spielhallen-
kunden nicht an Wetten im Internet hindere und deshalb zur Einddmmung patho-
logischen Spielverhaltens ungeeignet sei. AuBerdem behandele es sie gegentiber
konzessionierten Buchmachern und Gaststattenbetreibern ungleich, denen der
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Betrieb von drei Spielgeraten erlaubt sei und die Sportwettenvermittiung nicht
verboten werde.

Die gesamten die Zulassung und den Betrieb von Spielhallen beschrédnkenden
Vorschriften im Saarléandischen Spielhallengesetz stellten einen additiven Grund-
rechtseingriff dar, der einen wirtschaftlichen Spielhallenbetrieb - gerade in Kombi-
nation mit der veranderten Bemessung der Vergnlgungsteuer - unméglich mache.

Zu den Verfassungsbeschwerden Stellung genommen haben das Abgeordne-
tenhaus und der Senat von Berlin, der Bayerische Landtag, die Bayerische Staats-
regierung, die Regierung des Saarlandes, das Bundesverwaltungsgericht, die
Oberverwaltungsgerichte Berlin-Brandenburg und des Saarlandes, der Bayerische
Verwaltungsgerichtshof, der Deutsche Stadtetag, die Deutsche Automatenwirt-
schaft e.V., der Deutsche Spielbankenverband e.V., der Bundesverband privater
Spielbanken in Deutschland e.V., die Deutsche Hauptstelle fir Suchtfragen e.V.,
der Fachverband Gllcksspielsucht e.V., der Deutsche Caritasverband e.V. und die
Diakonie Deutschland - Evangelischer Bundesverband, Evangelisches Werk fir
Diakonie und Entwicklung e.V.

1. Abgeordnetenhaus und Senat von Berlin halten das Spielhallengesetz Ber-
lin in ihrer gemeinsamen Stellungnahme fur formell und materiell in vollem Umfang
verfassungskonform. Zum Recht der Spielhallen gehdrten alle Regelungen, die
den Betrieb von Spielhallen betrafen und sich an die Spielhallenbetreiber richte-
ten. Der Wortlaut des Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG sei entwicklungsoffen und umfas-
sender als die in § 33i GewO geregelte Erlaubnisordnung fir Spielhallen.

Eine Verletzung der Berufsfreiheit durch die Abstandsgebote und das Ver-
bundverbot liege nicht vor. Die Verflgbarkeit von Spielgeraten in Gaststatten lasse
die Regelungen zu Spielhallen nicht ungeeignet erscheinen, da von beiden mit
Blick auf die verschiedenartige Konzentration und Variantenvielfalt der Spielgerate
und das unterschiedliche Geprage unterschiedliche suchtspezifische Anreizwir-
kungen ausgingen. Ebenso beanspruche der ,Grundsatz konsequenter Zweck-
verfolgung“ aus dem Sportwettenurteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE
115, 276 <308>) - sofern jenseits staatlicher Monopole Uberhaupt anwendbar -
allenfalls fir den konkret geregelten Bereich Geltung. Bei der Spielbankenregulie-
rung in Berlin werde eine konsequente Suchtpravention betrieben. Die Suchtge-
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fahren seien hier erheblich geringer als in Spielhallen, da die Zahl der Spielbanken
in Berlin durch Gesetz begrenzt und der Zugang deutlich starker beschrankt sei.
Abstandsregelungen seien insofern von vornherein entbehrlich. Es gebe auch
keine Ausweitung des Automatenspielangebots in den Spielbanken, da im Ver-
gleich zum Jahr 2003 die Zahl der Spielautomaten in Spielbanken gesunken, die
Bevdlkerungs- und Besucherzahlen aber erheblich gestiegen seien. Bauplanungs-
rechtlich sei ein Betrieb von Spielhallen in Berlin auch in Zukunft méglich, so dass
ausreichend Ausweichstandorte zur Verfligung stinden, was die Intensitat des
Eingriffs abmildere.

Der allgemeine Gleichheitssatz werde ebenfalls nicht verletzt. Unterschiedli-
che Regelungssysteme flr Spielbanken einerseits und Spielhallen andererseits
seien aus suchtpraventiven Grinden gerechtfertigt. Eine ungerechtfertigte Un-
gleichbehandlung im Verhéltnis zum Recht der Gaststatten liege mit Blick auf
deren unterschiedliche Ausrichtung ebenfalls nicht vor.

Sofern durch die Ubergangsregelungen fiir Bestandsspielhallen (berhaupt
Eigentumspositionen betroffen seien, handle es sich um verhaltnismaiige Inhalts-
und Schrankenbestimmungen. Art. 14 Abs. 1 GG verlange nicht, dass in jedem
Fall die Amortisierung des eingesetzten Kapitals oder sogar die Erzielung eines
Gewinns méglich sei. Im Ubrigen sei es verfassungsrechtlich nicht geboten, die
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zur Auswahlentscheidung zwischen
Spielhallen, die zueinander den Mindestabstand unterschritten, konkreter zu
fassen. Bei Auswahlentscheidungen von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung
bestehe regelmaBig ein weites exekutives Ermessen, ohne dass einzelne Aus-
wahlkriterien schon formell-gesetzlich statuiert werden miussten. Die Berliner
Regelung enthalte in Form der Abweichungs- und Befreiungsmdglichkeiten in § 2
Abs. 1 Satz 5 SpielhG Bln und § 29 Abs. 4 Satz 4 GIUStV einen ausdricklichen
Ortsbezug und sei offen fur die Berlicksichtigung konkreter Umstédnde und grund-
rechtlicher Aspekte.

2. Die Regierung des Saarlandes halt die angegriffenen Vorschriften des
Saarlandischen Spielhallengesetzes im Wesentlichen aus den gleichen Grinden
fur verfassungsgemaB. Im Hinblick auf das Automatenspiel in saarlandischen
Spielbanken sei der Vorwurf der Angebotsausweitung wegen der zwischenzeitli-
chen Reduzierung der Zahl der Zweigniederlassungen und der Gesamtanzahl von
Automatenspielplatzen unzutreffend.
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Das Verbot des Bereithaltens von Internet-Terminals gemaf § 4 Abs. 3 Satz 2
Nr. 2 SSpielhG sei mit der Berufsfreiheit vereinbar, da es geeignet sei, die Kumu-
lation von Spielsuchtgefahren zu verhindern. Das partielle Rauchverbot in Spiel-
hallen nach § 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 SSpielhG stelle keine ungerechtfertigte Un-
gleichbehandlung dar, da Spielbanken wegen der dortigen Verzehrmdglichkeiten
dem strengen Rauchverbot nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 des saarlandischen Gesetzes
zum Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens unterfielen. Die Ungleichbe-
handlung zwischen Spielhallen und Spielbanken durch das Verbot des Aufstellens
von Geldautomaten gemaB § 8 Abs. 2 SSpielhG sei gerechtfertigt, da bei Spiel-
banken ein erheblich strengeres Zugangs- und Uberwachungssystem bestehe und
gegebenenfalls Spielverbote ausgesprochen werden muissten.

Die Regelungen zur Auswahlentscheidung zwischen Spielhallen, die zueinan-
der den Mindestabstand unterschritten, gentgten dem Bestimmtheitsgebot und
den verfassungsrechtlichen MaBgaben flr grundrechtsintensive Auswahlentschei-
dungen. So ermdglichten die Hartefallregelungen der § 12 Abs. 2 SSpielhG und
§ 29 Abs. 4 Satz 4 GIUStV, schon im Vorfeld die konkrete Situation der betroffenen
Spielhalle und ihres Betreibers in den Blick zu nehmen. Auf der zweiten Ebene
seien die Erlaubnisvoraussetzungen der §§2 und 3 SSpielhG und des
§ 24 GIUStV zu priufen, also die Einhaltung der Ziele des § 1 SSpielhG und die
Vermeidung der in § 3 Abs. 1 Nr. 2 SSpielhG genannten Gefahren.

3. Der Bayerischen Staatsregierung und dem Bayerischen Landtag zufolge
habe mit den Kompetenzriicknahmen in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG dem besonde-
ren Regionalbezug der zurlickverlagerten Materien Rechnung getragen werden
sollen. Eine begrenzende Auslegung widerspreche der mit der Foderalismus-
reform | angestrebten Entflechtung von Zustandigkeiten und der Starkung der
Eigensténdigkeit von Bund und La&ndern.

Die einjahrige Abwicklungsfrist fir Spielhallen, die nach dem 28. Oktober 2011
genehmigt wurden, verstoBe auch nicht gegen Art. 12 Abs. 1 GG. Sie sei den
Betroffenen zumutbar, weil letztere seit der mehrfachen amtlichen Veréffentli-
chung des Entwurfs des Ersten Glicksspielanderungsstaatsvertrages vom April
2011 hinreichend konkrete Kenntnis von der beabsichtigten Regelung gehabt
hatten. Nach der Pressemitteilung Uber die politische Einigung am 28. Oktober
2011 hétten die Betroffenen mit dem Inkraftireten der ihnen bereits bekannten
staatsvertraglichen Regelung rechnen miissen. Das Anknipfen der Stichtagsrege-
lung an den Zeitpunkt der Erteilung der gewerberechtlichen Erlaubnis sei nicht zu
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beanstanden. Die Baugenehmigung stelle keine allgemeine Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung dar. Ein anderes Ergebnis rechtfertige sich auch nicht aus der Voll-
zugspraxis, die gewerberechtliche Erlaubnis regelméaBig erst nach Besichtigung
der fertiggestellten Ortlichkeiten zu erteilen. Damit sei auf den Missstand reagiert
worden, dass durch Mehrfachkonzessionen die zuldssige Hochstzahl von Spielge-
raten je Spielhalle unterlaufen worden sei.

Ein Anspruch auf vollstandige Amortisierung der getétigten Investitionen be-
stehe nicht, da insoweit das Wohl der Allgemeinheit und das Bedurfnis nach einer
Neuregelung des Gllcksspielrechts entgegenstinden. Die Méglichkeiten zur
Nutzung der Spielhallen wirden nicht vollstadndig beseitigt, sondern nur einge-
schrankt. Die einjahrige Auslauffrist reiche aus, um die erforderlichen Folgedispo-
sitionen fur die Abwicklung des Vorhabens zu treffen.

4. Der 8. Revisionssenat des Bundesverwaltungsgerichts hélt eine fachge-
richtliche Aufbereitung des Inhalts und der Auslegung der spielhallenrechtlichen
Regelungen vor Einlegung einer unmittelbaren Rechtssatzverfassungsbeschwer-
de grundsatzlich fur geboten.

5. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg verweist auf seine Ent-
scheidungen zum Berliner Spielhallengesetz, denen zufolge alle streitgegenstand-
lichen Vorschriften verfassungsgeman seien.

6. FUr den Bayerischen Verwaltungsgerichtshof haben der derzeit zustandige
22. Senat und der friher zustédndige 10. Senat ausgefihrt, Gber die Kriterien bei
der Auswahlentscheidung zwischen zwei Spielhallen innerhalb des Mindestab-
stands sei bislang noch nicht entschieden; im Immissionsschutzrecht sei das
Prioritatsprinzip jedoch auch ohne ausdrickliche Normierung als ausreichendes
Entscheidungskriterium angesehen worden. Die vom Gesetzgeber vorgenomme-
ne Differenzierung zwischen ein- und fiinfjahriger Ubergangsfrist unter Ankniip-
fung an den Stichtag des 28. Oktober 2011 habe das Gericht bei summarischer
Prafung fir verfassungsrechtlich zul&ssig erachtet.

7. Der Deutsche Stadtetag teilt mit, dass nach Uberwiegender Meinung seiner
Mitgliedstadte ein groBer Bedarf an einer Konkretisierung der Kriterien fir die
Auswahlentscheidung zwischen Bestandsspielhallen, die den Mindestabstand
zueinander unterschreiten, bestehe. Gegen ein Anknlpfen der Stichtagsregelun-
gen an den Zeitpunkt der Erlaubniserteilung bestinden keine durchgreifenden
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Bedenken, da die Erlaubnisantrage nach § 33i GewO in der Regel zeitgleich mit
den erforderlichen Baugenehmigungsverfahren initiilert und kurzfristig nach Fertig-
stellung erteilt wirden.

8. Nach Auffassung der Deutschen Automatenwirtschaft sind das Verbund-
verbot und das Abstandsgebot unverhaltnismaBig. So missten im Saarland 94 %
der Spielhallen schlieBen, in Berlin 92,4 %; eine Verlagerung an andere Standorte
sei wegen stadtebaulicher Beschrankungen nahezu ausgeschlossen. Dass die
zahlenmaBige Verfugbarkeit von Geldspielgeraten positive Auswirkungen auf die
Pravalenz von pathologischem Spielverhalten habe, sei nicht belegt. Die Un-
gleichbehandlung zwischen spielerschutzorientierter Spielhallen- und betriebswirt-
schaftlicher Spielbankenregulierung verletze Art. 3 Abs. 1 GG. Die Stichtagsrege-
lung im Rahmen der Ubergangsregelungen verstoBe gegen den Grundsatz des
Vertrauensschutzes.

9. Der Deutsche Spielbankenverband verweist auf die Beschrankung der Zahl
der Spielbankenstandorte in den Landern durch den Gesetz- oder Verordnungs-
geber, die im internationalen Vergleich zu einer geringen Spielbankendichte flhre,
und auf die im Vergleich zu in Spielhallen aufgestellten Geldspielgeraten geringe
Zahl von Spielautomaten in Spielbanken.

Aus der Sicht der Suchtbekdmpfung sei das Gefahrenpotential von Spielban-
ken erheblich niedriger als das von Spielhallen, da in Spielbanken ein umfassen-
des Sozialkonzept bestehe, dessen Wirksamkeit durch die geringere Zahl von
Spielern mit problematischem Spielverhalten belegt werde. Auch die Présenz
zahlreicher Mitarbeiter wirke in Spielbanken der Vereinzelung problematischer
Spieler entgegen. Spielbanken (,Leuchtturmangebot®) und Spielhallen (,Massen-
geschaft’) wirden von unterschiedlichen Spielertypen frequentiert, so dass ein
Wettbewerb nicht bestehe. Spielhallen seien weit verbreitet, so dass jedermann
sie in seinem unmittelbaren Lebensumfeld vorfinden kénne; ihr Spielangebot sei
auf ,kleines Geld“ ausgerichtet. Spielbanken seien dagegen schon in raumlicher
Hinsicht und durch ihr Geprédge kein Bestandteil des alltdglichen Lebens. Die
Lander verfolgten im Spielbankenbereich keine expansive, an fiskalischen Interes-
sen orientierte Politik. Ihre Regulierung sei geprégt durch den Zuschnitt auf weni-
ge Standorte und die weitgehende Abschépfung der Unternehmensgewinne,
wahrend das Spielhallenrecht gewerberechtlich ausgerichtet sei.
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10. Der Bundesverband privater Spielbanken in Deutschland hélt die neuen
standortbezogenen Restriktionen flr Spielhallen fir notwendig, um der Annéhe-
rung der hunderttausendfach aufgestellten Geldgewinnspielgerate an die Gliicks-
spielautomaten weniger Spielbanken entgegenzuwirken.

11. Nach Auffassung der Deutschen Hauptstelle fir Suchtfragen dominieren
die gewerblichen Spielautomaten den Gesamtmarkt der legalen Gllicksspiele in
Deutschland. Wesentliche Griinde fir die von ihnen ausgehenden Gefahren durch
selbstschadigendes Verhalten seien die extrem hohe Ereignisfrequenz und Ver-
flgbarkeit der Gerate im Vergleich zu Spielautomaten in Spielbanken.

12. Der Fachverband Glicksspielsucht halt die Spielhallengesetze der Lander
fir ineffektiv, insbesondere da in Gaststatten weiter ohne Schranken gespielt
werden kénne und sich so ein Effekt der Verlagerung pathologischen Spielens
ergebe. Um Gllcksspiel auszuschlieBen oder einzuschrdnken, misse - etwa
durch ein wirksames Sperrsystem - bei den Spielern angesetzt werden.

13. Deutscher Caritasverband und Diakonie Deutschland halten in einer ge-
meinsamen Stellungnahme die angegriffenen Vorschriften fur verfassungsgemas.
Geldspielgerate stellten den mit Abstand gréBten Umsatztrager im legalen
Glicksspielbereich dar. Entgegen der Entwicklung in anderen Glicksspielarten sei
in den letzten Jahren ein erheblicher Anstieg nicht zuletzt junger Spieler und
Suchtpatienten zu verzeichnen. Die héchste suchtpraventive Wirksamkeit sei der
Begrenzung der generellen Zugéanglichkeit, Verfugbarkeit und Griffndhe, der
Beschrankung der Anzahl der Glicksspielstatten, der Begrenzung von Gllicks-
spielen mit hohem Suchtpotential und 6rtlichen Beschrédnkungen von Spielstatten
attestiert worden. Durch die Auflockerung der Ansammlung von Spielhallen werde
der Aufwand gréBer, von einer Spielhalle in die nachste zu wechseln. Dies eréffne
Spielern die Moglichkeit, einen inneren Abstand vom gerade beendeten Spiel zu
finden. Wichtig seien auch spielerbezogene MaBnahmen wie Einlasskontrollen
und Sperren. Automatenbezogene Regelungen ersetzten nicht die spielhallenbe-
zogenen raumordnerischen Ansatze zur Einddmmung von Suchtgefahren.

Eine unterschiedliche Behandlung von Spielhallen und Gaststatten mit Spiel-
geraten sei mit Blick auf das unterschiedliche Geprage sachlich gerechtfertigt. Aus
der auBeren Gestaltung von Gaststatten lasse sich nicht erkennen, ob sich in
ihnen Spielgerate befanden. Ein ungewdhnlich lange andauerndes und haufiges
Spielen sei in einer Gaststatte wesentlich auffalliger als in einer Spielhalle.
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V.

Der Senat von Berlin ist dem Verfahren 1 BvR 1314/12, die Regierung des
Saarlandes dem Verfahren 1 BvR 1874/13 nach § 94 Abs. 5 Satz 1 BVerfGG
wirksam beigetreten (vgl. BVerfGE 102, 370 <383 f.>). Der Senat von Berlin und
die Regierung des Saarlandes haben auf eine mindliche Verhandlung verzichtet
(§ 94 Abs. 5 Satz 2 BVerfGG).

B.

Die Verfassungsbeschwerden der Beschwerdeflhrerinnen zu 1), Il) und IV)
sind nur teilweise zulassig.

Die Erstreckung der Verfassungsbeschwerde der Beschwerdefihrerin zu Il)
auf das Mindestabstandsumsetzungsgesetz Berlin sowie die im Jahre 2016 neu
eingeflgten Regelungen des Spielhallengesetzes Berlin ist mit Blick auf den
fortgeschrittenen Stand des Verfahrens mangels Sachdienlichkeit hier unzulassig
(§91 Abs.1 Var.2VwGO, § 263 Var.2 ZPO, §67 Abs. 1, 1.Halbsatz Var. 2
FGO, § 99 Abs. 1 Var. 2 SGG analog) und wird abgetrennt (vgl. BVerfGE 134, 357
<364 ff.>). Dies steht einer Heranziehung des Mindestabstandsumsetzungsgeset-
zes Berlin bei der verfassungsrechtlichen Prifung der angegriffenen Bestimmun-
gen des Spielhallengesetzes Berlin zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht entge-
gen.

Die Verfassungsbeschwerden sind teilweise unzulassig.

1. Die Verfassungsbeschwerde der Beschwerdeflihrerin zu Il) ist unzulassig,
soweit sie sich gegen die Abstandsgebote zu anderen Spielhallen und zu Kinder-
und Jugendeinrichtungen (§ 2 Abs. 1 Satz 3 bis 5 SpielhG BlIn) wendet. Sie hat
nicht innerhalb der Beschwerdefrist dargelegt, durch diese Vorschriften gegenwar-
tig betroffen zu sein (vgl. BVerfGE 114, 258 <277>; 140, 42 <57 f. Rn. 58>).

Die Beschwerdeflihrerin zu |) ist allein durch die Vorschriften zu den Ab-

standsgeboten zu anderen Spielhallen und Kinder- und Jugendeinrichtungen (§ 2
Abs. 1 Satz 3 und 4 SpielhG BIn) nicht gegenwartig und unmittelbar betroffen,
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sondern nur in Verbindung mit der Ubergangsvorschrift des §8 Abs. 1
Satz 1 SpielhG Bin. Gleiches qilt fir die Beschwerdefiihrerin zu Il) im Hinblick auf
das Verbundverbot sowie fur die Beschwerdeflhrerin zu IV) im Hinblick auf das
Verbundverbot und das Abstandsgebot zu anderen Spielhallen (§ 3 Abs. 2 Nr. 1
und 2 SSpielhG).

Die von der Beschwerdefuhrerin zu 1) erhobene Rilge eines VerstoBes der
Abweichungsmaéglichkeit nach § 2 Abs. 1 Satz 5 SpielhG Bln gegen das Be-
stimmtheitsgebot ist durch das Mindestabstandsumsetzungsgesetz Berlin gegen-
standslos geworden, da die Abweichungsmdglichkeit gemaB §6 Abs. 1
Satz 2 MindAbstUmsG Bln nunmehr im Sonderverfahren fir Bestandsspielhallen,
far die allein die Beschwerdefihrerin zu 1) unmittelbar und gegenwartig betroffen
ist, keine Anwendung findet.

Die Verfassungsbeschwerden der Beschwerdeflhrerinnen zu 1) und II) sind
weiterhin unzuldssig, soweit sie sich gegen das Verbot der Gerateaufstellung in
Zweiergruppen (§ 4 Abs. 2 Satz 3 SpielhG Bin) und die Pflicht zur Reduzierung
anderer Spiele im Sinne des § 33d GewO auf héchstens eines je Spielhalle (§ 4
Abs. 3 SpielhG BIn) wenden. Sie legen in ihren Verfassungsbeschwerden nicht
dar, durch diese Vorschriften gegenwaértig in inren Grundrechten betroffen zu sein
(vgl. BVerfGE 74, 297 <319>; 114, 258 <277>). Gleiches gilt im Hinblick auf das
Verbot der unentgeltlichen Abgabe von Speisen und Getranken in Spielhallen (§ 6
Abs. 1 Satz 2 SpielhG Bin) und die Pflicht zur Reduzierung der Geratehdchstzahl
auf drei je Spielhalle im Falle der entgeltlichen Verabreichung von Speisen und
Getranken (§ 6 Abs. 1 Satz 1 SpielhG BIn).

Soweit die Beschwerdefihrerinnen zu Il) und 1V) die Vorschriften zur Versa-
gung der spielhallenrechtlichen Erlaubnis fir die Falle eines fehlenden Sachkun-
denachweises (§ 2 Abs. 3 Nr. 4 SpielhG BIn) und der Verfehlung der Ziele des
Saarlandischen Spielhallengesetzes (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 SSpielhG) angreifen, sind
die Verfassungsbeschwerden mangels unmittelbarer Betroffenheit unzuléssig, weil
ein entsprechender Vollzugsakt, etwa die Versagung einer Erlaubnis, fehlt (vgl.
BVerfGE 110, 370 <381>; 125, 39 <76>; 126, 112 <133>).

2. Im Hinblick auf die angegriffenen Berliner Vorschriften zur Werbung und
auBeren Gestaltung der Spielhallen (§ 4 Abs. 1 SpielhG Bln), zur Pflicht zum
Ausschluss von Personen mit auffalligem Spielverhalten (§6 Abs.5 Satz 3
SpielhG BIn) und zum Verbot der Ausnutzung des Spieltriebs und der Verharmlo-
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sung der Suchtgefahrdung (§ 6 Abs. 7 SpielhG BIn) sowie im Hinblick auf die
angegriffenen saarlandischen Vorschriften zum Verbot von Internet-Terminals in
Spielhallen (§ 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 SSpielhG) und zum partiellen Rauchverbot in
Spielhallen (§ 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 SSpielhG) werden die Verfassungsbeschwer-
den der Beschwerdefiihrerinnen zu 1), Il) und 1V) den Anforderungen des Subsidia-
ritdtsgrundsatzes nicht gerecht.

Die Subsidiaritat der Verfassungsbeschwerde verlangt, dass ein Beschwerde-
fuhrer vor Erhebung einer Verfassungsbeschwerde alle zur Verfligung stehenden
und zumutbaren prozessualen Mdglichkeiten ergreift, um eine Korrektur der gel-
tend gemachten Verfassungsverletzung zu erwirken oder eine Grundrechtsverlet-
zung zu verhindern (vgl. BVerfGE 74, 102 <113>; 77, 381 <401>; 81, 22 <27>;
114, 258 <279>; 115, 81 <91 f.>; 123, 148 <172>; 134, 242 <285 Rn. 150>;
stRspr). Das gilt auch, wenn zweifelhaft ist, ob ein entsprechender Rechtsbehelf
statthaft ist und im konkreten Fall in zulassiger Weise eingelegt werden kann (vgl.
BVerfGE 16, 1 <2 f.>; 68, 376 <381>; 70, 180 <185>; 91, 93 <106>; vgl. auch
BVerfGE 5, 17 <19 f.>; 107, 299 <309>). Dass Rechtsprechung zugunsten der
Zulassigkeit des Rechtsbehelfs flr die gegebene Fallgestaltung noch nicht vor-
liegt, genlgt regelmaBig nicht, um die Anrufung der Fachgerichte als von vornhe-
rein aussichtslos anzusehen (vgl. BVerfGE 70, 180 <186 f.>). Allerdings verlangt
der Grundsatz der Subsidiaritat nicht, dass Betroffene vor Erhebung einer Verfas-
sungsbeschwerde gegen eine straf- oder bu3geldbewehrte Rechtsnorm versto3en
und sich dem Risiko einer entsprechenden Ahndung aussetzen missen, um dann
im Straf- oder BuBgeldverfahren die Verfassungswidrigkeit der Norm geltend
machen zu kénnen (vgl. BVerfGE 81, 70 <82 f.>; 97, 157 <165>; 138, 261 <272
Rn. 23>). Doch genugt eine Verfassungsbeschwerde auch dann nicht dem Grund-
satz der Subsidiaritat, wenn die Md&glichkeit besteht, fachgerichtlichen Rechts-
schutz auBBerhalb eines Straf- oder Bu3geldverfahrens zu erlangen.

Hier kbnnen die Beschwerdeflihrerinnen zu 1), Il) und IV) in zumutbarer Weise
versuchen, Rechtsschutz durch die Anrufung der Fachgerichte zu bekommen. Alle
aufgefihrten Vorschriften enthalten auslegungsbediirftige und -fahige Rechtsbe-
griffe. Von deren Auslegung und Anwendung hangt mafBgeblich ab, inwieweit die
Beschwerdeflhrerinnen durch die angegriffenen Regelungen tatsachlich und
rechtlich beschwert sind. Zwar sind die betreffenden Vorschriften ganz tberwie-
gend buBgeldbewehrt (vgl. § 7 Abs. 1 Nr. 3, 4, 13 SpielhG Bin; § 11 Abs. 1 Nr. 3
und 4 SSpielhG). Die Beschwerdeflihrerinnen haben jedoch nicht ausreichend
dargelegt, warum ihnen unter diesen Umstédnden nicht zumutbar gewesen sein
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soll, vorbeugend eine mit Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz verbundene
negative Feststellungsklage geman § 43 VwGO gegen die individuelle Verbind-
lichkeit der angegriffenen Verbote und Verpflichtungen zu erheben (vgl. zur Zulés-
sigkeit einer negativen Feststellungsklage BVerwG, Urteil vom 16. Dezember
2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 15; zur Gewahrung vorbeugenden und vorlaufigen
Rechtsschutzes bei Verfassungswidrigkeit OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss
vom 29. Oktober 2014 -OVG 1 S 30.13 -, juris, Rn. 17 f. m.w.N.; Urteil vom
11. Juni 2015 - OVG 1 B 5.13 -, juris, Rn. 93, 95; HmbOVG, Beschluss vom
19. Mai 2015 - 4 Bs 14/15 -, juris, Rn. 14-17; VG Saarlouis, Beschluss vom
12. Dezember 2014 - 1 K 354/13 -, juris, Rn. 44-47).

Das gilt auch, soweit das Bundesverwaltungsgericht zwischenzeitlich die Ber-
liner Vorschriften zur Werbung und auBeren Gestaltung der Spielhallen (§ 4
Abs. 1 SpielhG Bin) flr verfassungsgeman erachtet hat (vgl. BVerwG, Urteil vom
16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 69). Die verfassungsgerichtliche Beur-
teilung der von den konkreten rdumlichen Gegebenheiten des Einzelfalls abhangi-
gen Belastungswirkungen fur die Spielhallenbetreiber setzt eine Auslegung der in
§ 4 Abs. 1 SpielhG Bln enthaltenen unbestimmten Rechtsbegriffe voraus, zu der
die Fachgerichte berufen sind. Da das Bundesverwaltungsgericht und zuvor auch
das Berufungsgericht allein zur VerfassungsmaBigkeit von § 4 Abs. 1 SpielhG Bln
Stellung genommen haben, ist von den Beschwerdeflhrerinnen zunéchst eine
fachgerichtliche Klarung der Anwendung dieser Vorschrift auf ihren Fall auf dem
Verwaltungsrechtsweg zu suchen.

3. SchlieBlich werden die Verfassungsbeschwerden der Beschwerdeflihrerin-
nen zu I), Il) und IV) im Hinblick auf die angegriffenen Vorschriften zur Sperrzeit-
verlangerung (§ 5 Abs. 1 SpielhG BiIn, § 7 Abs. 1 SSpielhG), zum Erfordernis
eines Sachkundenachweises (§ 6 Abs. 3 SpielhG BIn), zum Jugendschutz (§ 6
Abs. 4 SpielhG BIn und § 5 Abs. 1 Satz 2 SSpielhG), zu den Aufklarungspflichten
der Spielhallenbetreiber (§ 6 Abs. 5 Satz 1 SpielhG Bin), zur Pflicht zur Auslage
von Informationsmaterial (§ 6 Abs. 8 SpielhG Bln), zum Verbot der Sportwetten-
vermittlung im selben Gebaudekomplex (§ 21 Abs. 2 GlUStV), zum Verbot der
Aufstellung von Geldautomaten (§ 8 Abs. 2 SSpielhG) und zu den Ordnungs-
widrigkeiten (§ 7 Abs. 1 SpielhG BlIn) den Begrindungsanforderungen von § 23
Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG nicht gerecht.

Zur Sperrzeitverlangerung setzen sich die Beschwerdefiihrerinnen zu 1), 1l)
und V) nicht ausreichend mit dem fir die Beurteilung der Rechtfertigung und
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insbesondere der VerhaltnismaBigkeit maBgeblichen Zweck der Regelungen
auseinander (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/4027, S. 14 f.; Land-
tag des Saarlandes, Drucksache 15/15, S. 74). Bei der Rige einer Ungleichbe-
handlung zwischen Spielhallen und Spielbanken hinsichtlich der Sperrzeit geht die
Beschwerdefuhrerin zu IV) auch nicht auf mégliche Rechtfertigungsgriinde fir die
behauptete Ungleichbehandlung ein (vgl. BVerfGE 131, 66 <82> m.w.N.).

Auch die Rige hinsichtlich des Sachkundenachweiserfordernisses (§ 6
Abs. 3 SpielhG BIn) durch die Beschwerdefihrerin zu Il) ist unsubstantiiert, weil
sie sich nicht mit den Anforderungen an den Sachkundenachweis und dem ent-
sprechenden Verfahren auseinandersetzt (vgl. Verordnung zur Ausfihrung des
Spielhallengesetzes Berlin vom 8. Februar 2012; GVBI S. 43).

Hinsichtlich der Pflicht zur Vornahme einer Einlass- und Identitétskontrolle zur
Durchsetzung des Zugangsverbots fir Minderjahrige (§ 6 Abs. 4 SpielhG Bln und
§ 5 Abs. 1 Satz 2 SSpielhG) setzen sich die Beschwerdeflhrerinnen zu I), 1) und
IV) weder mit naheliegenden einschrankenden Auslegungsmaéglichkeiten der
Regelung (vgl. dazu etwa OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11. Juni 2015
-OVG 1 B 5.13 -, juris, Rn. 195; BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2016 -8 C
6.15 -, juris, Rn. 69) noch mit den MaBstében auseinander, die das Bundesverfas-
sungsgericht zum Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) entwickelt hat.

Zu den angegriffenen Aufklarungs- und Informationspflichten (§ 6 Abs. 5
Satz 1 SpielhG BIn und § 6 Abs. 8 SpielhG BIn) fehlt es den Begriindungen der
Beschwerdeflhrerinnen zu |) und Il) bereits an substantiierten Ausfihrungen zu
Inhalt und Auslegungsmadglichkeiten der angegriffenen Vorschriften.

An einer hinreichenden Begriindung mangelt es auch der Rige der Be-
schwerdefUhrerinnen zu 1) und Il), die Pflicht, Personen, die sich selbst gesperrt
haben, flr die Dauer von mindestens einem Jahr vom Spiel auszuschlieBen (§ 6
Abs. 6 SpielhG BlIn), sei verfassungswidrig. Die Beschwerdeflhrerinnen setzen
sich weder mit der flr die Beurteilung der VerhaltnismaBigkeit bedeutsamen
Belastungswirkung der auf die konkrete Spielhalle beschrénkten Selbstsperre
auseinander, noch mit den Auswirkungen der freiwilligen Uberlassung der Daten
des Spielers auf deren Recht auf informationelle Selbstbestimmung.
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Die Beschwerdeflhrerin zu IV) geht im Hinblick auf das Verbot der Sportwet-
tenvermittlung im selben Gebaudekomplex mit einer Spielhalle nicht darauf ein,
welche Bedeutung die Mdglichkeit der Sportwettenvermittlung fir sie besitzt. Dies
ware aber fir die Beurteilung der Rechtfertigung eines Eingriffs in die Berufsfrei-
heit und einer eventuellen Ungleichbehandlung erforderlich. Zudem setzt sie sich
nicht damit auseinander, dass im Saarland schon bisher die Vermittlung von
Sportwetten nur fir staatliche Sportwettenangebote zuldssig und in Spielhallen
ausdricklich verboten war (§§5, 6 Abs. 1 Satz1 Nr.3, § 10 Abs. 4 Nr. 2 des
Saarlandischen Gesetzes zur Ausfliihrung des Staatsvertrages zum Gliicksspiel-
wesen in Deutschland in der bis zum 30. Juni 2012 geltenden Fassung, ABI 2007
S. 2427).

Bei der behaupteten ungerechtfertigten Ungleichbehandlung von Spielhallen
gegeniber Spielbanken durch das Verbot der Aufstellung von Geldautomaten (§ 8
Abs. 2 SSpielhG) fehlt eine Auseinandersetzung mit naheliegenden Rechtferti-
gungsgrinden (vgl. BVerfGE 131, 66 <82>), etwa den Unterschieden zwischen
Spielhallen und Spielbanken im Hinblick auf Charakter, Zielgruppen, Erreichbar-
keit und Verflgbarkeit fir die Spielinteressierten.

C.

Soweit zulédssig sind die Verfassungsbeschwerden unbegrindet. Das Ver-
bundverbot (§ 25 Abs. 2 GlUStV, §2 Abs.1 Satz 2 SpielhG Bin, §3 Abs. 2
Nr. 1 SSpielhG) und die Abstandsgebote zu anderen Spielhallen (§25
Abs. 1 GIOStV, § 2 Abs. 1 Satz 3 SpielhG Bln, § 3 Abs. 2 Nr. 2 SSpielhG) sowie zu
Kinder- und Jugendeinrichtungen (§ 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG Bin), die Reduzie-
rung der Geratehéchstzahl in Spielhallen (§ 4 Abs. 2 Satz 1 SpielhG Bin), die
Pflicht zur dauernden Anwesenheit einer Aufsichtsperson (§ 6 Abs. 2 SpielhG Bin)
und die Ubergangsregelungen (§29 Abs. 4 Satz 2 GIuStV, §8 Abs.1 Satz 1,
Abs. 3 SpielhG BiIn, § 12 Abs. 1 SSpielhG, § 29 Abs. 4 Satz 3 GIGStV i.V.m.
Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayAGGIuStV) sind formell und materiell verfassungsgemas.

Die angegriffenen Regelungen sind dem Recht der Spielhallen zuzuordnen,
das geman Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG ausdrlcklich aus der konkurrierenden Kom-
petenz des Bundes herausgenommen wurde und damit nach Art. 70 Abs. 1 GG
der Gesetzgebungszustandigkeit der Lander unterfallt (1). Die Vorschriften Uber
das Verbundverbot und die Abstandsgebote sind auch nicht aufgrund der Sperr-
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wirkung der Gesetzgebung des Bundes im Bereich des Bodenrechts (Art. 74
Abs. 1 Nr. 18 GG) und im Bereich der offentlichen Flrsorge (Art. 74 Abs. 1
Nr. 7 GG) formell verfassungswidrig (2 und 3).

1. a) Die Systematik des Grundgesetzes fordert im Sinne einer mdglichst ein-
deutigen vertikalen Gewaltenteilung eine strikte, dem Sinn der Kompetenznorm
gerecht werdende Auslegung der Art. 70 ff. GG (vgl. BVerfGE 12, 205 <228 f.>;
15, 1 <17>; 26, 281 <297 f.>; 42, 20 <28>; 61, 149 <174>; 132, 1 <6 Rn. 19>; 138,
261 <273 Rn. 28>). Fir die Zuweisung einer Gesetzgebungsmaterie an Bund oder
Lander ist der in Betracht kommende Kompetenztitel anhand des Wortlauts,
historisch, systematisch und mit Blick auf den Normzweck auszulegen (vgl.
BVerfGE 109, 190 <212>; 138, 261 <273 Rn. 29>).

Das Gewicht der historischen Interpretation ist insbesondere von der Struktur
und Ausformung des Kompetenztitels abhéangig. Die Regelungsgeschichte des
jeweiligen Normbestandes ist weniger relevant, wenn die Kompetenzmaterie einen
Lebenssachverhalt benennt, und maBgeblicher, wenn die Regelungsmaterie
normativ-rezeptiv einen vorgefundenen Normbereich aufgegriffen hat (vgl.
BVerfGE 3, 407 <414 f.>; 61, 149 <175>; 97, 198 <219>; 106, 62 <105>; 109, 190
<213>; 134, 33 <55 Rn. 55>; 138, 261 <273 f. Rn. 29>). In diesem Zusammen-
hang kommt der Staatspraxis besonderes Gewicht zu (vgl. BVerfGE 109, 190
<213>).

b) Der Kompetenztitel des Rechts der Spielhallen kann danach nicht in erster
Linie unter Ruckgriff auf § 33i GewO naher bestimmt werden; vielmehr ist hierflr
an den Lebenssachverhalt des Betriebs von Spielhallen anzuknipfen.

aa) Bei der Bestimmung des Zuweisungsgehalts des Begriffs ,Recht der
Spielhallen® ist zunachst auf den Wortlaut der Neuregelung abzustellen. Mit der
Fdderalismusreform im Jahre 2006 wurde das Recht der Spielhallen insgesamt
aus der konkurrierenden Zustandigkeit des Bundes fir das Recht der Wirtschaft
herausgenommen. Eine Beschréankung auf bestimmte Aspekte des Spielhallen-
rechts, insbesondere auf die in § 33i GewO geregelte Erlaubnispflicht, entspricht
nicht dem Wortlaut des Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG, denn die den Landern zugewie-
sene Kompetenz wird nicht als ,Recht der Spielhallenerlaubnisse® bezeichnet (vgl.
OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29. Oktober 2014 - OVG 1 S 30.13 -,
juris, Rn. 42; HmbOVG, Beschluss vom 19. Mai 2015 - 4 Bs 14/15 -, juris, Rn. 75).
Danach umfasst die ausschlieBliche Zustandigkeit der Lander fur das Recht der
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Spielhallen die gewerberechtlichen Anforderungen an den Betrieb und die Zulas-
sung von Spielhallen.

bb) Eine Begrenzung des Rechts der Spielhallen auf den Regelungsgehalt
des § 33i GewO oder auf Regelungen flr einen einzelnen Spielhallenstandort
lasst sich der Entstehungsgeschichte der Neufassung des Art. 74 Abs. 1
Nr. 11 GG im Rahmen der Fdderalismusreform im Jahre 2006 ebenfalls nicht
entnehmen. Eine normativ-rezeptive Beschrankung der Landeskompetenz auf den
Regelungsbereich des § 33i GewO hat in die Gesetzgebungsmaterialien keinen
Eingang gefunden. Vielmehr verweist der Gesetzentwurf der Fraktionen von
CDU/CSU und SPD im Bundestag im Zusammenhang mit dem Recht der Spiel-
hallen allein auf die damit erfolgende weitere Starkung der Landesgesetzgeber
durch Verlagerung von ,Kompetenzen mit besonderem Regionalbezug und sol-
che(n) Materien, die eine bundesgesetzliche Regelung nicht zwingend erfordern®
(BTDrucks 16/813, S. 9).

Dass die Kompetenzverlagerung nicht auf den Regelungsbereich des
§ 33i GewO beschrankt sein sollte, ergibt sich auch aus den Beratungen der
Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatli-
chen Ordnung (Féderalismuskommission 1) zur Neuordnung der bundesstaatli-
chen Kompetenzordnung, die der Aufnahme der Bereichsausnahme fir das Recht
der Spielhallen in Art. 74 Abs.1 Nr. 11 GG vorausgingen. Der Kompetenztitel
,Recht der Wirtschaft® wurde in der Projektgruppe 5 (,Regionale Themen®) bera-
ten. Als Gegenvorschlag zur anfanglichen Position der Lander, die eine komplette
Ubertragung des Gewerberechts in ihre Gesetzgebungskompetenz gefordert
hatten (vgl. Staatsministerium Baden-Wurttemberg und Staatskanzlei Berlin,
Konkretisierung der L&nderposition zum ,Recht der Wirtschaft®, Projektgruppenar-
beitsunterlage PAU-5/0002, S. 3, enthalten in: Deutscher Bundestag/Bundesrat,
Dokumentation der Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisie-
rung der bundesstaatlichen Ordnung, 2005), zahlte das Bundesministerium flr
Wirtschaft und Arbeit einzelne in Titel Il der Gewerbeordnung regulierte Gewerbe
auf, fir die eine Kompetenzverlagerung auf die Lander in Betracht komme, soweit
ein lokaler Bezug vorhanden sei, darunter ,Gewinnspiele und Geldspielgerate
(§§ 33c bis 33h GewO)“ und ,Spielhallen (§ 33i GewO)“ (vgl. Bundesministerium
fir Wirtschaft und Arbeit, Stellungnahme zur Gewerbeordnung und Handwerks-
ordnung, Projektgruppenarbeitsunterlage PAU-5/0020, S. 4, enthalten in: Deut-
scher Bundestag/Bundesrat, a.a.0.). In den darauffolgenden Beratungen der
Projektgruppe wurde ein Konsens darlber erzielt, dass unter dem Gesichtspunkt
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der 6rtlichen Radizierung Teile des Gewerberechts in die Zustandigkeit der Lander
Ubergehen sollten (vgl. Deutscher Bundestag/Bundesrat, a.a.O., S. 449; Ergebnis-
vermerk der 6. Sitzung der Projektgruppe 5 am 29. September 2004, S. 2, enthal-
ten in: Deutscher Bundestag/Bundesrat, a.a.0.), wobei die entsprechende Aufzéh-
lung das Recht der Spielhallen - ohne den Verweis auf § 33i GewO -, aber nicht
das Recht der Gewinnspiele und Geldspielgerate erfasste (vgl. Sprechzettel der
Vorsitzenden zur Erweiterten Obleuterunde am 10. November 2004, S. 3, enthal-
ten in: Deutscher Bundestag/Bundesrat, a.a.0.). Auch der Vorentwurf fir einen
Vorschlag der Vorsitzenden der Féderalismuskommission | bezog sich nicht auf
§ 33i GewO (vgl. Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung
der bundesstaatlichen Ordnung, Arbeitsunterlage 0104 - Vorentwurf flir Vorschlag
der Vorsitzenden vom 13. Dezember 2004, S. 6, enthalten in: Deutscher Bundes-
tag/Bundesrat, a.a.0.). Der lediglich in einem frihen Verhandlungsstadium im
Zusammenhang mit der Bereichsausnahme flir die Landeskompetenz fir die
Spielhallen vom Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit geduBerte Verweis
auf § 33i GewO, der keinen Eingang in den Wortlaut gefunden hat, bietet keinen
tragfahigen Anhaltspunkt flr ein restriktives Verstéandnis der Reichweite der durch
die Féderalismuskommission | in Aussicht genommenen Kompetenziibertragung.

Die von der Féderalismuskommission | betonte ,0rtliche Radizierung” der den
Landern zu Uberantwortenden Kompetenzbereiche fihrt auch nicht zu einer Be-
schrankung der Landerkompetenz auf Regelungen, die an die Besonderheiten der
Situation vor Ort und Fragen der von der einzelnen Spielhalle ausgehenden Ge-
fahren ankniUpfen (so aber Degenhart, DVBI 2014, S. 416 <421 f.>; Schneider,
GewArch 2009, S. 265 <270>; Weidemann/Krappel, NVwZ 2013, S. 673 <676>).
Eine malBgebliche Klarstellung der Gesetzesbegrindung gegeniber den Vorarbei-
ten der FOderalismuskommission | besteht darin, dass der Begriff der ,6rtlichen®
beziehungsweise ,lokalen Radizierung“ (vgl. Deutscher Bundestag/Bundesrat,
a.a.0., S.449; Ergebnisvermerk der 6. Sitzung der Projektgruppe 5 am
29. September 2004, S. 2, enthalten in: Deutscher Bundestag/Bundesrat, a.a.O.)
durch denjenigen des ,besonderen Regionalbezugs® (vgl. BTDrucks 16/813, S. 9)
ersetzt wurde und dieser gleichwertig neben dem Gesichtspunkt des fehlenden
Erfordernisses einer bundesgesetzlichen Regelung steht. Durch die Zuordnung
der Anforderungen an den Betrieb der Spielhallen zum Spielhallenrecht kénnen
unterschiedliche Gegebenheiten in den Landern - gerade zwischen Stadtstaaten
einerseits und Flachenstaaten andererseits - Berlcksichtigung finden (vgl. OVG
Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29. Oktober 2014 - OVG 1 S 30.13 -, juris,
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Rn. 56). Ein Erfordernis bundesweit einheitlicher Regelungen ist demgegenlber
- im Unterschied zum Recht der Spielgerate - nicht ersichtlich.

cc) Auch aus systematischen Erwagungen ergibt sich, dass die Landerkompe-
tenz fir das Recht der Spielhallen die gewerberechtlichen Anforderungen an den
Betrieb und die Zulassung von Spielhallen erfasst und in ihrer Reichweite nicht
normativ-rezeptiv auf den Regelungsbereich von § 33i GewO beschrankt ist. Bei
einer einzelnen Norm von einem rezipierten ,Normbereich“ zu sprechen, erscheint
schon begrifflich sehr zweifelhaft (vgl. OVG Niedersachsen, Beschluss vom
7. Januar 2014 - 7 ME 90/13 -, juris, Rn. 20; HmbOVG, Beschluss vom 19. Mai
2015 - 4 Bs 14/15 -, juris, Rn. 73 ff.; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11. Juni
2015 - OVG 1 B 5.13 -, juris, Rn. 117). Eine normative Rezeption setzt vielmehr
das Vorliegen eines entwicklungsmaBig oder ordnungspolitisch weitgehend abge-
schlossenen Normkomplexes wie etwa beim Strafrecht (vgl. BVerfGE 109, 190
<213>; 134, 33 <55 Rn. 55>) voraus. Hier kann bei der Auslegung auf die norma-
tiven Strukturen der Kompetenzmaterie, wie sie sich in der Tradition des jeweiligen
Rechtsgebiets entwickelt haben, zurlickgegriffen werden.

§ 33i GewO verkoérperte vor der Féderalismusreform nicht far sich genommen
ein in sich abgeschlossenes, historisch gewachsenes Rechtsgebiet des Spielhal-
lenrechts. Dies ergibt sich schon daraus, dass die Vorschrift in der Gewerbeord-
nung lediglich eine einzelne unter vielen in Titel 1l, Abschnitt I, Unterabschnitt B
(Gewerbetreibende, die einer besonderen Genehmigung bedlrfen) ist und unter
anderem neben den Vorschriften zu Geldspielgeraten und anderen Gewinnspielen
in §§ 33c bis 33h GewO steht (vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2016
-8 C 6.15 -, juris, Rn. 25).

Die Erstreckung der Landeskompetenz fir das Recht der Spielhallen auf die
gewerberechtlichen Anforderungen an den Betrieb und die Zulassung von Spiel-
hallen ergibt sich auch aus der systematischen Zusammenschau mit den anderen
den Landern in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG ausschlieBlich zugewiesenen Materien.
So erfassen auch das Recht des Ladenschlusses, der Gaststatten, der Schaustel-
lung von Personen, der Messen, der Ausstellungen und der Markte Sachverhalte
mit Regionalbezug, in denen der grundgesetzandernde Gesetzgeber eine eigen-
stéandige Gestaltungsbefugnis der Lander schaffen wollte, ohne dass er dadurch
den einheitlichen Wirtschaftsraum gefahrdet sah. In diesen Materien wurde den
Landern die Regelung samtlicher erlaubnis- und betriebsbezogener Aspekte

-43 -

105

106

107







-43 -

Uberantwortet. Dasselbe muss dann auch fir das Recht der Spielhallen gelten
(vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 27).

dd) Mit der Foderalismusreform wurde im Hinblick auf die Kompetenznorm
des Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG der Zweck verfolgt, eine neu konturierte, klare féde-
rale Verteilung der Gesetzgebungszustéandigkeiten im Recht der Wirtschaft zu
erzielen (vgl. BVerfGE 138, 261 <277 Rn. 37>). Diesem Zweck wird die Unter-
scheidung zwischen einem Recht der Spielhallen, das die gewerberechtlichen
Anforderungen an Zulassung und Betrieb von Spielhallen umfasst, und einem
Recht der Geldspielgerate, das insbesondere die technischen Modalitdten der
Gerate zum Gegenstand hat, gerecht.

Eine Begrenzung der Kompetenz fiir das Recht der Spielhallen auf Fragen der
von der einzelnen Spielhalle ausgehenden (Spielsucht-)Gefahren, wahrend sonst
das Recht der Spielgeréate einschlagig und damit der Bund konkurrierend zustan-
dig wére (vgl. Uhle, Normativ-rezeptive Kompetenzzuweisung und Grundgesetz,
2015, S. 85, 206), wirde die Materie des Spielhallenrechts ihres Kerns berauben.

c) Nach diesen Vorgaben sind die angegriffenen Regelungen dem Recht der
Spielhallen zuzuordnen.

aa) Fur die Vorschriften zum Verbundverbot und zu den Abstandsgeboten
ergibt sich die Zuordnung zum Recht der Spielhallen aus dem Umstand, dass sie
gewerberechtliche Anforderungen an die Zulassung und den Betrieb von Spielhal-
len darstellen. Sie haben keinen Bezug zu Regelungen Uber die technischen
Anforderungen an Spielgerate oder Fragen der Gerateaufstellung unabhangig
vom konkreten Aufstellort. DarUber hinaus besteht bei den Abstandsgeboten ein
Regionalbezug insofern, als die Lander je nach vorhandener Spielhallendichte und
den regionalen Gegebenheiten unterschiedliche Mindestabstdnde vorgeben
kénnen (vgl. Beaucamp, DVBI 2015, S. 1473 <1476>).

bb) Die Reduzierung der allgemeinen Geratehdchstzahl je Spielhalle von zwdlf
auf acht (§ 4 Abs. 2 SpielhG Bln) ist ebenfalls eine gewerberechtliche Anforderung
und dem Recht der Spielhallen zuzuordnen. Sie stellt unabhangig vom Geféhr-
dungspotential des Einzelgerats auf die spezifische Gefahrlichkeit von Spielhallen
ab, die sich aus dem Anreiz ergibt, welchen viele Gerate allein schon durch ihre
gemeinsame Verflgbarkeit in einer Spielhalle ausiben (,Las-Vegas-Effekt). Die
Entscheidung dartber, wo und in welchem Umfang Geldspielgerate aufgestellt
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werden dirfen, hangt zwar auch von der Ausgestaltung der einzelnen Gerate ab.
Das schliet aber nicht landesrechtliche Regelungen des Rechts der Spielhallen
aus, far welche das Gefahrdungspotential der konkreten Spielgerate von Bedeu-
tung ist.

cc) Auch bei der Regelung, wonach in jeder Spielhalle dauerhaft eine Auf-
sichtsperson anwesend sein muss (§ 6 Abs. 2 SpielhG Bln), handelt es sich eben-
falls um eine Anforderung an den Spielhallenbetrieb.

2. Die Zustandigkeit des Bundes fur das auch das Bauplanungsrecht umfas-
sende Bodenrecht nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG, von welcher der Bund insbe-
sondere durch den Erlass des Baugesetzbuchs Gebrauch gemacht hat, entfaltet
keine Sperrwirkung gegenuber den Vorschriften der Lander zum Verbundverbot
und zu den Abstandsgeboten (vgl. zum Verbundverbot BayVerfGH, Entscheidung
vom 28. Juni 2013 - Vf. 10-VII-12 u.a. -, NVwZ 2014, S. 141 <142>; StGH Baden-
Wirttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 317 ff.; zum
Abstandsgebot OVG Niedersachsen, Beschluss vom 7. Januar 2014 -7 ME
90/13 -, juris, Rn. 22; OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. August 2014 - 6 A
10098/14 -, juris, Rn.20; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11. Juni 2015
-OVG 1 B5.13 -, juris, Rn. 134).

Zum Bodenrecht gehdren diejenigen Vorschriften, die den Grund und Boden
unmittelbar zum Gegenstand haben, also die rechtlichen Beziehungen des Men-
schen zu Grund und Boden und die Art und Weise seiner baulichen Nutzbarkeit
regeln (vgl. BVerfGE 3, 407 <424>; 56, 298 <311>). Das Verbundverbot und die
Abstandsgebote haben nicht unmittelbar die rechtlichen Beziehungen der Spiel-
hallenbetreiber zu Grund und Boden oder die Koordinierung und ausgleichende
Zuordnung konkurrierender Bodennutzungen und Bodenfunktionen zum Gegen-
stand, sondern die Art und Weise der Auslbung eines Gewerbes zur Vermeidung
der von diesem typischerweise ausgehenden Gefahren. Das Bauplanungsrecht
bezieht sich auf die Gegebenheiten und mdgliche Konfliktlagen vor Ort, wahrend
die Regeln Uber das Abstandsgebot und das Verbundverbot auf generelle Be-
schrankungen zielen. Die Begrenzung der Ansiedlung von Vergnigungsstatten in
bestimmten Baugebieten nach dem Baugesetzbuch stellt lediglich eine Option fur
die kommunale Planung dar (vgl. Beaucamp, DVBI 2015, S. 1473 <1476>). Soweit
mit den angegriffenen Vorschriften auch stédtebauliche Ziele verfolgt werden,
stellt dies ihre vorrangig gewerberechtliche Motivation nicht in Frage.
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3. Eine Sperrwirkung hinsichtlich des Abstandsgebots zu Kinder- und Jugend-
einrichtungen (§ 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG BIn) ergibt sich nicht aus der Zustandig-
keit des Bundes fir das Recht der 6ffentlichen Flrsorge (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG),
die auch den Jugendschutz erfasst, von welcher der Bund unter anderem durch
den Erlass des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) Gebrauch gemacht hat (vgl.
BVerfGE 31, 113 <117>). Soweit § 6 Abs. 1 JuSchG vorsieht, dass die Anwesen-
heit in o6ffentlichen Spielhallen oder ahnlichen vorwiegend dem Spielbetrieb die-
nenden Raumen Kindern und Jugendlichen nicht gestattet werden darf und § 6
Abs. 2 JuSchG die Teilnahme von Kindern und Jugendlichen an Spielen mit
Gewinnmadglichkeit in der Offentlichkeit weitgehend ausschlieBt, stehen diese
Regelungen der landesgesetzlichen Vorgabe von Mindestabstanden zwischen
Spielhallen und Kinder- und Jugendeinrichtungen nicht entgegen (vgl. BVerwG,
Urteil vom 16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn.32; OVG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 11. Juni 2015 - OVG 1 B 5.13 -, juris, Rn. 135). Denn
deren Gegenstand ist wiederum vorrangig eine bei der Zulassung zu beachtende
Anforderung an den Standort des Gewerbes, dessen Regelung fir den Bereich
der Spielhallen der alleinigen Gesetzgebungszustandigkeit der Lander zugewie-
sen ist. Dass das Land Berlin hierbei speziell im Zusammenhang mit der Gewer-
beausltbung stehende Geféahrdungen von Kindern und Jugendlichen in den Blick
nimmt (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/4027, S. 12), dient dem
vorrangig gewerberechtlichen Ziel der Bekdmpfung und Verhinderung von Spiel-
sucht.

4. Die in §29 Abs. 4 GIuStV zeitlich gestuft angeordnete Ersetzung des
§ 33i GewO durch Landesrecht beruht auf Art. 125a Abs.1 Satz2 GG (vgl.
BVerfGE 121, 233 <239 f.>).

Die angegriffenen Regelungen sind materiell verfassungsgemaf. Die Neure-
gelungen sind ebenso mit dem Grundgesetz vereinbar (1) wie die Ubergangsrege-
lungen (2).

1. Das Verbundverbot (§ 25 Abs. 2 GIGStV, § 2 Abs. 1 Satz 2 SpielhG Bin, § 3
Abs. 2 Nr. 1 SSpielhG), die Abstandsgebote zu anderen Spielhallen (§ 25
Abs. 1 GIGStV, § 2 Abs. 1 Satz 3 SpielhG BIn, § 3 Abs. 2 Nr. 2 SSpielhG) und zu
Kinder- und Jugendeinrichtungen (§ 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG Bln), die Reduzie-
rung der Geratehdchstzahl in Spielhallen (§ 4 Abs. 2 Satz 1 SpielhG Bin) und die
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Pflicht zur dauernden Anwesenheit einer Aufsichtsperson (§ 6 Abs. 2 SpielhG Bln)
sind mit Art. 12 Abs.1 GG (a), mit dem Eigentumsgrundrecht aus Art. 14
Abs. 1 GG (b) sowie mit dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG (c) vereinbar.

a) aa) Art. 12 Abs. 1 GG schiitzt neben der freien Berufsaustibung auch das
Recht, einen Beruf frei zu wahlen. Unter Beruf ist dabei jede auf Erwerb gerichtete
Tétigkeit zu verstehen, die auf Dauer angelegt ist und der Schaffung und Auf-
rechterhaltung einer Lebensgrundlage dient (vgl. BVerfGE 105, 252 <265>; 115,
276 <300>; 126, 112 <136>). Der Schutz der Berufsfreiheit ist nicht auf traditionell
oder gesetzlich fixierte Berufsbilder beschrankt, sondern erfasst auch Berufe, die
aufgrund der fortschreitenden technischen, sozialen oder wirtschaftlichen Entwick-
lung neu entstanden sind (vgl. BVerfGE 97, 12 <25 f.>; 119, 59 <78>; BVerfG,
Beschluss des Ersten Senats vom 12. Januar 2016 - 1 BvR 3102/13 -, juris,
Rn. 36).

(1) In das durch Art. 12 Abs. 1 GG garantierte einheitliche Grundrecht der Be-
rufsfreiheit darf nur auf gesetzlicher Grundlage und unter Beachtung des Grund-
satzes der VerhaltnismaBigkeit eingegriffen werden (stRspr; vgl. nur BVerfGE 36,
212 <219 ff.>; 45, 354 <358 f.>; 93, 362 <369>; 135, 90 <111 Rn. 57>; 141, 82
<98 Rn. 47>). Der Eingriff muss zur Erreichung eines legitimen Eingriffsziels
geeignet sein und darf nicht weiter gehen, als es die Gemeinwohlbelange erfor-
dern; ferner missen Eingriffszweck und Eingriffsintensitat in einem angemesse-
nen Verhaltnis stehen (vgl. BVerfGE 54, 301 <313>; 101, 331 <347>; 141, 121
<133 Rn. 40>). An objektive Berufszugangsregelungen sind dabei grundséatzlich
gesteigerte Anforderungen zu stellen (vgl. BVerfGE 115, 276 <304 ff.>).

(2) Die Bekampfung der Spiel- und Wettsucht und weiterer negativer Begleit-
erscheinungen des Spiel- und Wettbetriebs stellt ein legitimes Ziel fir die Berufs-
freiheit einschrankende Regelungen dar (vgl. BVerfGE 115, 276 <304 ff.>). Es
gelten insofern allerdings besondere Anforderungen, sofern der Staat zugleich auf
Teilen des Spielmarktes selbst wirtschaftend tétig ist (vgl. BVerfGE 115, 276
<307 ff.>). So verlangt ein beim Staat monopolisiertes Sportwettenangebot eine
konsequente Ausgestaltung der MaBnahmen zur Vermeidung und Abwehr von
Spielsucht und problematischem Spielverhalten (vgl. BVerfGE 115, 276 <309 f.>),
da fiskalische Erwagungen des Staates solche Einschrankungen der Berufsfreiheit
nicht tragen kénnen (vgl. BVerfGE 115, 276 <307>). Auch Uber die - vorliegend
nicht zur Prifung stehende - Ausgestaltung staatlicher Monopole hinaus ist in
einer Konfliktlage mit staatlicher Beteiligung am Spiel- und Wettmarkt eine Aus-
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richtung der staatlichen MaBnahmen auf die Bekampfung der Spielsucht erforder-
lich. Dabei sind andere Gllicksspielformen insbesondere dann einzubeziehen,
wenn der Gesetzgeber (auch) eigene fiskalische Interessen verfolgt und die
Glicksspielformen potentiell in Konkurrenz zueinander stehen. Denn auch hier
kann die legitime Zielsetzung, die Wettleidenschaft zu begrenzen und die Wett-
sucht zu bekampfen, in ein Spannungsverhéltnis zu den fiskalischen Interessen
des Staates geraten (vgl. BVerfGE 115, 276 <310 f.>). Die suchtpraventiv ausge-
richtete staatliche Regulierung in einem Gllcksspielsegment darf nicht durch die
fiskalische Ausrichtung der Regulierung in einem anderen konterkariert werden.
Dies qilt insbesondere dort, wo die Regulierung privater Angebote und staatliche
Monopole zusammentreffen, wie dies bei der Regulierung von Spielhallen einer-
seits und Spielbanken andererseits der Fall sein kann.

Unterschiedliche Regelungen verschiedener Glicksspielformen sind jedoch
zulassig, sofern der Gesetzgeber eine angemessene Suchtpravention nicht auBBer
Acht Iasst. Foderal unterschiedliche oder auch konkurrierende Losungswege sind
zudem im Bundesstaat angelegt (vgl. zu Art. 3 GG BVerfGE 103, 225 <241>; 114,
371 <383>; fur das unionsrechtliche Koharenzgebot vgl. EuGH, Urteil vom
12. Juni 2014, Digibet und Albers, C-156/13, EU:C:2014:1756, Rn. 33 ff.).

Dies wird auch den Anforderungen des Gerichtshofs der Europaischen Union
an die staatliche Bekdmpfung der Spielsucht im nicht monopolisierten Bereich
gerecht (vgl. BVerfGE 115, 276 <316 f.>). Demnach ist die Beschrankung des
freien Dienstleistungsverkehrs und der Niederlassungsfreiheit der Unionsrechts-
ordnung nur dann gerechtfertigt, wenn die restriktive MaBnahme einem zwingen-
den Grund des Allgemeininteresses wie dem Schutz der Verbraucher und der
Sozialordnung (einschlieBlich der Bekdmpfung der Spielsucht), der Betrugsvor-
beugung oder der Vermeidung von Anreizen fir die Blrger zu UbermafBigen
Ausgaben fir das Spielen entspricht und geeignet ist, die Verwirklichung dieses
Ziels dadurch zu gewabhrleisten, dass sie dazu beitragt, die Gelegenheiten zum
Spiel zu verringern und die Tatigkeiten im Glicksspiel in koharenter und systema-
tischer Weise zu begrenzen (vgl. EuGH, Urteil vom 21. Oktober 1999, Zenatti,
C-67/98, EU:C:1999:514, Rn. 36 f.; Urteil vom 6. November 2003, Gambelli u.a.,
C-243/01, EU:C:2003:597, Rn. 67; Urteil vom 6. Marz 2007, Placanica u.a.,
C-338/04 u.a., EU:C:2007:133, Rn. 52 f.; Urteil vom 8. September 2010, Carmen
Media, C-46/08, EU:C:2010:505, Rn. 55, 64 f.; Urteil vom 8. September 2010,
Markus Stof3 u.a., C-316/07 u.a., EU:C:2010:504, Rn. 88).
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(3) Solche Regelungen missen zudem hinreichend bestimmt sein. Das Be-
stimmtheitsgebot soll sicherstellen, dass Regierung und Verwaltung im Gesetz
steuernde und begrenzende HandlungsmaBstabe vorfinden und dass die Gerichte
eine wirksame Rechtskontrolle durchfihren kénnen. Ferner erlauben es
Bestimmtheit und Klarheit der Norm, dass die betroffenen Blrgerinnen und Burger
sich auf mégliche belastende MaBnahmen einstellen kénnen (vgl. BVerfGE 110,
33 <52 ff.>; 118, 348 <375 ff.>; 120, 378 <407 f.>; 133, 277 <336 Rn. 140>). Der
Gesetzgeber ist dabei gehalten, seine Regelungen so bestimmt zu fassen, wie
dies nach der Eigenart des zu ordnenden Lebenssachverhalts mit Ricksicht auf
den Normzweck mdglich ist (vgl. BVerfGE 49, 168 <181>; 78, 205 <212>; 102,
254 <337>; 133, 277 <355 f. Rn. 181>). Welche Anforderungen an die Bestimmt-
heit gesetzlicher Regelungen zu stellen sind, richtet sich auch nach der Intensitat
der durch die Regelung oder aufgrund der Regelung erfolgenden Grundrechtsein-
griffe (vgl. BVerfGE 93, 213 <238>; 102, 254 <337>; 131, 88 <123>; 133, 277
<336 f. Rn. 140>). Es reicht aus, wenn sich im Wege der Auslegung der einschla-
gigen Bestimmung mit Hilfe der anerkannten Auslegungsregeln feststellen lasst,
ob die tatsachlichen Voraussetzungen fir die in der Rechtsnorm ausgesprochene
Rechtsfolge vorliegen (vgl. BVerfGE 21, 209 <215>; 79, 106 <120>; 102, 254
<337>). Verbleibende Ungewissheiten dirfen nicht so weit gehen, dass die Vor-
hersehbarkeit und Justiziabilitdt des Handelns der durch die Normen ermachtigten
staatlichen Stellen geféhrdet sind (vgl. BVerfGE 21, 73 <79 f.>; 118, 168 <188>;
120, 274 <316>; 133, 277 <356 Rn. 181>).

bb) Die angegriffenen Vorschriften greifen in die Grundrechte der Beschwer-
deflhrerinnen zu 1), Il) und IV) aus Art. 12 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 19
Abs. 3 GG ein (1). Die Eingriffe sind aber gerechtfertigt (2).

(1) Die Beschwerdeflihrerinnen unterfallen als Betreiberinnen von Spielhallen
dem Schutz des Art. 12 Abs.1 in Verbindung mit Art. 19 Abs. 3 GG
(vgl. BVerfGE 102, 197 <212 f.>; 114, 196 <244>; 126, 112 <136>; BVerfG, Be-
schluss des Ersten Senats vom 12. Januar 2016 - 1 BvR 3102/13 -, juris, Rn. 34;
stRspr). Bei der Téatigkeit als Betreiber einer Spielhalle handelt es sich um einen
eigenstandigen Beruf als eine wirtschaftliche Betétigung, die grundsatzlich unab-
hangig von anderen Tétigkeiten ausgelibt werden kann. Uber die Jahre hat sich
ein entsprechendes Berufsbild herausgebildet, flir das das Gewerberecht spezielle
Anforderungen aufstellt (vgl. § 33i Abs. 1 und 2 Nr. 1 i.V.m. § 33c Abs. 2 GewO).
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Das Verbundverbot bewirkt, dass an einem Standort nur noch eine Spielhalle
zugelassen werden darf. Damit wird ein baulicher Verbund verschiedener Spiel-
hallen, insbesondere ein Betrieb in demselben Gebaude oder Gebaudekomplex
ausgeschlossen. Das Berliner und das saarlandische Abstandsgebot zu anderen
Spielhallen sehen vor, dass zwischen Spielhallen ein Mindestabstand von
500 Metern einzuhalten ist. Zudem bestimmt der Berliner Landesgesetzgeber mit
dem Abstandsgebot zu Kinder- und Jugendeinrichtungen, dass Spielhallen nicht in
raumlicher N&he von Einrichtungen betrieben werden sollen, die ihrer Art nach
oder tatsachlich vorwiegend von Kindern oder Jugendlichen aufgesucht werden.
Die Reduzierung der Geratehdchstzahl in Spielhallen durch § 4 Abs. 2
Satz 1 SpielhG Bln fihrt dazu, dass in Spielhallen statt der zuvor zulassigen zwolf
nunmehr nur noch maximal acht Geldspielgerate aufgestellt werden drfen; zu-
dem werden die Berliner Spielhallenbetreiber zur dauernden Anwesenheit einer
Aufsichtsperson verpflichtet.

Die angegriffenen Vorschriften regeln damit die Zulassung und den Betrieb
von Spielhallen und greifen deshalb in die Berufsfreiheit der Spielhallenbetreiber
ein. Der Einsatz von Eigentum zu Erwerbszwecken steht auch unter dem Schutz
der Berufsfreiheit (zum Verhaltnis von Berufsfreiheit und Eigentumsschutz vgl.
BVerfGE 50, 290 <361 f.>; 110, 141 <166 f.>; BVerfG, Urteil des Ersten Senats
vom 6. Dezember 2016 - 1 BvR 2821/11 u.a. -, juris, Rn. 390).

(2) Die Eingriffe in die Berufsfreiheit der Spielhallenbetreiber sind gerechtfer-
tigt.

(a) Die Regelungen in Berlin und im Saarland zum Verbundverbot und zu den
Abstandsgeboten zu anderen Spielhallen und zu Kinder- und Jugendeinrichtungen
genugen den Anforderungen des Art. 12 Abs. 1 GG an eine verfassungsrechtliche
Rechtfertigung.

Auch zur Rechtfertigung einer objektiven Berufszugangsvoraussetzung liegen
hinreichende Grinde des Gemeinwohls vor, die das Verbundverbot und die
Abstandsgebote tragen. Die Regelungen dienen der Abwehr drangender Gefahren
fir ein besonders wichtiges Gemeinschaftsgut (aa), sind im Blick auf die unter
staatlicher Beteiligung betriebenen Spielbanken hinreichend konsequent auf das
legitime Ziel der Bekampfung der Spiel- und Wettsucht ausgerichtet (bb), verhalt-
nismanig (cc) und stehen mit dem Bestimmtheitsgebot in Einklang (dd).
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(aa) Die Regelungen dienen mit der Vermeidung und Abwehr der vom
Glucksspiel in Spielhallen ausgehenden Suchtgefahren und dem Schutz von
Kindern und Jugendlichen einem besonders wichtigen Gemeinwohlziel, da Spiel-
sucht zu schwerwiegenden Folgen flr die Betroffenen, ihre Familien und die
Gemeinschaft fihren kann (vgl. BVerfGE 115, 276 <304f> m.w.N.). §1
Nr. 1 GIGStV und § 1 Abs. 1 Nr. 1 SSpielhG nennen ausdricklich die Verhinde-
rung des Entstehens von Glicksspielsucht und die wirksame Suchtbekdmpfung
als Ziele des Staatsvertrages beziehungsweise des Gesetzes. Dass mit dem
Verbundverbot und dem Abstandsgebot das Ziel der Spielsuchtbekdmpfung durch
eine Beschrankung des insgesamt verfligbaren Spielhallenangebots verfolgt wird,
stellen die Erlauterungen zum Ersten Gllcksspieldnderungsstaatsvertrag und die
Gesetzesbegriindungen der Spielhallengesetze ausdricklich klar (vgl. Bayerischer
Landtag, Drucksache 16/11995, S. 31; Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache
16/4027, S. 9, 12).

Néher wird das Verbundverbot damit begrindet, dass Mehrfachspielhallen
aufgrund des gesteigerten Angebots an Geldspielgeraten in engem raumlichen
Verbund ein wesentliches Element zur Steigerung der Spielsucht darstellten und
durch sie ein ,Las-Vegas-Effekt eintrete, der erhebliche Anreize fir ein nicht mehr
bewusst gesteuertes Weiterspielen biete (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksa-
che 16/4027, S. 11; Landtag des Saarlandes, Drucksache 15/15, S. 71). Durch
das Verbundverbot sollen das gewerbliche Spiel auf das Mafl3 von Unterhaltungs-
spielen und damit auf ein harmloses Freizeitvergniigen zurlckgeflhrt sowie die
Entstehung spielbankahnlicher GroBspielhallen verhindert werden (vgl. Bayeri-
scher Landtag, Drucksache 16/11995, S. 31).

Zweck des Abstandsgebots zu anderen Spielhallen ist die Herbeiflhrung einer
Begrenzung der Spielhallendichte und damit eine Beschrdnkung des Gesamtan-
gebots an Spielhallen. Damit soll das Abstandsgebot - wie auch das Verbundver-
bot - zur Verhinderung und Bekdmpfung von Spielsucht dadurch beitragen, dass
ein Spieler auf dem Weg von einer Spielhalle zur nachsten ,auf andere Gedanken*
kommt (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/4027, S. 11). Der Spieler
soll sich nach dem Verlassen der Spielhalle so weit von ihrer Atmosphére geldst
haben, dass ein selbstédndiger, neuer Entschluss zum Betreten einer weiteren
Spielhalle erforderlich ist.

Die Berliner Regelung zum Abstand zu Einrichtungen fur Kinder und Jugendli-
che dient der mdglichst frihzeitigen Vorbeugung von Spielsucht. Nach der Be-
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grundung des Gesetzentwurfs Uben gerade Spielhallen einen ,Reiz des Verbote-
nen® aus, der insbesondere auf Kinder und Jugendliche anziehend wirkt. Insbe-
sondere soll durch diesen Tatbestand einem Gewdhnungseffekt des verbreiteten,
stets verfligbaren Angebots von Spielhallen bei Kindern und Jugendlichen entge-
gengewirkt werden (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/4027, S. 12).

Diese Einschatzungen der Gesetzgeber sind nicht offensichtlich fehlerhaft. Im
Rahmen des ihnen zustehenden Einschatzungs- und Prognosespielraums (vgl.
BVerfGE 126, 112 <141>), der vom Bundesverfassungsgericht nur in begrenztem
Umfang Uberprifbar ist (vgl. BVerfGE 121, 317 <350>; 126, 112 <141> m.w.N.),
durften die Gesetzgeber in Berlin und im Saarland annehmen, dass die vom Spiel
an Geldspielgeraten in Spielhallen ausgehenden Suchtgefahren schwere Gefah-
ren far die Betroffenen, ihre Familien und die Gemeinschaft darstellen. Das Ergrei-
fen von MaBnahmen zur Reduzierung des Spiels in Spielhallen in Form des Ver-
bundverbots und der Abstandsgebote kann von den Gesetzgebern in nachvoll-
ziehbarer Weise auf drei einander ergénzende Erkenntnisse gestlitzt werden:
erstens die grundsétzlich vom Spiel an Geldspielgeraten in Spielhallen ausgehen-
den Suchtgefahren, zweitens die deutliche Zunahme und Nutzung des Angebots
an Geldspielgeraten in Spielhallen und drittens den Zusammenhang zwischen
einer Zunahme des Spiels und einer Zunahme an Suchtproblemen.

Ausdricklich haben sich die Lander auf die Ergebnisse des vom Bundeswirt-
schaftsministerium 2010 verdffentlichten Berichts zur Evaluierung der Flnften
Novelle der Spielverordnung und auf die von ihnen in Auftrag gegebene ,Inter-
national vergleichende Analyse des Glicksspielwesens® gestitzt (vgl. Bayerischer
Landtag, Drucksache 16/11995, S. 16 f., 20), woraus insbesondere der Anstieg
der Spielhallenstandorte, die Zunahme der Bedeutung von Mehrfachspielhallen
und der deutliche Anstieg der Umsétze mit Geldspielgeraten in Spielhallen sowie
die finanziellen Einschrédnkungen von Spielern in Spielhallen hervorgehen (vgl.
BRDrucks 881/10, S. 40, 44, 49 f.). Laut der periodischen Studie der Bundeszent-
rale fir gesundheitliche Aufklarung lag in den Jahren 2009 bis 2015 der Anteil der
Befragten mit problematischem oder pathologischem Spielverhalten mit 17,2 %
am hdéchsten bei Geldspielgeraten, gefolgt von Internet-Casinospielen mit 13,1 %
und Sportwettenangeboten mit 12,1 % (vgl. HaB/Lang, Gllcksspielverhalten und
Glicksspielsucht in Deutschland. Ergebnisse des Surveys 2015 und Trends -
Forschungsbericht der Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung, 2016,
S. 102). Im Rahmen der sogenannten PAGE-Studie aus dem Jahre 2011 nannten
49,1 % der Befragten mit Glicksspielproblemen Geldspielgerate in Spielhallen
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und Gaststatten als wichtigsten Problembereich (vgl. Meyer u.a., Pathologisches
Glucksspielen und Epidemiologie: Entstehung, Komorbiditat, Remission und
Behandlung - Endbericht, S. 68).

Gerade im Hinblick auf Kinder und Jugendliche durfte der Gesetzgeber sucht-
praventive MaBnahmen aufgrund ihrer héheren Beeindruckbarkeit fur besonders
dringlich halten, da der Anteil junger Spieler in den letzten Jahren deutlich gestie-
gen ist und die Altersgruppe der 18- bis 25-Jahrigen diejenige mit dem gréBten
Spieleranteil an Geldspielgeraten darstellt (vgl. HaB/Lang, Glicksspielverhalten
und Glicksspielsucht in Deutschland. Ergebnisse des Surveys 2015 und Trends -
Forschungsbericht der Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung, 2016,
S. 92).

Die von den Gesetzgebern zugrunde gelegten Annahmen werden auch nicht
durch das von den Beschwerdeflihrerinnen angefiihrte Gutachten zum sogenann-
ten Pathologie-Potenzial-Koeffizienten in Frage gestellt (vgl. Peren/Clement,
Pathologie-Potenziale von Glicksspielprodukten. Eine komparative Bewertung
von in Deutschland angebotenen Spielformen, Wirtschaftswissenschaftliches
Kurzgutachten ausgearbeitet fir die AWI Automaten-Wirtschaftsverbande-Info
GmbH, 2011), da es durch die AnknUpfung an den Marktanteil und die Spielertra-
ge des jeweiligen Spiels den Anteil der Sichtigen im Verhaltnis zum Umsatz
ermittelt und damit die héhere Ertragsquote der Spielbanken das Ergebnis ver-
zerrt. Zudem sind die Gesetzgeber nicht gehalten, bei der Bekdmpfung der
Glicksspielsucht auf eine rein mathematisch berechnete relative Gefahrlichkeit
abzustellen. Vielmehr rechtfertigen gerade die hohen Anteile der Spieler an Geld-
spielgeraten an der Gesamtzahl pathologischer Spieler sowie der hohe Marktanteil
und das erhebliche Wachstum des Spiels in Spielhallen Gber die letzten Jahre die
Annahme nachweisbarer schwerer Gefahren fir die spielstichtigen oder von
Spielsucht bedrohten Personen, ihre Familien und die Gemeinschaft. Es ist nicht
ersichtlich, dass die den Neuregelungen zugrunde liegenden Annahmen in einem
MaBBe wirtschaftlichen Gesetzen oder praktischer Erfahrung widersprechen, dass
sie verninftigerweise keine Grundlage flr gesetzgeberische MaBnahmen abge-
ben kénnten (vgl. BVerfGE 25, 1 <17>; 126, 112 <1415).

(bb) Das Verbundverbot und die Abstandsgebote sind konsequent am Ziel der

Spielsuchtbekdmpfung ausgerichtet, auch wenn Spielhallen, Spielbanken und
Gaststatten, in denen Geldspielgerate aufgestellt sind, unterschiedlichen Rege-
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lungen unterworfen sind. Bei der Regulierung der Geldspielgerate in Gaststatten
sind keine gesteigerten fiskalischen Interessen auf Seiten der Lander erkennbar.

Mit dem in die Regelungen nicht einbezogenen Betrieb der Spielbanken sind
allerdings gesteigerte fiskalische Interessen der Lander verbunden, weil ihnen
nach Landesgesetz wesentliche Anteile an der Betreibergesellschaft gehéren (vgl.
§ 5 Abs. 3 SpielbG-Saar) und sie Bruttospielertrag und Gewinn der Spielbanken
abschopfen (vgl. § 14 Abs. 1, § 15 SpielbG-Saar; § 3 Abs. 2, §4 Abs. 2 bis
5 SpBG Bin). Insofern ist nicht ausgeschlossen, dass das Verbundverbot und die
weiteren Beschrankungen in den neuen Spielhallengesetzen indirekt auch fiskali-
sche Interessen der Lander durch Verlagerung auf das Angebot der Spielbanken
fordern. Insoweit besteht ein Konkurrenzverhaltnis zwischen den - hier regulierten
- Spielhallen und den - auch mit fiskalischen Interessen betriebenen - Spielban-
ken, die in Berlin und im Saarland Dependancen oder Zweigniederlassungen
betreiben, in denen ausschlieBlich und losgelést von den Ubrigen Glicksspielan-
geboten der Spielbanken vergleichbares Gllcksspiel an Automaten beziehungs-
weise Geraten angeboten wird. Diese sind durch die ausdrickliche Ausnahme in
§ 33h Nr. 1 GewO von der Anwendbarkeit der spielhallenbezogenen Regelungen
der Gewerbeordnung ausgenommen. Demgegenuber wird der Entstehung von
Mehrfachspielhallen, die wegen des groBflachigen Angebots und der gréBeren
Zahl an verfugbaren Spielgeraten in die Nahe der Automatenséle von Spielbanken
heranriicken, mit den angegriffenen Regelungen entgegengewirkt.

Dennoch liegt hierin keine Inkonsequenz in Bezug auf das von den Gesetzge-
bern verfolgte Ziel der Bekdmpfung der Gllcksspielsucht, da der Betrieb der
Spielbanken und die Erlaubnis zur Aufstellung von Spielautomaten in eigener
Weise an den in § 1 GIUStV benannten Zielen, insbesondere der Bekampfung der
Glicksspielsucht (§ 1 Nr. 1 GIuStV) und der Begrenzung und Kanalisierung des
Spieltriebs (§ 1 Nr. 2 GIGStV), ausgerichtet sind. Fur Spielbanken sind umfangrei-
che Spielerschutzvorschriften vorgesehen. So gelten fir die Spielbanken geman
§ 2 Abs. 2 GlUStV bundesweit die Werbebeschrankungen geman § 5 GIGStV, die
Pflicht zur Entwicklung eines Sozialkonzepts geman § 6 GIGStV, die Aufklarungs-
pflichten des § 7 GIUStV sowie insbesondere das bundesweite Spielersperrsystem
mit der Méglichkeit von Selbst- und Fremdsperren geman § 8 GIOStV.

Im Hinblick auf den Angebotsumfang der Spielbanken ist Uberdies gesetzlich

geregelt, dass dieser sich nicht an fiskalischen Interessen orientieren darf, son-
dern gemalB § 2 Abs. 2 GIUStV an die Ziele des § 1 GIGStV gebunden ist. Dem-
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entsprechend sieht § 20 Abs. 1 GIGStV zur Erreichung der Ziele des § 1 GIGStV
eine Begrenzung der Anzahl der Spielbanken in den Léandern vor. Damit sind auch
der Zulassung von Zweigniederlassungen beziehungsweise Dependancen Gren-
zen gesetzt (zu deren Genehmigungsbedirftigkeit vgl. § 6 Abs. 3 SpielbG-Saar;
zu Nebenbestimmungen § 2 Abs. 7 Nr. 1 SpBG BlIn, § 6 Abs. 4 Satz 1 und Satz 2
Nr. 1 SpielbG-Saar). So ist das Spiel in Spielbanken aufgrund der begrenzten Zahl
der Standorte (funf in Berlin und sieben im Saarland) aus dem Alltag herausgeho-
ben, wahrend das Spiel in Spielhallen schon aufgrund der groBen Verfligbarkeit
und der wesentlich zahlreicheren Standorte Bestandteil des alltaglichen Lebens
ist. Dieser Unterschied wird auch bei einer Reduzierung des Bestands an Spielhal-
lenstandorten aufgrund der Abstandsgebote nach Ablauf der Ubergangsfristen
grundsatzlich fortbestehen. Nach den vorliegenden Untersuchungen fallt die vom
kleinen Spiel an Spielautomaten in Spielbanken ausgehende Suchtproblematik
sehr viel geringer aus als beim Spiel an Geldspielgeraten in Spielhallen (vgl.
Bundeszentrale fur gesundheitliche Aufklarung, Glicksspielverhalten und Gllcks-
spielsucht in Deutschland 2013, Ergebnisbericht, 2014, S. 189; Hal3/Lang,
Glicksspielverhalten und Gllcksspielsucht in Deutschland. Ergebnisse des Sur-
veys 2015 und Trends - Forschungsbericht der Bundeszentrale fir gesundheitli-
che Aufklarung, 2016, S. 102; Meyer u.a., Pathologisches Glicksspielen und
Epidemiologie: Entstehung, Komorbiditat, Remission und Behandlung - Endbe-
richt, S. 68).

Zusétzlich bestehen durch die Aufsicht der fir Inneres zustandigen Landesmi-
nisterien (vgl. § 12 SpBG Bin, § 2 Abs. 4 Satz 1 Aligemeines Gesetz zum Schutz
der offentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin i.V.m. Nr. 5 Abs. 5 Zusténdig-
keitskatalog Ordnungsaufgaben Berlin bzw. § 12 SpielbG-Saar, Nr.2.16 der
Anlage der Bekanntmachung der Geschaftsbereiche der obersten Landesbehdr-
den des Saarlandes) hinreichende strukturelle Sicherungen dafir, dass die inhalt-
lichen Vorgaben im Hinblick auf die Ziele der Bekdmpfung der Spielsucht sowie
der Kanalisierung des Spieltriebs vom Staat gegeniber den Spielbanken durchge-
setzt werden kénnen (vgl. BVerfGE 115, 276 <312>; BVerfGK 10, 525 <533>).
Damit ist es den zustandigen Behérden beider L&nder aufgegeben, eine an
§ 1 GIGStV orientierte Beschréankung sowohl der Dependancen oder Zweignieder-
lassungen der Spielbanken als auch des Angebots an Spielautomaten an den
einzelnen Standorten der Spielbanken durchzusetzen.

Im Ubrigen widerspricht das Angebot des Automatenspiels in Spielbanken in
Berlin und im Saarland - soweit ersichtlich - auch in seiner tatséchlichen Ausge-
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staltung nicht den Zielen der Bekdmpfung der Spielsucht und der Kanalisierung
des Spieltriebs und orientiert sich nicht an fiskalischen Interessen der Lander. Die
Zahl der Zweigniederlassungen ist in beiden Landern leicht gesunken, wéahrend
die Zahl der Spielhallen und gerade der Mehrfachspielhallen in den letzten zehn
Jahren sprunghaft angestiegen ist. Auch bei Berucksichtigung der ,Ausdinnung®
des Spielhallenmarktes durch Verbundverbot und Abstandsgebot nach Ablauf der
Ubergangsfristen zum 31. Juli 2016 beziehungsweise zum 30. Juni 2017 diirfte die
absolute Zahl der Spielautomaten in Spielbanken erheblich geringer bleiben als
die Zahl der Spielgerate in Spielhallen.

Zur konsequenten Regulierung der Spielbanken und insbesondere des Auto-
matenspiels mit dem Ziel der Bekdmpfung der Spielsucht haben die Landesbe-
hérden jedoch auch in Zukunft dafir Sorge zu tragen, dass die Reduzierung der
Zahl der Spielhallen nicht durch eine Ausweitung des Automatenspiels und eine
Vermehrung der Standorte von Spielbanken und ihren Dependancen konterkariert
wird.

(cc) Verbundverbot und Abstandsgebote sind zur Erreichung der dargestellten
legitimen Ziele geeignet, erforderlich und angemessen.

(a) Die gesetzliche Anordnung des Verbundverbots sowie der Abstandsgebote
ist ein geeignetes Mittel zur Erreichung der von den Gesetzgebern verfolgten
legitimen Gemeinwohlziele, da sie die Bekdmpfung der Spielsucht jedenfalls
fordern (vgl. BVerfGE 63, 88 <115>; 67, 157 <175>; 96, 10 <23>; 103, 293 <307>;
115, 276 <308>). Den Gesetzgebern kommt hierbei ein Einschatzungs- und
Prognosevorrang zu (vgl. BVerfGE 115, 276 <308> m.w.N.).

Die Einschatzung der Geeignetheit des Verbundverbots durch die Gesetzge-
ber der Lander ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. So ist plausibel,
dass gerade Mehrfachspielhallen durch die Vervielfachung des leicht verfigbaren
Angebots zu einem verstarkten Spielanreiz fihren (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin,
Drucksache 16/4027, S. 9; Landtag des Saarlandes, Drucksache 15/15, S. 71).
Die Gesetzgeber reagierten damit in zulassiger Weise auf die deutliche Expansion
dieser Branche in den Jahren vor den entsprechenden Neuregelungen (vgl. Abge-
ordnetenhaus Berlin, Drucksache 16/4027, S. 9; Landtag des Saarlandes, Druck-
sache 15/15, S.50), zumal durch die Errichtung von Mehrfachspielhallen die
Intention der Spielverordnung unterlaufen wurde, zur Verhinderung und Bekdmp-
fung von Spielsucht die Hochstzahl der Geldspielgerate je Standort auf zwélf zu

-56 -

147

148

149

150







-56 -

begrenzen (vgl. bereits StGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB
15/18 -, juris, Rn. 337). Gerade im Falle der generellen Zuganglichkeit und hohen
Verflgbarkeit von Spielhallen kommt einer Begrenzung sowie 6rtlichen Beschran-
kungen von Glicksspielstatten die hochste Wirksamkeit bei der Verhinderung und
Bekdmpfung der Spielsucht zu (vgl. Schweizerisches Institut fir Rechtsverglei-
chung, International vergleichende Analyse des Gllicksspielwesens, 2009, S. 49 f.;
Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung, Glicksspielverhalten und Glicks-
spielsucht in Deutschland 2013, Ergebnisbericht, 2014, S. 22). Ein Verbot von
Mehrfachspielhallen in Form des Verbundverbots kann dem entgegenwirken,
indem es zu einer geringeren Konzentration von Spielgeraten im selben Gebau-
de(komplex) und im Zusammenwirken mit den Abstandsgeboten zu einer generel-
len Reduzierung des Geldspielgerateangebots fuhrt.

Ebenso wenig bestehen Zweifel an der Geeignetheit des in Berlin und im
Saarland geltenden Abstandsgebots zu anderen Spielhallen. Mit diesem Gebot
wird eine Reduzierung der fur die Ansiedelung von Spielhallen zur Verflgung
stehenden Standorte und eine Begrenzung der Spielhallendichte bewirkt, was zu
einer Beschrankung des Gesamtangebots an Spielhallen beitragt. Dadurch wird
ebenfalls eine Verringerung der Griffnahe und Verflgbarkeit des Spiels an Geld-
spielgeraten in Spielhallen erreicht. Dem steht nicht entgegen, dass ein Auswei-
chen auf andere Orte oder auf andere Arten des Gllcksspiels nicht ausgeschlos-
sen werden kann. Dies gilt insbesondere fir auf der Grundlage einer gaststatten-
rechtlichen Erlaubnis betriebene Spielcafés, die - sofern sie nicht selbst als Spiel-
hallen zu qualifizieren sind (vgl. § 1 Abs. 2 SpielhG Bln; BVerwG, Urteil vom
4. Oktober 1988 - 1 C 59.86 -, NVwZ 1989, S. 51 f.; Urteil vom 9. Marz 2005 - 6 C
11/04 -, NVwZ 2005, S. 961 <962>) - einen anderen Charakter aufweisen (vgl.
BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 47). Ein strukturel-
les, bereits in der gesetzlichen Regelung angelegtes Vollzugsdefizit ist dabei
weder substantiiert vorgetragen noch sonst ersichtlich (vgl. BVerwG, Urteil vom
16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 47).

Auch das in Berlin vorgesehene Abstandsgebot zu Kinder- und Jugendeinrich-
tungen ist der Erreichung eines verstarkten Jugendschutzes jedenfalls férderlich.
Indem wenigstens in der Nahe der von ihnen besonders haufig aufgesuchten
Einrichtungen Spielhallen aus dem alltaglichen Umfeld der Kinder und Jugendli-
chen herausgenommen werden, wird erreicht, dass diese in geringerem Male
Bestandteil ihrer Lebenswirklichkeit sind. Gerade bei besonders schutzbedurftigen
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Kindern und Jugendlichen kann so ein Gewdhnungseffekt durch ein stets verflig-
bares Angebot vermieden werden.

(B) Verbundverbot und Abstandsgebote sind erforderlich. Ein milderes, gleich
effektives Mittel ist nicht ersichtlich, zumal den Gesetzgebern auch hier ein Beur-
teilungs- und Prognosespielraum zukommt (vgl. BVerfGE 102, 197 <218>; 115,
276 <309>). Insbesondere stellen rein spieler- oder geratebezogene MafBB3nahmen
wie die von den Beschwerdeflhrerinnen vorgeschlagene Spielerkarte kein gleich
wirksames Mittel zur Bek@&mpfung und Verhinderung von Spielsucht dar. Die
Lander durften insofern die Einschatzung der Suchtforschung und -beratungs-
praxis zugrunde legen, dass die Einschrdnkung des Angebots und die Reduzie-
rung des Gesamtumsatzes bei Spielhallen aus suchtpraventiver Sicht ein vor-
zugswurdiges Mittel darstellen (oben C 11 1 a bb (2) (a) (cc) (a)). Im Gestaltungs-
spielraum mit Blick auf die Erforderlichkeitsanforderungen liegt auch die saarlandi-
sche Regelung, die fur den Mindestabstand nicht auf die Wegstrecke, sondern auf
die Luftlinienentfernung zwischen zwei Spielhallen abstellt (vgl. zur entsprechen-
den Regelung in § 42 Abs. 1 Landesglicksspielgesetz Baden-Wirttemberg StGH
Baden-Waurttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 367).
Dasselbe qilt fir das Absehen des Landesgesetzgebers von Abweichungs- und
Ausnahmemaglichkeiten, mit denen eine Reduzierung der Spielhallendichte nicht
in gleich wirksamer und effizienter Weise erreicht werden kdnnte.

Das Zutrittsverbot fir Minderjahrige (§ 6 Abs. 1 JuSchG, § 6 Abs. 4 SpielhG
Bln) stellt kein gleichermaBen wirksames Mittel wie das Abstandsgebot zu Kinder-
und Jugendeinrichtungen dar, da der Werbe- und Gewdhnungseffekt dadurch
nicht vermieden wird.

(y) Verbundverbot und Abstandsgebote sind auch angemessen. Bei einer Ge-
samtabwagung zwischen der Schwere der Eingriffe und dem Gewicht und der
Dringlichkeit der sie rechtfertigenden Griinde wahren die gesetzlichen Regelungen
auch unter Bericksichtigung der weiteren einschrénkenden Regelungen der
Spielhallengesetze insgesamt die Grenze der Zumutbarkeit und belasten die
Betroffenen nicht ibermaBig (vgl. BVerfGE 83, 1 <19>; 121, 317 <355>; 126, 112
<152 1.>).

Durch das Verbundverbot entfallen die Méglichkeit, gréBere Kapazitadten an

Spielmdglichkeiten oder eine gréBere Vielfalt an Geraten vorzuhalten, und die sich
hieraus ergebenden wirtschaftlichen Vorteile. Ahnliche Belastungswirkungen
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ergeben sich durch die Abstandsgebote, denen insbesondere in Berlin nur be-
grenzt ausgewichen werden kann. Die Regelungen haben - gerade im Zusam-
menwirken mit bauplanungsrechtlichen Beschrankungen - eine deutliche Reduzie-
rung der mdglichen Spielhallenstandorte zur Folge. Eine kumulative Belastung
entsteht insbesondere durch die gleichzeitige Geltung von Geratehdchstzahlen je
Spielhalle (in Berlin acht geman § 4 Abs. 2 Satz 1 SpielhG BlIn; im Saarland zwdlf
gemaB § 3 Abs.2 Satz 1 SpielV). Zusatzlich belastend wirken sich daneben
weitere Neuregelungen aus (vgl. das Sozialkonzept nach § 6 GIUStV, § 5 Abs. 2
Satz 2 SSpielhG, den Sachkundenachweis nach §2 Abs.3 Nr.4, §6
Abs. 3 SpielhG BIn, die Verlangerung der taglichen Sperrzeit geman § 5 SpielhG
Bln, § 7 Abs. 1 SSpielhG, das Verbot der Sportwettenvermittiung im selben Ge-
baude(komplex) gemanB § 21 Abs. 2 GIuStV, die Pflicht zur Reduzierung der
Geratezahl auf drei im Falle der Abgabe von Speisen und Getranken nach § 6
Abs. 1 Satz 1 SpielhG Bln sowie das Verbot der unentgeltlichen Verabreichung
von Speisen und Getrédnken nach § 6 Abs. 1 Satz 2 SpielhG BIn, das Rauchverbot
gemal § 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 SSpielhG oder das Verbot von Internet-Terminals
und Geldautomaten nach § 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2, § 8 Abs. 2 SSpielhG).

Die Gesamtbelastung lasst es méglich erscheinen, dass nicht nur in Einzelfal-
len Spielhallenbetreiber ihren Beruf aufgeben missen, zumal die Zahl der attrakti-
ven Standorte durch das Abstandsgebot stark beschrankt wird. Die Prognosen der
Beschwerdeflhrerinnen, ein wirtschaftlicher Betrieb von Spielhallen sei durch die
Kumulation der verschiedenen belastenden Vorschriften nicht mehr mdglich,
werden allerdings nicht hinreichend substantiiert (vgl. BVerwG, Urteil vom
16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 50). Dies gilt auch im Hinblick auf die
durch die Verlangerung der Sperrzeit geman § 5 Abs. 1 SpielhG Bin erwarteten
Verluste, da ohne weitere Angaben zu den korrespondierenden Besucherzahlen
die stiindlichen Durchschnittsumsétze fir die wegfallenden frihen Morgenstunden
nicht angesetzt werden kénnen.

Der mit Verbundverbot und Abstandsgeboten verfolgte Hauptzweck der Be-
kampfung und Verhinderung von Glicksspielsucht wiegt besonders schwer, da es
sich um ein besonders wichtiges Gemeinwohlziel handelt (oben C Il 1 a bb (2) (a)
(aa)). Besonderes Gewicht bekommt dieses Ziel dadurch, dass nach maBgebli-
chen Studien vom Spiel an Geldspielgeraten die mit Abstand héchsten Suchtge-
fahren ausgehen (oben A | 2). Fir alle anderen relevanten Gllcksspielformen
hatte bereits eine Begrenzung des Angebots in Form von Verboten, staatlichen
Monopolen oder Konzessionsmodellen bestanden. Aufgrund der Einschatzung der
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Suchtwissenschaft und -beratungspraxis, wonach die Reduzierung der Verfligbar-
keit von Spielmdglichkeiten eine besonders wirksame MaBnahme zur Verhinde-
rung und Bekédmpfung von Glicksspielsucht ist (oben C Il 1 a bb (2) (a) (cc) (a)),
durften die Gesetzgeber davon ausgehen, dass gerade die mit dem Verbundver-
bot und den Abstandsgeboten einhergehende Angebotsreduzierung einen gewich-
tigen Beitrag zur Erreichung der verfolgten Ziele leisten wird. Dies gilt zumal mit
Blick auf den Zweck der Vorbeugung von Spielsucht bei Kindern und Jugendlichen
in einem mdoglichst frihen Stadium.

Insgesamt stehen damit die Belastungen nicht auBer Verhaltnis zum Nutzen
der Neuregelungen (vgl. BayVerfGH, Entscheidung vom 28. Juni 2013 - Vf. 10-VII-
12 u.a. -, NVwZ 2014, S. 141 <1451f.>; StGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom
17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 348; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom
11.Juni 2015 - OVG 1 B 5.18 -, juris, Rn. 165; HmbOVG, Beschluss vom
21. Januar 2016 - 4 Bs 90/15 -, juris, Rn. 35; VG Bremen, Beschluss vom
2. September 2011 - 5V 514/11 -, juris, Rn. 25). Das wegen der schweren Folgen
der Spielsucht und des erheblichen Suchtpotentials des gewerblichen Automaten-
spiels hohe Gewicht der Spielsuchtpravention und des Spielerschutzes Uberwiegt
gegenlber dem wirtschaftlichen Interesse der Spielhallenbetreiber, von der Ver-
pflichtung zur Einhaltung der neuen Erlaubnisanforderungen verschont zu bleiben.
Danach ist auch eine deutliche Begrenzung der Einnahmemdglichkeiten durch
den Betrieb von Spielhallen zugunsten der konsequenten Verfolgung des Uberra-
gend wichtigen Gemeinwohlziels der Suchtpravention und -bekdmpfung hinzu-
nehmen.

(dd) Das insoweit allein angegriffene Abstandsgebot zu Kinder- und Jugend-
einrichtungen geman § 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG Bin genlgt den Anforderungen an
die Bestimmtheit gesetzlicher Regelungen.

Der in § 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG BIn verwendete Begriff der ,Einrichtungen,
die ihrer Art nach oder tatsachlich vorwiegend von Kindern oder Jugendlichen
aufgesucht werden®, ist hinreichend bestimmt. Er wird flir Bestandsspielhallen
durch § 5 Abs. 1 MindAbstUmsG BIn naher konkretisiert, der unter Bezugnahme
auf das Berliner Schulgesetz eindeutig definiert, zu welchen Einrichtungen Spiel-
hallen einen entsprechenden Abstand halten missen, namlich zu allen Schulen
auBer reinen Grundschulen und Schulen der Erwachsenenbildung. Aber auch
isoliert ist die Auslegung und Anwendung des in § 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG Bin
verwendeten Begriffs einer gerichtlichen Kontrolle ohne weiteres zugénglich.
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Das Bestimmtheitsgebot ist auch gewahrt, sofern es um das Betreiben von
Spielhallen ,in raumlicher Nahe“ zu Kinder- und Jugendeinrichtungen geht. Der
Begriff der rdumlichen Nahe in § 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG Bin lasst sich schon
ohne Zusammenwirken mit dem Mindestabstandsumsetzungsgesetz Berlin im
Wege der teleologischen Auslegung der Vorschrift unter besonderer Bertcksichti-
gung des Kinder- und Jugendschutzes konkretisieren. Dies gilt erst recht insoweit,
als dieser in § 5 Abs. 2 Satz 1 MindAbstUmsG Bin fiir Bestandsspielhallen dahin-
gehend definiert wird, dass eine solche N&he beim Uberschreiten einer Wegstre-
cke von 200 Metern regelmanig nicht vorliegt. Auch die Berechnung der Wegstre-
cke wird nunmehr in § 5 Abs. 2 Satz 2 MindAbstUmsG BIn im Einzelnen vorgege-
ben. Der Umstand, dass bei der Uberschreitung der Wegstrecke eine raumliche
Nahe ,regelmaflig“ nicht vorliegt, und die Ausgestaltung von §2 Abs. 1
Satz 4 SpielhG Bln als Sollvorschrift ermdglichen der Verwaltung eine Bertcksich-
tigung der Umsténde des Einzelfalls. Die gesetzliche Regelung gibt der Verwal-
tung in ausreichendem MaBe richtungsweisende Gesichtspunkte an die Hand,
damit diese die Norm in nachvollziehbarer und Uberprifbarer Weise anwenden
kann (vgl. BVerfGE 21, 73 <82>; 62, 256 <275>).

(b) Auch die mit der Reduzierung der Geratehdchstzahl in Spielhallen (§ 4
Abs. 2 Satz 1 SpielnG BiIn) und der Pflicht zur dauernden Anwesenheit einer
Aufsichtsperson (§ 6 Abs. 2 SpielhG Bin) einhergehenden Eingriffe in die Berufs-
freiheit der Spielhallenbetreiber sind von hinreichenden Gemeinwohlzwecken
getragen und verhaltnismanig.

(aa) Mit der Reduzierung der Spielgeratehéchstzahl von zwélf auf acht je
Spielhalle verfolgt der Gesetzgeber das Ziel der Suchtprévention durch Reduzie-
rung der Anreize zu UberméaBigem Spielen in den Spielhallen (vgl. Abgeordneten-
haus Berlin, Drucksache 16/4027, S. 14) und damit die Abwehr nachweisbarer
oder hdchstwahrscheinlicher schwerer Gefahren fir ein besonders wichtiges
Gemeinschaftsgut (oben C Il 1 a bb (2) (a) (aa)). Die Regelung ist zur Erreichung
dieses Ziels geeignet, da der Gesetzgeber im Rahmen seines Einschatzungs- und
Prognosespielraums davon ausgehen durfte, dass Anreize flr die Spieler zum
fortgesetzten Spielen in Spielhallen umso geringer sind, je weniger Gerate sich
dort befinden (vgl. dazu auch BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Ersten
Senats vom 27. Méarz 1987 - 1 BvR 850/86 u.a. -, NVwZ 1987, S. 1067; VG Ham-
burg, Urteil vom 10. Dezember 2014 - 17 K 2429/13 -, juris, Rn. 104).
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Der Gesetzgeber durfte die Reduzierung der Geratehdchstzahl auch fir erfor-
derlich halten. Eine gleich wirksame Regelung, die Spielhallenbetreiber weniger
belastet, ist nicht ersichtlich. Insbesondere stellt die bereits mit dem Verbundver-
bot und den Abstandsgeboten bewirkte Reduzierung der Gesamtzahl der aufge-
stellten Geldspielgerate kein milderes, gleich geeignetes Mittel dar, da diese nicht,
wie vom Gesetzgeber im Rahmen seines Schutzkonzepts angestrebt, die Spielan-
reize innerhalb der einzelnen Spielhalle verringert (vgl. VG Hamburg, Urteil vom
10. Dezember 2014 - 17 K 2429/13 -, juris, Rn. 104). Der Gesetzgeber durfte
zudem davon ausgehen, dass geratebezogene Regelungen nicht gleichermal3en
praventiv wirken.

SchlieBlich belastet die Reduzierung der Geratehdchstzahl die Spielhallenbe-
treiber nicht UberméaBig. Das hohe Gewicht der Spielsuchtpravention und des
Spielerschutzes Uberwiegt gegeniber den wirtschaftlichen Interessen der Spiel-
hallenbetreiber. Aufgrund der Einschatzung in der Suchtwissenschaft und
-beratungspraxis, dass die Reduzierung der Verflgbarkeit von Spielmdglichkeiten
eine besonders wirksame MaBnahme zur Verhinderung und Bekadmpfung von
Glicksspielsucht darstellt (oben C Il 1 a bb (2) (a) (cc) (a)), durfte der Gesetzge-
ber davon ausgehen, dass gerade auch die Reduzierung der Hbéchstzahl an
Geldspielgeraten in den einzelnen Spielhallen einen gewichtigen Beitrag zur
Erreichung der verfolgten Ziele leisten wird. Zwar liegt nahe, dass sich die Redu-
zierung der Hoéchstzahl der Geldspielgerate negativ auf die Rentabilitédt von Spiel-
hallen auswirkt. Eine bestimmte Rentabilitdt gewahrleistet der VerhaltnismaBig-
keitsgrundsatz jedoch nicht. Im Ubrigen ist nicht ersichtlich, dass mit einer Zahl
von acht Geldspielgerdten der Betrieb einer Spielhalle generell wirtschaftlich
unmoglich gemacht wirde (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11. Juni
2015 - 0OVG 1 B 5.13 -, juris, Rn. 186).

(bb) Entsprechendes gilt fir die Pflicht zur Anwesenheit einer Aufsichtsperson
(§ 6 Abs. 2 SpielhG BlIn), die das Erkennen und die unmittelbare Einflussnahme
auf problematisches Spielverhalten ermdglichen soll (vgl. Abgeordnetenhaus
Berlin, Drucksache 16/4027, S. 15). Damit verfolgt der Gesetzgeber das Ziel,
nachweisbare oder héchstwahrscheinliche schwere Gefahren fiir ein besonders
wichtiges Gemeinschaftsgut abzuwehren (oben C Il 1 a bb (2) (a) (aa)). An der
Eignung der Anwesenheit mindestens einer Aufsichtsperson je Spielhalle fir die
Foérderung dieses Ziels bestehen keine Zweifel. Der Gesetzgeber durfte die Be-
griindung einer solchen Pflicht auch fur erforderlich halten. Angesichts der hohen
Suchtgefahren, die vom Spiel an Geldspielgeraten in Spielhallen ausgehen, und
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des hohen Gewichts der Suchtbekampfung durfte die Vorschrift ohne den Nach-
weis vorher bestehender Missstande eingeflhrt werden.

Die Spielhallenbetreiber werden dadurch nicht UbermaBig belastet. Da nach
Ablauf der Ubergangsfristen aufgrund des Verbundverbots im Regelfall nur noch
Einzelspielhallen bestehen werden, wird von keinem Betreiber verlangt, je Stand-
ort mehr als eine Aufsichtsperson einzusetzen. Dadurch entstehende Personal-
kosten sind jedenfalls zumutbar.

b) Die Eigentumsfreiheit des Art. 14 Abs. 1 GG fiihrt - soweit ihr Schutzbereich
hier Uberhaupt erdffnet ist - hinsichtlich der beruflichen Nutzung des Eigentums
jedenfalls nicht zu einem weitergehenden Schutz der Spielhallenbetreiber als die
Berufsfreiheit.

c) Das Verbundverbot, die Abstandsgebote zu anderen Spielhallen und zu
Kinder- und Jugendeinrichtungen, die Reduzierung der Geratehdchstzahl in Spiel-
hallen und die Pflicht zur dauernden Anwesenheit einer Aufsichtsperson bewirken
keine mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbare Ungleichbehandlung von Spielhallenbe-
treibern gegentber den Betreibern von Spielbanken und von Gaststéatten, in denen
Geldspielgerate aufgestellt sind.

aa) Art. 3 Abs. 1 GG gebietet, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu be-
handeln. Das hieraus folgende Gebot, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich
Ungleiches ungleich zu behandeln, gilt flr ungleiche Belastungen und ungleiche
Beglnstigungen. Dabei verwehrt Art. 3 Abs. 1 GG dem Gesetzgeber nicht jede
Differenzierung. Differenzierungen bedlrfen jedoch stets der Rechtfertigung durch
Sachgrinde, die dem Ziel und dem Ausmaf3 der Ungleichbehandlung angemes-
sen sind. Dabei gilt ein stufenloser am Grundsatz der VerhaltnisméaBigkeit orien-
tierter verfassungsrechtlicher PrifungsmaBstab, dessen Inhalt und Grenzen sich
nicht abstrakt, sondern nur nach den jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach-
und Regelungsbereichen bestimmen lassen. Aus dem allgemeinen Gleichheits-
satz ergeben sich je nach Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen
unterschiedliche Anforderungen, die von gelockerten auf das Willkirverbot be-
schrankten Bindungen bis hin zu strengen VerhéltnismaBigkeitserfordernissen
reichen kénnen. Eine strengere Bindung des Gesetzgebers kann sich aus den
jeweils betroffenen Freiheitsrechten ergeben. Zudem verschérfen sich die verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen, je weniger die Merkmale, an die die gesetzliche
Differenzierung anknipft, fir den Einzelnen verfigbar sind oder je mehr sie sich
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denen des Art. 3 Abs. 3 GG annahern (vgl. BVerfGE 138, 136 <180 f. Rn. 121 f.>
m.w.N.).

bb) Durch die angegriffenen Vorschriften werden Spielhallenbetreiber gegen-
Uber den Betreibern von Spielbanken und von Gaststatten ungleich behandelt, da
Spielhallen Beschrankungen unterworfen werden, die fir den Betrieb von Spiel-
automaten in Spielbanken und Geldspielgeraten in Gaststatten nicht gelten. Dabei
sind diese Gruppen insofern wesentlich gleich, als in ihren Betrieben jeweils -
zumindest auch - Glicksspiel um Geld an Spielautomaten beziehungsweise
Geldspielgeraten angeboten wird. Dass sich die Bauart der Spielautomaten in
Spielbanken von derjenigen der Geldspielgerate in Spielhallen und Gaststatten
unterscheidet, begrindet keine wesentlichen, die Vergleichbarkeit ausschlieBen-
den Unterschiede. Im Ubrigen sind zahlreiche Regelungen im Gliicksspielstaats-
vertrag zur Suchtpravention gleichermaBen auf Spielbanken und Spielhallen
anwendbar (vgl. Beaucamp, DVBI 2015, S. 1473 <1481>).

cc) Ausgehend hiervon ist die Ungleichbehandlung von Spielhallenbetreibern
gegenilber den Betreibern von Spielbanken und Gaststatten mit Geldspielgeraten
gerechtfertigt, selbst wenn angesichts der mit den spielhallenbezogenen Regelun-
gen einhergehenden erheblichen Beeintrachtigungen des Grundrechts der Berufs-
freiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG ein Uber eine bloBe Willkirkontrolle hinausgehender
VerhéltnisméaBigkeitsmalstab zugrunde gelegt wird.

Die Gesetzgeber verfolgen bei der Regulierung der Spielhallen und allgemein
im Bereich des GllUcksspielrechts mit der Verhinderung und Bek&mpfung der
Glicksspielsucht ein besonders wichtiges Gemeinwohlziel (oben C Il 1 a bb (2) (a)
(aa)). Ein hinreichender Sachgrund fir die unterschiedliche Behandlung von
Spielhallen und Spielbanken liegt in dem unterschiedlichen Gefahrdungspotential
beider Typen von Spielstatten (Verankerung im Alltag bei Spielhallen gegentber
Abstand vom Alltag bei Spielbanken) und insbesondere in der sehr unterschiedli-
chen Verflgbarkeit der Spielmdglichkeiten, selbst wenn man die - insoweit freilich
begrenzt zu haltenden - Dependancen beziehungsweise Zweigniederlassungen
bertcksichtigt (oben C Il 1 a bb (2) (a) (bb)). Aufgrund dieser sich auch auf die
Suchtproblematik auswirkenden Unterschiede ist eine Ungleichbehandlung durch
Vorschriften, die eine mengenmafiige Begrenzung des Spiels in Spielhallen be-
zwecken, gerechtfertigt.

-64 -

172

173

174







-64 -

Ungleichbehandlungen gegeniber Gaststatten, in denen Geldspielgerate auf-
gestellt sind, sind aufgrund der Unterschiede der Spielorte gerechtfertigt. Der
Schwerpunkt der gewerblichen Tatigkeit von Gaststatten liegt nicht im Aufstellen
und Bereithalten von Spielgeraten, sondern im entgeltlichen Anbieten von Speisen
und Getrénken. Die Mdglichkeiten und Anreize zu ununterbrochenem Spiel in
Spielhallen sind daher typischerweise gréBer als in Gaststatten (so bereits
BVerwG, Beschluss vom 14. Januar 1991 - 1 B 174.90 -, NVwZ-RR 1991, S. 403
<404>). Hinzu kommt, dass gemaB § 3 Abs. 1 Satz 1 SpielV hdchstens drei, ab
dem 10. November 2019 nur noch zwei Geldspielgerate je Gaststatte aufgestellt
werden durfen (vgl. Art. 5 Nr. 1 Sechste Verordnung zur Reform der Spielverord-
nung vom 4. November 2014, BGBI | S. 1678 <1682>). Das Gefahrdungspotential
in Gaststatten ist somit aufgrund der geringeren Verfugbarkeit des Gllcksspiels
deutlich geringer als in Spielhallen und ermdéglicht durch die Einbettung in den
Gaststattenbetrieb dartber hinaus eine gréBere soziale Kontrolle. Der Betrieb von
.Spielcafés* oder ,Cafécasinos” als Gaststatten mit hochstens drei Spielgeraten,
die faktisch das Gepréage von kleinen Spielhallen haben, &ndert daran nichts, da
solche Spielcafés als Spielhallen gelten und damit denselben Regeln unterworfen
sind (oben C Il 1 abb (2) (a) (cc) (a)).

2. Die fiinfjahrigen Ubergangsfristen in Berlin und im Saarland sind mit Art. 12
Abs. 1 GG ebenso vereinbar (a) wie die einjahrige Ubergangsfrist in Bayern (b);
fur die Eigentumsfreiheit gilt, soweit einschlagig, nichts anderes (c). Die Differen-
zierung zwischen der fiinfjdhrigen und der einjihrigen Ubergangsfrist in der baye-
rischen Regelung verstdBt auch nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG (d). Auch die zwei-
jahrige Ubergangsfrist fiir die Reduzierung der Geratehdchstzahl in Berlin ist
verfassungsgeman (e).

a) Die funfjahrigen Ubergangsfristen fiir Bestandsspielhallen in Berlin und im
Saarland im Hinblick auf das Verbundverbot und die Abstandsgebote zu anderen
Spielhallen sowie in Berlin zu Kinder- und Jugendeinrichtungen sind mit
Art. 12 GG vereinbar.

aa) Die finfjahrigen Ubergangsfristen sind vorrangig an Art. 12 Abs. 1 GG zu
messen, weil es um Ubergangsregelungen fiir die erlaubte gewerbliche Betati-
gung, weniger um die Nutzbarkeit des vorhandenen Eigentums geht. Bei einer
Beeintrachtigung der Erwerbs- und Leistungstatigkeit durch staatliche Regelungen
ist nach der bestehenden Verfassungsrechtsprechung vorrangig der Schutzbe-
reich der Berufsfreiheit berthrt. Die Begrenzung der Innehabung und Verwendung
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vorhandener Vermdgensguter, flr die der Schutz des Art. 14 GG grundséatzlich in
Betracht kommt, sowie der Wertverlust der unternehmerischen Einheit sind dann
nur mittelbare Folgen der angegriffenen Handlungsbeschrankung, weshalb Art. 14
Abs. 1 GG nur neben Art. 12 Abs. 1 GG zur Anwendung kommt (zur umgekehrten
Konstellation vgl. BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 6. Dezember 2016,
-1 BvR 2821/11 u.a. -, juris, Rn. 390).

bb) Die Ubergangsregelungen bewirken nach fiinf Jahren das Erléschen der
bisherigen Erlaubnis nach § 33i GewO und verlangen die Einholung einer neuen
Erlaubnis, die von der Einhaltung des Verbundverbots und der Abstandsgebote
abhangig ist. Sie greifen damit zwar in die Berufsfreiheit ein (1), sind aber von
Verfassungs wegen gerechtfertigt (2).

(1) Durch das Erléschen der Erlaubnisse nach § 33i GewO mit Ablauf des
31. Juli 2016 beziehungsweise des 30. Juni 2017 greifen die Ubergangsregelun-
gen in Berlin und im Saarland in die Grundrechte der Beschwerdeflihrerinnen zu
1), ) und IV) ein. Nach § 8 Abs. 1 SpielhG BIn verlieren bestehende Erlaubnisse
nach § 33i GewO mit Ablauf des 31. Juli 2016 ihre Wirksamkeit und kénnen nur
nach den Anforderungen an die Erteilung einer neuen Erlaubnis geman § 2
Abs. 1 SpielhG BIn erneuert werden, die fir Bestandsspielhallen in §§ 5 bis
7 MindAbstUmsG BIn modifiziert wurden. Soweit Betreiber von Bestandsspielhal-
len einen Antrag auf Erteilung einer neuen Spielhallenerlaubnis im Sonderverfah-
ren nach dem Mindestabstandsumsetzungsgesetz Berlin gestellt haben, qilt die
Erlaubnis nach § 33i GewO als bis zum sechsten Monat nach Bekanntgabe der
Entscheidung im Sonderverfahren fortbestehend (§ 2 Abs. 3 MindAbstUmsG Bin).
Gleichermafen ergibt sich im Saarland die Betroffenheit der Beschwerdeflhrerin
zu IV) aus dem Zusammenwirken der Erléschensanordnung in § 12
Abs. 1 SSpielhG mit den Erlaubnisanforderungen in §2 Abs.1 und §3
Abs. 2 SSpielhG sowie aus §24 Abs.1, §25 Abs.1 und 2 und §29 Abs. 4
Satz 2 GlUStV in Verbindung mit dem Zustimmungsgesetz zum Ersten Gllcks-
spielanderungsstaatsvertrag.

(2) Die durch die Ubergangsvorschriften bewirkten Eingriffe in die Berufsfrei-
heit sind gerechtfertigt. Sie werden dem Grundsatz des Vorbehalts des Gesetzes
gerecht (a). Zudem erfillen sie die Anforderungen der Grundséatze der Verhaltnis-
maBigkeit und des Vertrauensschutzes (b).
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(a) Der Vorbehalt des Gesetzes erschopft sich nicht in der Forderung nach
einer gesetzlichen Grundlage fir Grundrechtseingriffe. Er verlangt vielmehr auch,
dass alle wesentlichen Fragen vom Gesetzgeber selbst entschieden und nicht
anderen Normgebern Uberlassen werden, soweit sie gesetzlicher Regelung zu-
ganglich sind (vgl. BVerfGE 82, 209 <224>; 83, 130 <142>; 95, 267 <307>; 98,
218 <251>; 116, 24 <58>). Wie weit der Gesetzgeber die fir den jeweils geschitz-
ten Lebensbereich wesentlichen Leitlinien selbst bestimmen muss, I&sst sich
dabei nur mit Blick auf den Sachbereich und die Eigenart des Regelungsgegen-
standes beurteilen (vgl. BVerfGE 49, 89 <126>; 98, 218 <251>; BVerfG, Be-
schluss des Ersten Senats vom 17. Februar 2016 - 1 BvL 8/10 -, juris, Rn. 59). Bei
Auswahlentscheidungen muss der Gesetzgeber selbst die Voraussetzungen
bestimmen, unter denen der Zugang zu erdffnen oder zu versagen ist, und er
muss ein rechtsstaatliches Verfahren bereitstellen, in dem hierlber zu entscheiden
ist (vgl. BVerfGE 57, 295 <327>; 73, 280 <295 f.>; 86, 28 <41>). Aus der Zusam-
menschau mit dem Bestimmtheitsgrundsatz (vgl. BVerfGE 56, 1 <12 f.>; 134, 141
<184 Rn. 126>) ergibt sich, dass die gesetzliche Regelung desto detaillierter
ausfallen muss, je intensiver die Auswirkungen auf die Grundrechtsaustbung der
Betroffenen sind (vgl. BVerfGE 56, 1 <13>). Die erforderlichen Vorgaben missen
sich dabei nicht ohne weiteres aus dem Wortlaut des Gesetzes ergeben; vielmehr
genugt es, dass sie sich mit Hilfe allgemeiner Auslegungsgrundsatze erschlie3en
lassen, insbesondere aus dem Zweck, dem Sinnzusammenhang und der Vorge-
schichte der Regelung (vgl. BVerfGE 82, 209 <224 f.> m.w.N.).

(aa) Das Fehlen von Kriterien flir die bei der Entscheidung Uber die Wiederer-
teilung nach Ablauf der Ubergangsfrist erloschener Erlaubnisse zu treffende
Auswahl zwischen bestehenden Spielhallen mit Altgenehmigungen, die zueinan-
der den Mindestabstand von 500 Metern nicht einhalten, im Saarlandischen Spiel-
hallengesetz verstéBt nicht gegen den Grundsatz des Vorbehalts des Gesetzes.
Zwar ist der Entzug der Gewerbeerlaubnis wegen des drohenden vélligen oder
teilweisen Verlusts der beruflichen Betatigungsmdéglichkeit von erheblichem Ge-
wicht. Allerdings ist die Belastung des Eingriffs in die Berufsfreiheit in zweifacher
Weise durch die Regelung im Saarlandischen Spielhallengesetz abgemildert, und
zwar durch die fiinfjahrige Ubergangsfrist und die Méglichkeit einer Hartefallbe-
freiung bei der Entscheidung Uber die Wiedererteilung nach Fristablauf (vgl. § 12
Abs. 2 Satz 1 SSpielhG; BayVerfGH, Entscheidung vom 28. Juni 2013 - Vf. 10-VII-
12 u.a. -, NVwZ 2014, S. 141 <143>; OVG Niedersachsen, Beschluss vom
15. April 2014 - 7 ME 121/13 -, juris, Rn. 59; StGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom
17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 356 ff.; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil
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vom 11. Juni 2015 - OVG 1 B 5.183 -, juris, Rn. 183; VG Bremen, Beschluss vom
2. September 2011 - 5 V 514/11 -, juris, Rn. 26). Zudem geht es nur um eine
Uberleitungsregelung fiir eine bestimmbare Anzahl von Bestandsspielhallen, nicht
um die grundsétzliche und allgemeine Zuordnung unterschiedlicher Grundrechts-
positionen fir eine unbestimmte Vielzahl von zukinftigen Auswahlentscheidun-
gen.

Vor diesem Hintergrund lassen sich die wesentlichen Parameter der Auswahl-
entscheidung in Konkurrenzsituationen zwischen Bestandsspielhallen dem Saar-
landischen Spielhallengesetz in hinreichendem MaBe entnehmen. Insbesondere
kann zur Konturierung der Auswahlkriterien zunachst auf die Regelung zur Harte-
fallbefreiung nach § 12 Abs. 2 SSpielhG zurlickgegriffen werden, so dass im
Rahmen der Auswahlentscheidung etwa auch die Amortisierbarkeit von Investitio-
nen berUcksichtigt werden kann. Auch ergibt sich aus dem Gesamtzusammen-
hang der Regelung, dass bei der Auswahlentscheidung die mit der Neuregelung
verfolgten und in § 1 Abs. 1 SSpielhG niedergelegten Ziele zu beachten sind.

Der Gesetzgeber kann die Bewaltigung der vielgestaltigen Auswahlkonstellati-
onen anhand sachgerechter Kriterien den zustandigen Behdrden Gberlassen, da
eine ausdrickliche gesetzliche Regelung soweit ersichtlich nur ein geringes Mehr
an Bestimmtheit und Rechtsklarheit schaffen kdnnte. Auch soweit etwa in Innen-
stddten oder Stadtteilzentren aufgrund der dort bestehenden Gemengelage eine
Vielzahl von Konkurrenzsituationen aufgelést werden muss, erfordert der Vorbe-
halt des Gesetzes daher jedenfalls derzeit keine ausdrickliche gesetzgeberische
Festlegung der maBgeblichen Auswahlparameter, etwa hinsichtlich der Frage, von
welchem Fixpunkt die Auswahlentscheidung auszugehen hat. Insofern gebietet es
die ohnehin geforderte Berlcksichtigung der grundrechtlich geschitzten Positio-
nen der Spielhallenbetreiber auch ohne ausdriickliche gesetzliche Bestimmung,
dass die zustandigen Behdrden sich eines Verteilmechanismus bedienen, der die
bestmdgliche Ausschépfung der bei Beachtung der Mindestabstande verbleiben-
den Standortkapazitat in dem relevanten Gebiet erméglicht. Das gilt auch, sofern
bei der erforderlichen Auswahlentscheidung zusétzlich Erlaubnisantrage neu in
den Markt eintretender Bewerber einzubeziehen sind, wobei grundrechtsrelevante
Vorbelastungen der Betreiber von Bestandsspielhallen zu berlcksichtigen bleiben.

Soweit danach verschiedene Auswahlmdglichkeiten verbleiben, ist insofern

weder ersichtlich noch von der Beschwerdeflhrerin zu 1V) vorgetragen, dass eine
gesetzgeberische Festlegung der mafBgeblichen Auswahlkriterien den von den
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Behdérden in dieser Situation vorzunehmenden komplexen Abwéagungsentschei-
dungen besser gerecht wirde. Soweit das behdrdliche Auswahlverfahren im
Einzelfall den genannten Rahmen nicht beachtet oder sonst individuellen Rechts-
positionen der Spielhallenbetreiber nicht zureichend Rechnung tragt, steht ihnen
verwaltungsgerichtlicher und - gegebenenfalls nach Rechtswegerschdpfung - auch
verfassungsgerichtlicher Rechtsschutz offen. Zugleich bleibt es den Landern
unbenommen, im Rahmen der verfassungsrechtlichen Bindungen den zustandi-
gen Behérden selbst im Wege der Gesetz- oder Verordnungsgebung oder auch
mittels Verwaltungsvorschriften detailliertere Kriterien fir die Bewaltigung von
Konkurrenzsituationen an die Hand zu geben.

(bb) Soweit auch das Berliner Spielhallengesetz in seiner zunachst angegrif-
fenen Fassung keine ausdrlckliche Regelung der Kriterien fir die Auswahlent-
scheidung zwischen konkurrierenden Bestandsspielhallen enthielt, hat sich dies
mit § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 MindAbstUmsG Bln geéndert. Die Frage der verfas-
sungsrechtlichen Zulassigkeit der vom Berliner Landesgesetzgeber festgelegten
Auswahlkriterien im Einzelnen bedarf hier wegen des subsidiaren Charakters der
Verfassungsbeschwerde keiner Entscheidung, da fir eine entsprechende Rige
zunachst das Sonderverfahren des Mindestabstandsumsetzungsgesetzes Berlin
durchlaufen werden musste.

(b) Die Bestimmungen sind mit dem Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit und
dem in Art. 12 GG enthaltenen Grundsatz des Vertrauensschutzes vereinbar (vgl.
BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 72 ff.; so auch
BayVerfGH, Entscheidung vom 28. Juni 2013 - Vf. 10-VII-12 u.a. -, NVwZ 2014,
S. 141 <144>; BayVGH, Beschluss vom 30. September 2013 - 10 CE 13.1477 -,
juris, Rn. 16 ff.,; OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 14. November 2013
-1 M 124/13 -, juris, Rn. 5 ff.; S&chsOVG, Beschluss vom 17. Dezember 2013 - 3
B 418/13 -, juris, Rn. 15 ff.; OVG Niedersachsen, Beschluss vom 7. Januar 2014 -
7 ME 90/13 -, juris, Rn. 35 ff.; OVG Saarland, Beschluss vom 10. Februar 2014 - 1
B 476/13 -, juris, Rn. 14 ff.; OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 27. Mai 2014 - 6
B 10343/14 -, NVwZ-RR 2014, S. 682 <683>; HmbOVG, Beschluss vom 24. Juni
2014 - 4 Bs 279/13 -, juris, Rn. 17 ff.; HessVGH, Beschluss vom 5. September
2014 - 8 B 1036/14 -, juris, Rn. 18 ff.; a.A. StGH Baden-Wurttemberg, Urteil vom
17.Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 461 ff.; VG Osnabrick, Beschluss vom
24. September 2013 - 1 B 36/13 -, juris, Rn. 23 ff.; offen gelassen OVG Thiringen,
Beschluss vom 8. April 2015 - 3 EO 775/13 -, juris, Rn. 6 ff.; vgl. auch fir eine
vierjahrige Ubergangsperiode die Entscheidung des Osterreichischen Verfas-
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sungsgerichtshofs vom 12. Marz 2015 - G 205/2014-15 u.a. -, www.vfgh.gv.at,
Rn. 76 f.).

(aa) Der Grundsatz des Vertrauensschutzes verleiht weder im Hinblick auf die
vorherige Rechtslage noch auf die vorhandenen Betriebserlaubnisse geman
§ 33i GewO ein uneingeschranktes Recht auf Amortisierung getatigter Investitio-
nen (fir an Art. 14 GG zu messende Belastungen vertrauensgeschitzter
Positionen vgl. BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 6. Dezember 2016 - 1 BvR
2821/11 u.a. -, juris, Rn. 372; vgl. ferner BVerwG, Urteil vom 23. Oktober 2008
-7 C 48.07 -, NVwZ 2009, S. 650 <652 Rn. 41>). Fir die gesetzliche Regelung
ergibt sich dies schon daraus, dass grundsatzlich nicht darauf vertraut werden
kann, dass eine gunstige Rechtslage unverandert bleibt (vgl. BVerfGE 38, 61
<83>; 68, 193 <222>; 126, 112 <157>). Auch ein in umfangreichen Dispositionen
betatigtes besonderes Vertrauen in den Bestand des geltenden Rechts begrindet
grundsatzlich noch keinen abwagungsresistenten Vertrauensschutz (vgl. BVerfGE
105, 17 <44>). Weder die Gesetzgeber noch die zustandigen Behérden haben die
Spielhallenbetreiber zu bestimmten Dispositionen veranlasst, diese erfolgten
vielmehr auf eigenes unternehmerisches Risiko.

Die Besonderheiten des Gllcksspiel- und dabei insbesondere auch des Spiel-
hallensektors haben Uberdies zur Folge, dass der Grundsatz des Vertrauens-
schutzes einen Schutz getatigter Investitionen nicht in gleichem Mafe verlangt wie
in anderen Wirtschaftsbereichen. Bei Spielhallen handelt es sich um Gewerbebe-
triebe, die von vornherein einen besonderen sozialen Bezug aufweisen, da auch
bei Beachtung aller gesetzlichen Vorschriften die Mdglichkeit besteht, dass spiel-
stichtige und spielsuchtgeféahrdete Spieler Spielhallen aufsuchen. Der Betrieb von
Spielhallen steht damit stets in einem Spannungsverhéltnis zur Suchtbekdmpfung
(vgl. § 33i Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz, Abs. 2 Nr. 3 GewQO). Nicht zuletzt hat das
Bundesverfassungsgericht bereits in seinem Sportwettenurteil aus dem Jahre
2006 festgestellt, dass dem Spiel an Geldspielgeraten im Sinne der Gewerbe-
ordnung das hdéchste Suchtpotential aller Glicksspielformen zukommt
(vgl. BVerfGE 115, 276 <305>). Die Spielhallenbetreiber mussten daher damit
rechnen, dass die Landesgesetzgeber diese Feststellung zum Anlass fir eine
strengere Regulierung von Spielhallen nehmen wirden, um eine insgesamt
konsequentere Gllcksspielpolitik zu erreichen.

Die Schutzwirdigkeit des Vertrauens in den unbegrenzten weiteren Betrieb
von Mehrfachspielhallen war auch ohne entsprechende konkrete Reformvorhaben
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zumindest stark eingeschrankt, denn deren Betrieb unterlief die vom Bundesge-
setzgeber mit der Bestimmung des § 3 Abs. 2 SpielV beabsichtigte Begrenzung
der maximalen Anzahl der Geldspielgerate je Standort auf die Héchstzahl von
zwolf und stellte damit eine (wenn auch legale) Umgehung der schon zuvor beste-
henden Vorschriften zur Geratehdchstzahl in Spielhallen dar (vgl. StGH Baden-
Wirttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 337). Das Ver-
trauen in eine unbeschrankte und unbefristete Fortfihrung des Spielhallenbetriebs
war zudem schon durch die gesetzlich vorgesehene Méglichkeit nachtraglicher
Auflagen zum Schutz der Allgemeinheit oder der Géaste (vgl. § 33i Abs. 1
Satz 2 GewO) begrenzt.

(bb) An der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Zumutbarkeit der Ubergangsre-
gelungen mit fiinfjahriger Ubergangsfrist zur Erreichung der mit dem Verbundver-
bot und den Abstandsgeboten verfolgten Gemeinwohlbelange (oben C Il 1 a bb
(2) (a) (aa)) bestehen keine ernsthaften Zweifel. Gerade der deutliche Anstieg an
Spielhallen in den letzten Jahren (oben A | 8) bestatigt, dass die Ziele der Neure-
gelung wirksam nur erreicht werden kdnnen, wenn den neuen Anforderungen
auch Bestandsspielhallen unterworfen werden.

Die Landesgesetzgeber sind nicht auf eine Regelung zu verweisen, die Spiel-
hallenbetreibern in jedem Einzelfall eine verlustfreie Abwicklung ihrer zu schlie-
Benden Spielhallen ermdglicht (vgl. BVerfGE 75, 246 <282>). Die immerhin flnf-
jahrigen Ubergangsfristen in Berlin und im Saarland tragen dem Interesse der
Betreiber, eine Amortisierung der in die Spielhallen getatigten Investitionen zu
erreichen und dabei einen angemessenen Gewinn zu erwirtschaften, ausreichend
Rechnung.

Die Belange der Spielhallenbetreiber sind ebenfalls genligend beriicksichtigt.
Die Raumlichkeiten und die weiteren Betriebsmittel sind auch anderweitig nutzbar
(vgl. BayVerfGH, Entscheidung vom 28. Juni 2013 - Vf. 10-VII-12 u.a. -, NVwZ
2014, S. 141 <146>). Fur Mietvertrage kann sich zudem ein Recht auf ordentliche
oder auBerordentliche Kindigung ergeben (vgl. BGH, Urteil vom 20. November
2013 - Xl ZR 77/12 -, NZM 2014, S. 165 <166>; KG, Urteil vom 14. Juli 2014 - 8 U
140/13 -, juris, Rn. 28). Ahnliches gilt fir die Mdglichkeit eines Weiterverkaufs oder
einer Weitervermietung der Spielgerate und anderer Einrichtungsgegensténde,
zumal deren Abschreibungszeit die fiinfjihrige Ubergangszeit in der Regel nicht
Uberschreiten dirfte (vgl. AfA-Tabelle fir die allgemein verwendbaren Anlageguter
Nr. 7.5.1).
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Dennoch haben sowohl Berlin als auch das Saarland die Mdglichkeit von
Hartefallbefreiungen im Einzelfall geschaffen (§ 9 MindAbstUmsG Bin; § 12
Abs. 2 SSpielhG). Dass dariber hinaus ein weiterer Betrieb von Spielhallen unter-
bunden wird, haben die Beschwerdeflhrerinnen hinzunehmen.

b) Der Eingriff in die Berufsfreiheit der Beschwerdeflhrerin zu lll) durch die
einjahrige Ubergangsregelung fiir nach dem 28. Oktober 2011 genehmigte
Bestandsspielhallen in Bayern gemaB Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayAGGIUStV in
Verbindung mit § 29 Abs. 4 Satz 3 GIUStV ist ebenfalls mit Art. 12 Abs. 1 GG
vereinbar. Mit Ablauf des 30. Juni 2013 wurde neben der gewerberechtlichen
Erlaubnis nach § 33i GewO eine zusatzliche glicksspielrechtliche Spielhallener-
laubnis erforderlich, deren Erteilung von der Wahrung unter anderem des Ver-
bundverbots des §25 Abs. 2 GIiStV abhéngig ist. Dadurch wird in Art. 12
Abs. 1 GG eingegriffen, der Eingriff ist jedoch gerechtfertigt. Die Unterscheidung
zwischen ein- und finfjahriger Ubergangszeit dient legitimen Gemeinwohlzielen
(aa) und tragt auch dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes durch Bezug auf
den Stichtag des 28. Oktober 2011 hinreichend Rechnung (bb). Das Abstellen auf
die Erteilung der gewerberechtlichen Erlaubnis ist ebenfalls verfassungsgeman
(cc). Auch ist dem Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit Genlge getan (dd).

aa) Mit der einjahrigen Ubergangsfrist fiir Bestandsspielhallen, die erst nach
dem 28. Oktober 2011 eine Spielhallenerlaubnis nach § 33i GewO erhalten hat-
ten (§ 29 Abs. 4 Satz 3 GIUStV i.V.m. Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayAGGIuStV), soll
dem Vertrauens- und Bestandsschutz der Betreiber in Abwagung mit den durch
das Abstandsgebot und das Verbundverbot verfolgten Gemeinwohlzielen ange-
messen Rechnung getragen werden; durch das Anknipfen an den Zeitpunkt der
Erlaubniserteilung bei Mehrfachspielhallen soll dabei ein stufenweiser Ruckbau
erreicht werden (vgl. Bayerischer Landtag, Drucksache 16/11995, S. 32). Dahinter
steht das Ziel einer mdglichst zeitnahen Umsetzung des Abstandsgebots und des
Verbundverbots, um eine moglichst wirksame Bekampfung der Glicksspielsucht
zu erreichen. Zum anderen soll die Stichtagsregelung Mitnahmeeffekte in Form
von Vorratserlaubnissen in Kenntnis der beabsichtigten Anderung der Rechtslage
verhindern.

bb) Dabei ist nicht zu beanstanden, dass durch die Festlegung des

28. Oktober 2011, des Tages der Beschlussfassung der Ministerprasidentenkonfe-
renz Uber die Anderung des Gliicksspielstaatsvertrages, als Stichtag geman § 29
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Abs. 4 Satz 3 GIUStV das Vertrauen auf den Fortbestand der geltenden Rechtsla-
ge ab diesem Zeitpunkt nicht mehr in gleicher Weise geschiitzt ist.

Die Schutzwirdigkeit des Vertrauens in den Fortbestand der gesetzlichen Re-
gelung und der erteilten Erlaubnisse nach § 33i GewO war spéatestens mit dem
Beschluss der Ministerprasidentenkonferenz beseitigt oder zumindest erheblich
herabgesetzt. Hierbei kann auf die Grundsatze zuriickgegriffen werden, die das
Bundesverfassungsgericht fir das Vertrauen in die Gesetzeslage gegeniber
rickwirkenden Gesetzen entwickelt hat. Demnach entféllt schutzwirdiges Ver-
trauen in die geltende Rechtslage nicht erst dann, wenn eine Anderung der
Rechtslage sicher ist, sondern bereits dann, wenn mit einer Neuregelung ernsthaft
zu rechnen ist (vgl. BVerfGE 126, 369 <396>). Dies ist beim endgultigen
Beschluss des Bundestages Uber einen Gesetzentwurf der Fall (vgl. BVerfGE 126,
369 <396>; 132, 302 <324 Rn. 57> jeweils m.w.N.). Dartber hinaus kénnen sich
ab der Einbringung eines Gesetzentwurfs im Bundestag durch ein initiativberech-
tigtes Organ die Betroffenen nicht mehr auf ein schutzwirdiges Vertrauen in den
Bestand der Rechtslage berufen (vgl. BVerfGE 127, 31 <50>; 132, 302 <324 f.
Rn. 56 f.> m.w.N.).

Diese Rechtsprechung ist auf den Entstehungsprozess eines Staatsvertrages,
auf dem die hier gegenstandlichen Landesgesetze beruhen, Ubertragbar. Bei der
Entstehung von Staatsvertragen kann es zu vergleichbaren Ankindigungseffekten
kommen (vgl. BVerfGE 95, 64 <88 f.>). Schon mit dem Zustandekommen eines
Staatsvertrages ist mit einer Neuregelung durch entsprechende Landesgesetze
ernsthaft zu rechnen (vgl. BVerfGE 126, 369 <396>), so dass geplante Gesetzes-
anderungen o6ffentlich und mégliche zukinftige Gesetzesanderungen damit in
konkreten Umrissen vorhersehbar werden (vgl. BVerfGE 132, 302 <324 Rn. 56>).
Hinzu kommt, dass Anderungen am Staatsvertrag durch die Landerparlamente
nach Unterzeichnung durch die Ministerprasidenten ausgeschlossen sind, da der
Vertragstext schon mit der Unterzeichnung feststeht und nur noch einvernehmlich
geandert werden kann (vgl. BayVGH, Beschluss vom 30. September 2013 - 10 CE
13.1477 -, juris, Rn. 22; StGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014
-1 VB 15/13 -, juris, Rn. 463).

Im Hinblick auf das Kriterium der Offentlichkeit der geplanten Gesetzesande-
rung kommt es auf die Umstande des Einzelfalls an. Fir Beschllisse der nicht
Offentlich tagenden Ministerprasidentenkonferenz geniigen die Verdffentlichung
des konkreten Textes und seine tatsachliche Verfigbarkeit (vgl. BVerfGE 127, 31
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<50>). Bei Entscheidungen von einigem wirtschaftlichem Gewicht - wie Investitio-
nen in eine neue Spielhalle - ist es zudem regelmaBig zumutbar, professionelle
Beratung Uber das rechtliche und regulatorische Umfeld in Anspruch zu nehmen
(vgl. zu steuerlichen Folgen BVerfGE 127, 31 <50>). Um ein Vertrauen in die
geltende Gesetzeslage zu beseitigen, reicht es aus, dass der eingebrachte Ent-
wurf in seinem Regelungsanliegen und den maBgeblichen Inhalten erkennbar
wird. Denn bereits in diesem Fall sind mdgliche zukiinftige Gesetzesanderungen
in konkreten Umrissen allgemein vorhersehbar (vgl. BVerfGE 132, 302 <324
Rn. 56>).

Allein der Beschluss der Ministerprasidenten am 28. Oktober 2011 und die
gleichzeitig verdffentlichte Medien-Information reichten allerdings nicht aus, um
entsprechende mdgliche zuklnftige Gesetzesédnderungen fir Spielhallenbetreiber
in konkreten Umrissen allgemein vorhersehbar zu machen. Denn die endgiiltig
beschlossene Fassung des Ersten Gllcksspieldnderungsstaatsvertrages wurde
noch nicht am 28. Oktober 2011, sondern erstmals am 18. November 2011 als
Landtagsdrucksache des Landtags von Baden-Wirttemberg veréffentlicht (vgl.
Landtag von Baden-Wurttemberg, Drucksache 15/849; vgl. StGH Baden-
Wirttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 2).

Von einem schutzwirdigen Vertrauen der Spielhallenbetreiber auf die Fortgel-
tung der bestehenden Rechtslage konnte gleichwohl nach dem 28. Oktober 2011
nicht mehr die Rede sein. Bereits im Rahmen der Ministerprasidentenkonferenz
am 6. April 2011 hatten sich die Lander darauf geeinigt, einen Entwurf fir einen
Ersten GlUcksspielanderungsstaatsvertrag zur Anhérung und zur Notifizierung bei
der Europaischen Kommission freizugeben. Bei diesem seit April 2011 auf ver-
schiedenen offiziellen Seiten im Internet abrufbaren und ab Mai 2011 auch in
Landtagsdrucksachen verfligbaren (oben A | 2) Entwurf handelte es sich nicht
lediglich um eine Arbeitsgrundlage. Vielmehr kam ihm weitgehend die Funktion
eines Gesetzentwurfs der Regierung im normalen Gesetzgebungsverfahren zu,
der an die Ausschisse Uberwiesen wird, damit diese gegebenenfalls Anhérungen
insbesondere von Sachverstandigen und Interessenvertretern vornehmen kénnen
(vgl. § 70 Abs. 1 Geschaftsordnung des Deutschen Bundestages). Der Entwurf
enthielt einen besonderen Erlaubnisvorbehalt fir Spielhallen, Regelungen Gber ein
Abstandsgebot zu anderen Spielhallen und ein Verbundverbot sowie entspre-
chende Ubergangsregelungen. Danach sollte grundsatzlich eine finfjahrige Uber-
gangsfrist gelten. Spielhallenerlaubnisse nach § 33i GewO, die nach dem 6. April
2011 erteilt wirden, sollten bei einem Versto3 gegen das Verbundverbot ein Jahr
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nach Inkrafttreten des Staatsvertrages unwirksam werden. Die von der Neu-
regelung betroffenen Spielhallenbetreiber hatten zudem im Zusammenhang mit
der vom Land Sachsen-Anhalt im Mai 2011 durchgefihrten Verbandeanhdrung
(oben A | 2) und (iber die intensive Berichterstattung und Offentlichkeitsarbeit der
Verbande der Automaten- und Spielhallenbranche (vgl. AWI Automaten-
Wirtschaftsverbande-Info GmbH, Novelle des Gllcksspielstaatsvertrags gefahrdet
Existenz von 6.000 Unternehmen und 70.000 Arbeitsplatzen vom 2. Mai 2011,
http://www.awi-info.de/de/einzelne-news/25, zuletzt abgerufen am 6. Marz 2017;
Glucksspielstaatsvertrag: Entwurf mit Regelungen fir Spielstatten, Automaten-
Markt <Online-Ausgabe> vom 20. April 2011, http://www.automatenmarkt.de;
Anhoérung zum Gllcksspielstaatsvertrag vom 26. Mai 2011, a.a.O., beide zuletzt
abgerufen am 6. Marz 2017) die Mdglichkeit, sich in zuverlassiger Weise Uber die
geplante Gesetzesdnderung und die Umstinde zu informieren, die eine Anderung
der Rechtslage als wahrscheinlich erscheinen lieBen.

Somit waren schon vor dem 28. Oktober 2011 Gesetzesdnderungen fur die
Spielhallenbetreiber in konkreten Umrissen allgemein vorhersehbar, so dass sie
nicht mehr darauf vertrauen konnten, das bis dahin geltende Recht werde in
Zukunft unverandert fortbestehen (a.A. StGH Baden-Wurttemberg, Urteil vom
17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 461 ff.). Zumindest war das Vertrauen in
den Fortbestand der gesetzlichen Regelung erheblich herabgesetzt. Jedenfalls am
Tage der ihrerseits offentlich bekannt gegebenen politischen Einigung der 15
Ministerprasidenten auf die endgultige Fassung des Ersten Gliicksspieldanderungs-
staatsvertrages am 28. Oktober 2011 war hinreichend wahrscheinlich, dass der
Vertrag von den beteiligten Landern geschlossen wirde und die Vorgaben an-
schlieBend durch Landesgesetze umgesetzt wiirden. Anderungen nach der politi-
schen Einigung hatten nur auf der Grundlage erneuter Verhandlungen aller betei-
ligten L&nder erfolgen kénnen.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Umstand, dass der Entwurf far
einen Ersten Gllcksspielanderungsstaatsvertrag vom 6. April 2011 bis zum ab-
schlieBenden Beschluss der Ministerprasidenten noch partiell gedndert wurde
(a.A. StGH Baden-Wdirttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris,
Rn. 471). Die Beseitigung schutzwirdigen Vertrauens ist nicht auf solche Falle
beschrankt, in denen der eingebrachte Regelungsvorschlag véllig unverandert
spater beschlossen und in Kraft gesetzt wird. Denn es geht nicht um die Frage, ob
die Betroffenen mit dem Inkrafttireten der konkreten Neuregelung rechnen muss-
ten, sondern darum, ob sie auf die unverdnderte Fortgeltung der bestehenden
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Rechtslage vertrauen kdénnen. Die Unterschiede zwischen der Entwurfsfassung
und dem Ersten Glicksspielanderungsstaatsvertrag fallen nicht ins Gewicht. Das
Verbundverbot und die Pflicht zur Einfihrung eines Abstandsgebots zu anderen
Spielhallen waren bereits im Entwurf enthalten und wurden nur redaktionell geén-
dert. Auch die Anwendung der Vorschriften auf Bestandsspielhallen nach einer
ein- beziehungsweise fiinfiahrigen Ubergangsfrist war bereits Gegenstand des
Entwurfs, ebenso die Anwendung der einjahrigen Ubergangsfrist zumindest auf
das Verbundverbot. Damit waren die wesentlichen und hier relevanten Anderun-
gen auch in der spater verwirklichten Fassung bereits aufgrund des Entwurfs vom
April 2011 konkret absehbar.

cc) Gegen das Abstellen auf den Zeitpunkt der Erteilung der Erlaubnis nach
§ 33i GewO fiir die Bemessung der Ubergangsfrist bestehen keine durchgreifen-
den verfassungsrechtlichen Einwande. Unter Vertrauensschutzaspekten ist der
Zeitpunkt der Erlaubniserteilung fir den Betrieb einer Spielhalle ein zul&ssiger
Anknipfungspunkt fir die Stichtagsregelung, da eine Erlaubnis bei Versto3 gegen
das Verbundverbot nicht mehr erteilt werden konnte. Ein schutzwirdiges Vertrau-
en der Spielhallenbetreiber in die zuklnftige Erteilung der Erlaubnis konnte erst
mit der Erteilung der Betriebserlaubnis nach § 33i GewO entstehen. Denn auch
wenn auf die Erteilung der Erlaubnis nach § 33i GewO ein Anspruch bestand, war
den Betroffenen selbst bei Vorliegen der Erlaubnisvoraussetzungen im Zeitpunkt
der Antragstellung die Erteilung nicht sicher, da maBgeblicher Zeitpunkt fir die
rechtliche Bewertung des Bestehens eines Anspruchs auf Erlaubniserteilung der
Zeitpunkt der letzten Behdérdenentscheidung beziehungsweise im Falle einer
Verpflichtungsklage der Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung ist (vgl.
BVerwGE 84, 157 <160 ff.>; 100, 346 <348>). Zwischenzeitliche Anderungen der
Sach- und Rechtslage kénnen dazu fihren, dass die Erlaubnis nicht erteilt werden
darf. Rechtsdnderungen kdnnen einen urspringlich gegebenen Anspruch daher
auch nach Antragstellung vernichten, wenn das neue materielle Recht dies so
vorsieht. Das Risiko einer abschlagigen Antragsbescheidung tragt der Antragstel-
ler.

Etwas anderes gilt auch nicht mit Blick auf eine fir den Betrieb der Spielhalle
bereits vor dem Stichtag erteilte Baugenehmigung. Aus ihr folgt kein schitzens-
wertes Vertrauen in Bezug auf die Erteilung der gewerberechtlichen Spielhallener-
laubnis. Die Baugenehmigung ist lediglich faktische Voraussetzung fir die Nut-
zung der Spielhallenerlaubnis. Sie entfaltet schon einfachrechtlich nur insofern
Bindungswirkung fir die spéatere gewerberechtliche Erlaubnis, als o&ffentlich-
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rechtliche Vorschriften Gegenstand baurechtlicher Priifung sind. Dies ist mit Blick
auf die gewerberechtlichen Anforderungen an die Zulassung und den Betrieb von
Spielhallen nicht der Fall (vgl. BVerwG, Beschluss vom 5. Februar 1996
-1 B 18.96 -, juris, Rn. 9; fiir die Gaststattenerlaubnis BVerwGE 84, 11 <13 f.>).

SchlieBlich spricht gegen den Zeitpunkt der Erlaubniserteilung als fir die Be-
messung der Ubergangsfrist maBgeblichen Zeitpunkt auch nicht, dass dieser vom
Tatigwerden der Behdrde abhangt. Fir ein kollusives Zusammenwirken zwischen
Verwaltung und Regierung zum Nachteil der Spielhallenbetreiber im Vorfeld des
Staatsvertrages ist nichts vorgetragen oder ersichtlich (a.A. StGH Baden-
Wirttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 482). Ein betatig-
tes Vertrauen in die Fortgeltung der Rechtslage ist auch nicht etwa deshalb schon
vor der Erteilung einer Spielhallenerlaubnis schutzwirdig, weil nach der unter
anderem in Bayern friher verbreiteten Behdrdenpraxis die Erlaubnis nach
§ 33i GewO gerade bei Mehrfachspielhallen erst nach Besichtigung der fertigge-
stellten R&umlichkeiten erteilt wurde (a.A. zur vergleichbaren Praxis in Baden-
Wirttemberg StGH Baden-Warttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB 15/13 -,
juris, Rn. 481). Diese Behérdenpraxis ergibt sich weder aus dem Gesetz, noch ist
sie aus sachlichen Griinden zwingend geboten. Die Praxis hindert den Gesetzge-
ber nicht daran, den Beginn des Vertrauensschutzes schon aus Grinden der
Rechtssicherheit an den Zeitpunkt der Erlaubniserteilung zu kntupfen. Gegen eine
behdrdliche Verschleppung der Genehmigungsentscheidung hatten sich die
Betroffenen im Wege der verwaltungsgerichtlichen Untatigkeitsklage wenden und
Staatshaftungsanspriche geltend machen kénnen.

dd) Die einjahrige Ubergangsfrist tragt den Anforderungen des Verhaltnisma-
Bigkeitsgrundsatzes hinreichend Rechnung. Zur Erreichung der mit ihr verfolgten
legitimen Ziele (oben C Il 2 b aa) sind die Ubergangsregelung und die darin ent-
haltene Unterscheidung zwischen ein- und fiinfjdhriger Ubergangsfrist geeignet
und erforderlich. Die zeitnahe Umsetzung des Abstandsgebots und des Verbund-
verbots sowie die Verhinderung von zur Umgehung der Neuregelung auf Vorrat
eingeholter Erlaubnisse werden durch die Ubergangsregelung geférdert. Der
Gesetzgeber durfte die einjahrige Ubergangsregelung fiir erforderlich halten, da
andere, weniger belastende Beschréankungen mit gleicher Wirksamkeit im Hinblick
auf die verfolgten Ziele nicht vorgetragen oder sonst ersichtlich sind.

Soweit lediglich auf das Ziel der Verhinderung solcher Vorwegnahmeeffekte
abgestellt wird, wére ein AnknlUpfen an den Zeitpunkt des Erlaubnisantrags zwar
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ein milderes, da zeitlich friiheres Kriterium fiir den Stichtag zur Vermeidung der
Antragstellung auf Vorrat (vgl. StGH Baden-Wrttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014
-1 VB 15/13 -, juris, Rn. 481), aber es erreicht den vom Gesetzgeber zugleich
angestrebten raschen Abbau bestehender Spielhallen nicht ebenso gut.

Dabei ist nicht erkennbar, dass die Bestandsinteressen der Spielhallenbetrei-
ber die Veranderungsinteressen des Gesetzgebers Uberwdgen. Die Investitionen
wurden von den Betreibern vor Erteilung der Spielhallenerlaubnis auf eigenes
Risiko getétigt (ebenso StGH Baden-Wrttemberg, Urteil vom 17. Juni 2014 - 1 VB
15/13 -, juris, Rn. 453). Angesichts des Umstands, dass die einjahrige Ubergangs-
frist nur far Spielhallen gilt, deren Betreiber zum Zeitpunkt der Erlaubniserteilung
nicht mehr auf den Fortbestand der alten Rechtslage vertrauen konnten, ist sie
nicht zu kurz bemessen, auch wenn die getatigten Investitionen nicht amortisiert
werden konnten. Dies gilt umso mehr, als die Ubergangsfrist erst mit Inkrafttreten
des Gesetzes zum 1. Juli 2012 zu laufen begann, das Vertrauen auf den Fortbe-
stand der Rechtslage aber spatestens am 28. Oktober 2011 beseitigt wurde.

c) Soweit die Ubergangsregelungen auch in bestehende Eigentumspositionen
eingreifen, sind sie aus den gleichen Grinden wie die Eingriffe in Art. 12
Abs. 1 GG gerechtfertigt. Enteignungen im Sinne des Art. 14 Abs. 3 GG stellen die
Ubergangsregelungen schon wegen des Fehlens einer staatlichen Giiterbeschaf-
fung (zu diesem Erfordernis vgl. BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom
6. Dezember 2016 - 1 BvR 2821/11 u.a. -, juris, Rn. 244 ff.), aber auch mangels
einer Entziehung des Eigentums an den Spielhallen oder den Spielgeraten nicht
dar.

d) Dem Gesetzgeber ist es auch durch Art. 3 Abs. 1 GG nicht verwehrt, zur
Regelung bestimmter Lebenssachverhalte Stichtage einzuflhren, obwohl jeder
Stichtag unvermeidlich gewisse Harten mit sich bringt. Voraussetzung ist, dass die
Einflhrung eines Stichtages Uberhaupt notwendig und die Wahl des Zeitpunktes,
orientiert am gegebenen Sachverhalt, vertretbar ist (vgl. BVerfGE 126, 369 <399>
m.w.N.). Die Notwendigkeit der Stichtagsregelung ergab sich hier aus einer an
Vertrauensschutzgesichtspunkten orientierten Staffelung der Ubergangsfristen
und dem Interesse an der mdglichst effektiven Bekdmpfung der Glicksspielsucht
durch eine mdglichst schnelle Reduzierung des Spielhallenangebots. Angesichts
des Umstands, dass bei Spielhallen, die nach dem 28. Oktober 2011 genehmigt
wurden, kein schutzwirdiges Vertrauen in die Fortgeltung der Rechtslage und den
Fortbestand der Erlaubnis nach § 33i GewO bestand und auf den Erhalt einer
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Erlaubnis vor deren Erteilung nicht vertraut werden konnte, erscheint das Abstel-
len auf den Zeitpunkt der Erteilung von Verfassungs wegen jedenfalls vertretbar.

e) Fir die Ubergangsregelung gemaB § 8 Abs. 3 SpielhG Bln, wonach in Be-
standsspielhallen die Zahl der Spielgerate innerhalb von zwei Jahren nach Inkraft-
treten des Gesetzes von hochstens zwolf auf acht zu reduzieren war, gilt nichts
anderes als fiir die anderen Ubergangsfristen.

Die Veranderungsinteressen des Gesetzgebers Uiberwiegen die Bestandsinte-
ressen der Spielhallenbetreiber. Zwar ist insofern zu bertcksichtigen, dass der
Abschreibungszeitraum flur Geldspielgerate gemal Nr. 7.5.1 der AfA-Tabelle fir
die allgemein verwendbaren Anlageguter vier Jahre betragt. Damit kann jedenfalls
bei Spielgeraten, die in den beiden Jahren vor Inkrafttreten der Neuregelung
angeschafft wurden, nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass eine
Amortisierung mdglich ist. Allerdings ist die Ubergangsfrist bereits am 1. Juni 2013
abgelaufen, also lange vor Ablauf der fiinfjahrigen Ubergangsfristen fiir das Ver-
bundverbot und die Abstandsgebote. Anders als bei jenen Ubergangsfristen ist
hier davon auszugehen, dass die zu diesem Zeitpunkt nicht mehr einsetzbaren
Spielgerate auf dem Gebrauchtgeratemarkt in der Regel in einer wirtschaftlich
vertretbaren Art und Weise verwertet werden konnten.

Kirchhof Eichberger
Schluckebier Masing Paulus

Baer Britz
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Erfolglose Verfassungsbeschwerden gegen
landesrechtliche Einschrankungen fir Spielhallen

Die durch den Ersten Glucksspieldnderungsstaatsvertrag und landesrechtliche Vorschriften vorge-
nommenen Verscharfungen der Anforderungen an die Genehmigung und den Betrieb von Spiel-
hallen sind verfassungsgeméaR. Dies hat der Erste Senat des Bundesverfassungsgericht mit heute
veroffentlichtem Beschluss entschieden und die Verfassungsbeschwerden von vier Spielhallenbe-

treiberinnen aus Berlin, Bayern und dem Saarland zurlickgewiesen.
Sachverhalt:

Die Befugnis zum Erlass von Gesetzen zum Recht der Spielhallen steht seit der Foderalismusre-
form im Jahre 2006 den Léndern zu. Der von den Léandern im Jahre 2008 geschlossene Gliicks-
spielstaatsvertrag enthielt zunachst keine spezifischen Regelungen fur Spielhallen, weshalb die
vom Bund erlassenen Vorschriften zur Regulierung der Spielhallen weiter zur Anwendung kamen.
Nachdem die Umsatze bei Spielautomaten aullerhalb von Spielbanken deutlich gestiegen waren
und Untersuchungen das erhebliche Gefahrenpotential des gewerblichen Automatenspiels beleg-
ten, verschérften die L&nder im Jahr 2012 mit dem Ersten Glucksspieldnderungsstaatsvertrag die
Anforderungen an die Genehmigung und den Betrieb von Spielhallen. Zur Regulierung des Spiel-
hallensektors wurde insbesondere ein Verbundverbot eingefiihrt, nach dem eine Spielhalle mit
weiteren Spielhallen nicht in einem gemeinsamen Geb&ude oder Geb&udekomplex untergebracht
sein darf. Zudem ist zwischen Spielhallen ein Mindestabstand einzuhalten (Abstandsgebot). Spiel-
hallen, denen vor Erlass der neuen Regelungen des Glicksspielstaatsvertrags und der spielhallen-
bezogenen Landesgesetze bereits eine gewerberechtliche Erlaubnis erteilt worden war, missen,
um weiter betrieben werden zu koénnen, die verscharften Anforderungen innerhalb bestimmter

Ubergangsfristen erfillen.

Bereits im Jahre 2011 hatte das Land Berlin ein Spielhallengesetz erlassen, das ahnliche Regelun-

gen wie der Erste Glicksspielanderungsstaatsvertrag enthalt; daneben ist dort auch ein Abstands-
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gebot gegenuber Kinder- und Jugendeinrichtungen vorgesehen. Die zuldssige Geratehdchstzahl in
Spielhallen wurde auf acht Geréate reduziert; weiterhin besteht eine Pflicht zur dauernden Anwe-
senheit einer Aufsichtsperson.

Die vier Beschwerdefiihrinnen sind Betreiberinnen von Spielhallen in Berlin, in Bayern und im
Saarland. Mit ihren Verfassungsbeschwerden wenden sie sich gegen die landesgesetzlichen Vor-
schriften zur Regulierung des Spielhallensektors. Sie riigen im Wesentlichen die Verletzung ihrer
Berufsfreiheit (Art. 12 GG) und des Gleichheitssatzes (Art. 3 GG).

Wesentliche Erwéagungen des Senats:

1. Die Verfassungsbeschwerden sind zum Teil bereits unzuléssig. Die Beschwerdefiihrerinnen
haben insoweit nicht hinreichend dargelegt, durch die von ihnen angegriffenen Vorschriften ge-
genwaértig und unmittelbar betroffen zu sein. Teilweise werden die Verfassungsbeschwerden zu-

dem dem Subsidiaritatsgrundsatz und den gesetzlichen Begriindungsanforderungen nicht gerecht.

2. Soweit zulassig, sind die Verfassungsbeschwerden unbegriindet. Die angegriffenen Neurege-

lungen sind verfassungsgeman.

a) Die Lander besitzen die ausschlieliche Zustandigkeit fir das Recht der Spielhallen, das die
Befugnis zur Regelung der gewerberechtlichen Anforderungen an den Betrieb und die Zulassung
von Spielhallen umfasst. Der Gesetzgebung des Bundes kommt aus dessen Zustandigkeit flr das

Bodenrecht und das Recht der dffentlichen Fursorge keine Sperrwirkung zu.

b) Die angegriffenen Vorschriften zur Zulassung und zum Betrieb von Spielhallen greifen zwar in

die Grundrechte der Beschwerdefiihrerinnen ein. Die Eingriffe sind aber gerechtfertigt.

aa) Das Verbundverbot und die Abstandsgebote sind mit Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar. Die Rege-
lungen dienen mit der Vermeidung und Abwehr der vom Gliicksspiel in Spielhallen ausgehenden
Suchtgefahren und dem Schutz von Kindern und Jugendlichen einem besonders wichtigen Ge-
meinwohlziel. Zweck des Verbundverbots und des Abstandsgebots zu anderen Spielhallen ist die
Begrenzung der Spielhallendichte und damit eine Beschrankung des Gesamtangebots an Spielhal-
len. Das Abstandsgebot zu Einrichtungen fur Kinder und Jugendliche dient der mdglichst frihzei-
tigen Vorbeugung von Spielsucht und soll einem Gewdhnungseffekt entgegenwirken. Diese Ein-

schatzungen des Gesetzgebers sind nicht offensichtlich fehlerhaft.

Das Verbundverbot und die Abstandsgebote sind im Blick auf die unter staatlicher Beteiligung
betriebenen Spielbanken hinreichend konsequent auf das legitime Ziel der Bekdmpfung der Spiel-
und Wettsucht ausgerichtet. Auch flr Spielbanken sehen die Lander umfangreiche Spielerschutz-

vorschriften vor; zudem ist die Anzahl der Spielbanken in den L&ndern gesetzlich begrenzt,
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wodurch sie aus dem Alltag herausgehoben sind. Die Lénder haben jedoch auch in Zukunft daftr
Sorge zu tragen, dass die Reduzierung der Zahl der Spielhallen nicht durch eine Ausweitung des
Automatenspiels und eine Vermehrung der Standorte von Spielbanken konterkariert wird.

Verbundverbot und Abstandsgebote sind auch verhéltnisméafig. Sie sind ein geeignetes Mittel zur
Erreichung der vom Gesetzgeber verfolgten legitimen Gemeinwohlziele, da sie die Bekdampfung
der Spielsucht jedenfalls fordern. Die Einschéatzung der Geeignetheit durch die Gesetzgeber der
Léander ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. So ist plausibel, dass gerade Mehrfachkom-
plexe durch die Vervielfachung des leicht verfiigbaren Angebots zu einem verstarkten Spielanreiz
fihren. Mit dem Abstandsgebot wird eine Reduzierung der fir die Ansiedelung von Spielhallen
zur Verflgung stehenden Standorte und eine Begrenzung der Spielhallendichte bewirkt, was zu
einer Beschrdnkung des Gesamtangebots an Spielhallen beitrédgt. Ein milderes, gleich effektives
Mittel ist nicht ersichtlich. Insbesondere sind rein spieler- oder geratebezogene MafRnahmen keine
gleich wirksamen Mittel zur Bekdmpfung und Verhinderung von Spielsucht. Das Zutrittsverbot fiir
Minderjahrige hat nicht die gleiche Wirksamkeit wie das Abstandsgebot zu Kinder- und Jugend-
einrichtungen, da es den Werbe- und Gewdhnungseffekt nicht gleichermaRen verringert. Verbund-
verbot und Abstandsgebote sind auch angemessen. Bei einer Gesamtabwdagung zwischen der
Schwere der Eingriffe und dem Gewicht und der Dringlichkeit der sie rechtfertigenden Grinde
wahren die gesetzlichen Regelungen insgesamt die Grenze der Zumutbarkeit und belasten die Be-
troffenen nicht tibermafig.

bb) Auch die mit der Reduzierung der Geratehdchstzahl in Spielhallen und der Pflicht zur dauern-
den Anwesenheit einer Aufsichtsperson einhergehenden Eingriffe in die Berufsfreiheit sind ge-

rechtfertigt.

Mit der Reduzierung der Geréatehochstzahl in Spielhallen verfolgt der Gesetzgeber das Ziel der
Suchtprévention durch Reduzierung der Anreize zu UbermaRigem Spielen in den Spielhallen. Die
Regelung ist zur Erreichung dieses Ziels geeignet, da der Landesgesetzgeber davon ausgehen durf-
te, dass Anreize flr die Spieler zum fortgesetzten Spielen in Spielhallen umso geringer sind, je
weniger Geréte sich dort befinden. Die Reduzierung der Geratehtdchstzahl war auch erforderlich
und belastet Spielhallenbetreiber nicht bermaRig. Zwar liegt nahe, dass sich die Reduzierung der
Hochstzahl der Geldspielgerate negativ auf die Rentabilitdt von Spielhallen auswirkt. Eine be-

stimmte Rentabilitat gewahrleistet der VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz jedoch nicht.

Die Pflicht zur Anwesenheit einer Aufsichtsperson, die das Erkennen problematischen Spielver-
haltens und eine unmittelbare Einflussnahme darauf ermdglichen soll, dient ebenfalls dem beson-

ders wichtigen Gemeinwohlziel der Suchtprévention und ist verhaltnismagig.
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cc) Die angegriffenen Neuregelungen bewirken keine mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbare Un-
gleichbehandlung von Spielhallenbetreibern gegeniber den Betreibern von Spielbanken und von
Gaststatten, in denen Geldspielgerate aufgestellt sind. Zwar werden Spielhallenbetreiber durch die
angegriffenen Vorschriften gegenuber den Betreibern von Spielbanken und von Gaststatten un-
gleich behandelt, da Spielhallen Beschrankungen unterworfen werden, die fur den Betrieb von
Spielautomaten in Spielbanken und Geldspielgeréten in Gaststatten nicht gelten. Diese Ungleich-
behandlung ist jedoch gerechtfertigt. Ein hinreichender Sachgrund fir die unterschiedliche Be-
handlung liegt in dem unterschiedlichen Gefédhrdungspotential und in der unterschiedlichen Ver-

flgbarkeit der Spielmdglichkeiten.

¢) Auch die von den Beschwerdefiinrerinnen angegriffenen Ubergangsregelungen sind verfas-
sungsgemal.

aa) Die finfjahrige Ubergangsfrist fiir Bestandsspielhallen greift zwar in die Berufsfreiheit der
Spielhallenbetreiber ein, ist aber von Verfassungs wegen gerechtfertigt. Sie wird dem Grundsatz
des Vorbehalts des Gesetzes gerecht, da sich die wesentlichen Parameter der Auswahlentschei-
dung in Konkurrenzsituationen zwischen Bestandsspielhallen den Spielhallengesetzen in hinrei-
chendem MaRe entnehmen lassen. Die fiinfjahrigen Ubergangsregelungen sind auch mit dem in
Art. 12 GG enthaltenen Grundsatz des Vertrauensschutzes vereinbar. Dieser verleiht weder im
Hinblick auf die vorherige Rechtslage noch auf die vorhandenen Spielhallenerlaubnisse ein unein-
geschrénktes Recht auf Amortisierung getatigter Investitionen. Auch ein in umfangreichen Dispo-
sitionen betatigtes besonderes Vertrauen in den Bestand des geltenden Rechts begriindet grund-
satzlich noch keinen abwagungsresistenten Vertrauensschutz. Auch der Grundsatz der Verhaltnis-
maRigkeit ist gewahrt. Die Belange der Spielhallenbetreiber sind mit der Einrdumung einer flinf-
jahrigen Ubergangsfrist geniigend beriicksichtigt, zumal die Lander die Méglichkeit von Hértefall-

befreiungen im Einzelfall geschaffen haben.

bb) Der Eingriff in die Berufsfreiheit durch die einjahrige Ubergangsregelung fiir nach dem
28. Oktober 2011 genehmigte Bestandsspielhallen ist ebenfalls mit Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar.
Die Unterscheidung zwischen ein- und fiinfjahriger Ubergangszeit dient legitimen Gemeinwohl-
zielen und tragt auch dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes hinreichend Rechnung. Die
Schutzwirdigkeit des Vertrauens in den Fortbestand der gesetzlichen Regelung und der erteilten
Erlaubnisse war spatestens mit dem Beschluss der Ministerprasidentenkonferenz tiber den Gliicks-
spielanderungsstaatsvertrag beseitigt oder zumindest erheblich herabgesetzt. Das Abstellen auf die
Erteilung der gewerberechtlichen Erlaubnis fiir diese Unterscheidung ist ebenfalls verfassungsge-
méaR. Da die von der einjahrigen Ubergangsfrist betroffenen Spielhallenbetreiber bereits zum Zeit-
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punkt der Erteilung der gewerberechtlichen Erlaubnis nicht mehr auf den Fortbestand der alten
Rechtslage vertrauen konnten, erweist sich die Ubergangsregelung auch als verhaltnismaRig. Dem
Gesetzgeber ist es auch durch Art. 3 Abs. 1 GG nicht verwehrt, zu der moglichst effektiven Be-
kampfung der Glicksspielsucht durch eine mdglichst schnelle Reduzierung des Spielhallenange-
bots eine an Vertrauensschutzgesichtspunkten orientierte Staffelung der Ubergangsfristen mit einer

Stichtagsregelung zu wahlen.

3. Soweit die Verfassungsbeschwerde einer Beschwerdefuhrerin nachtréglich auf das Mindestab-
standsumsetzungsgesetz Berlin sowie die im Jahr 2016 neu eingefiigten Regelungen des Spielhal-
lengesetzes Berlin erstreckt wurde, hat der Senat das Verfahren abgetrennt; es wird einer geson-

derten Entscheidung zugefhrt.

Bundesverfassungsgericht

- Pressestelle -

Schlossbezirk 3, 76131 Karlsruhe

Telefon: +49 721 9101-389

Fax: +49 721 9101-461

E-Mail: presse@bundesverfassungsgericht.de
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- Verkilindet
am 16, Dezember 2016
Hardtmann
als Urkundsbeamtin der Geschiftsstelle

In der Verwaltungsstréitsache

der C o N G 7 bH,
vertreten durch die Geschéftsfihrer, '

Kiggerin, Berufungskidgerin
und Revisionsklégerin,

- Prozessbevollmachtigte:
Rechisanwiilte &

gegen

das Land Berlin, . |

vértreten durch die Senatsverwaltung far ertschaﬁ Energte
und Betriebe, -

Martin-Luther-Strafe 105, 10825 Berlin,

Beklagten, Berufungsbeklagten
und Revisionsbeklagten,
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- Prozessbevoliméchtigte:
S

Beteiligter:

Der Vertreter des Bundesinteressas
beim Bundesverwaltungsgericht,
Bundesallee 216 - 218, 10719 Berlin,

hat der 8. Senat des Bundesverwaltungsgerichts

auf dle mindiiche Verhandiung vom 15. und 16. Dezember 2018

durch den Vizeprasidenten.des Bundesverwaitungsgerichts Dr. Christ,

die Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht Dr, Held-Daab, Hoock,

Or, Rublack und den Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Seegmiller

far Recht erkannt.

Das Verfahren wird hinsightlich der SN
"Big Cash” eingestetit, *~ " o

Im Ubrigen wird die Rev S —

'Dia Kiagerln tragt die Kosten des Revisionsverfahrens,.

GrGnde:

AR SAPEY,

1 Die Kidgerin wéndet slch gegen gesetzliche Begélungeh des Landeszeflin, die
den Betrieb ihrer Spielhalien nachteilig betreffen.

2 Sie betreibt in dem nicht in ihrem Eigentum stehenden Gebaudekomplex Kur-
flrstendamm 156 in Berlin sechs Spielhallen, die kreisférmig um einen Auf-
sichtsbereich hetum angeordnét sind. Den Betrieb elner siebten Spiethalie dort
hat sie im Verlauf des Revisionsverfahrens aufgegeben; insoweit haben die Be-







2017-03-03 10349 - 449 341 2007 1000->> 49 30.884503 500 P 7/61
-3-

telligten den Rechisstreit in der Hauptsache fur erledigt erkiart. Mit Beschelden
vom 4. November 2008 waren der Klégerin e ihre Splelhatten unbe‘fnstete Er-
»iaubmsse nach § 331 Abs 1 der Gewerbeordnung (GewO) erte:lt worden

3 Nachdem am 2. Juni 2011 das Spielhallengesetz Berlin (SpielhG BE) in Kraft
getreten war, wies _daé Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin die
Klagerin auf die danach einzuhaltenden Anforderungen an den Betrieb von
Spiethallen hin. Bel nicht frlstgerechter Einhaltung sei das Ordnungsamt gehal-
ten, \Mderrufsverfahren e!nzuleiten

4 Am 27. Juli 2011 hat die Klagerin beim Verwaltungsgericht Klage auf Feststel-
lung erhoben, dass die ihr erteilten Erlaubnisse auch nach deren im Spielhal-
lengesetz Berlin vorgesehenen Erloschen am 31.-Juli 2016 wirksam blelben, sie
for den Betrieb fhrer Splelhallen keine weiteren Erlaubnisse benotigt und néher
bezeichneten Vorschriften des Spleihaliengesetzes Berlin und des Ausfoh-
rungsgesetzes Berlin zum Gllickssplelstaatsvertrag (AGGIUStV BE) nicht unter-
liegt, Das Verwaltungsgericht hat dle Klage mit Urteil vom 1. Mérz 2013 abge-
wiesern.

5 Mit Urtell vom 11. Juni 2015 hat das Obewemaitungsgeﬂoht das Verfahren
gingestelit, SOWEIt dle Klagerin ihre Berufung durch Antragsbeschrﬁnkung im.
Berufunsverfahren zurlickgenommen hat, und die Berufung im Ubrigen zu-
rickgewlesen. Die Feststellungsklage sel zulassig, aber unbegriindet. Das
Land Berlin sel nach Art. 74 Abs. 1 Nr, 11 GG zum Erlass der angegriffenen
Bestlmmungen befugt gewesen. Diese schrénkten die Berufsaustbungsfreiheit
zum 2weck der Bekﬁmpfung urid Pravention van Splelsticht sowle zur Siche-
rung des Jugendschutzes in verhaltmsmé&ger Weise ¢in, Es sel nicht feststell-
bar, dass die Kligerin wegen der Beschrinkungen zulsssiger Standorte oder
einer wirtschaftlichen Erdrosselung kiinftig in Berlin keine Spielhalle mehr wet-
de betreiben kénnen. Sie kdnne auf andere Standorte im Berllner Stadtgebiet
auswelchen. Da bei Weitem die meisten Spleler mit problematischem oder pe-
thologlschem Splelverha!ten an Automaten sple!ten die nach der Gewerbeord-
nung betrleben werden durﬂen habe der Berliner Gesetzgeber von efnem nicht
unerheblichen Suchtpotenzial ausgehen und entsprechende priventive Rege-
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lungen erlassen diirfen, Seine Annahme, eine Reduzierung der Anzahi und
Dichte von Spielhallen kénne Spialstichtige vom Spielen abhalten und einem
Gewshnungseffekt fir Kinder und Jugendliche entgegenwirken, sel nicht offen-
‘sichtlich fehlsam. Die Eignung der Regelungen werde nicht durch ein etwaiges
Vollzugsdeﬁzit gegenuber nicht genehmigten Splelhaﬂen m Frage gestellt da
kein fiormatives Regelungsdef zit bestehe Fiir Auswexchbewegungen von ‘Sple
lern in Gaststatten mit Geldspielautomaten seien keine verlasslichen Erkennt-
nisse ersichilich. Die Regelungen verletzten weder den Gleichbehandiungs-
grundsatz gegenOber Gaststatten oder der Spielbank Berlin noch das Grund-
recht der Ktégerin auf Eigentum. Sie selen auch nicht wegen VerstoRes gagen
die Informationspflicht gegentiber der _Earbpélsghs_én Kommigsion nach der .
Richtlinie 98/34/EG unanwendbar, da sle keine technischen Vorschriften dar-
steliten,

6  Am?7.Juli 2015 hat die Kiigerin hiergegen Revision eingelegt, Nach Inkrafttre-
ten des am 22. Mérz 2016 verabschiedeten Mindestabstandsumsetzungsgeset-
zes Berlin (MindAbstUmsG BE) am 6. April 2016, das fur die Neuertailung von
Erlaubniesen an Bestandsspielhallen ein Sanderverfah ren vorsieht, hat sle fiir
die streitgegenstindlichen Spielhallen entsprechende Erlaubnisantrige gestelit.
Glelchzeitig halt sie an threm Feststellungsbegehren fest.

7 Zur Begrindung der Revislon macht die Klagerin neben Verfahrensri]gen im
Wesentlichen geltend, die von ihr angegriffenen Rege!ungen selen formell und
materiell verfagsungswidrig. Den Landern komme insowelt keine Gesetzge-
bungskompetenz zu. Durch die Féderallsmusreform 2006 sel thnen mit dem
"Recht der Spielthallen” im Wege der normativen Rezeption lediglich die Zu-
stindigkeit fur den eingeschrénkten Regelungsbereich des § 331 GewO (ber-
tragen worden. Regelungen zur abs?rék_!en Gefahrenabwehr und zur Suchtpré-
vention i gewerblichen Automatenspiel selen deém Geréte- und Aufstellungs-
recht zuzu‘urdnen, flir das der Bund regelungshbefugt sei. Standortbezogene
Beschrinkungen fir Spielhallen selen ausschlieBlich dem Bauplanungsrecht
zuzuordnen, Jugeridschﬁtzende Regelungen unterfielen der Regelungskompe-
tenz des Bundes fir die sffentliche Fiirsorge. Insowsit habe der Bund von sei-
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ner Regelungsbefughis Gebrauch gemacht, Eine weltere Rechtsetzung der
La&nder sei daher gesperrt,

8" Diemitdern Spielhallengesetz Berlin, dem Gllickssplelstaatsvertrag und dem
Ausflihrungsgesetz fiir das Land Berlin geschaffenen neuen Erlaubnisverbehal-
te stellten repressive Verbote und objektive Berufswahlbeschrinkungen fiir
Splelhallenbetreiber dar. Sie seien nach neuerer Suchtforschung nicht gerecht-
fertigt. Der Gesetzgeber verfolge mit ihnen in Wahrheit fiskalische Ziele, da-er
das starker splelsuchtre!evante Automatenspiel in Sp:elbanken nicht verglelch-

“bar reguliere. Angesichts des Volizugsdefizits gegentiber. einer Vielzahl illegaler -
Spielstétten in Berlin sei den Betreibern langjéhrig unbeanstandeter Bestands-
splelhalien eine Schifefung nicht zuzumuten. Die landesrechtlichen Abstands-
regelungen for Spiethallen konterkarierten bauplanungsrechtiiche Regelungen
zur Konzentration von Spielhailen in bestimmten Baugebieten und fihrten zu
einem "Kahlschlag" der vorhandenen Spielhalien. Das Mmdestabstandsgebot
von 500 Metern zu anderen Spnelhallen sel wissenschaftfich nicht zu rechtferti-
gen. Neben dem bestehenden Zugangsverbot zu Spielhalien fiir Jugendliche
nach dem Jugendschutzgesetz (JuSchG) sei das Verbot von Spielhallenstand-
orten in r4umiicher Nhe 2u Einrichtungen, die von Minderjihrigen besucht
werden, unverhdltnismaRig. Es sel auch nicht hinreichend bestimmt. Das nach
dem. Min;!estabstandsumset;ungqgesetz Beriin,_vc‘:_rgesehe_rie Sondefvérféhiqﬂ
fur die Erteilung einer Erlaubnis an Bestandsunterehmen fihre zu zustzlichen
Standorfeinschrénkungen und erhebe mit dem Losentscheld den Zufall zum
Rechtsprinzip. Die Reduzierung der Héchstzahl von zwilf auf acht Gerite in
einer Spielhalle sei betriebswirtschaftlich nicht verkraftbar und zur Spielsucht-
bekampfung nicht erforderlich..

8 Die Regelung des Spielhallengesetzes iiber das Erlischen von Alterlaubnissen
verletzte die Kléige_rin auch in ihrem Grundrecht auf Eigentum, Eine finfjéhrige
Ubergangsfrist flir Bestandsbetriebe relche wegen der Ungewlssheit dariber,
welcher Bestandsbetrieb eine Erfaubnis nach neuem Recht erhalte, nicht aus.
Auch dia Reduzierung der Gerdtehdchstzahl greife in das Eigentumsrecht von
Spuelhallenbetre:bern ein, Dartiber hinaus verstorse es gegen das Gtelchbe-
handlungsgebot aus Art, 3 Abs. 1 GG, Spielhallen stérker zu beschranken als
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Gaststatten mit_ Getds_pielgeré_iten und,Spieranljcgn mit tellweise hunderten stér-

--ker'sﬁlele_rgefahrdendén ,\Ar..%t(_}mateﬁ' in -éi_he’n_j' Saak Die angégriffenen Ein-

schrénkungen fir Splelhallen verletzten zudem das verfassungsrachtiiche Kon-
sistenzgebot und das unionsrechtliche Kohdrenzgebot. Die Klagerin hilt an ih-
ren In den Vorinstanzen erhobenen Einwénden gegen die Werberestriktionen
fur Spielhallen, die Verpflichtung zur Steflung einer Aufsichtsperson pro Spiel-
halle, gegen obligatorische Eingangskontrollen und die Verpflichtung zur Be-
thieksichtigung von Selbstsperren fest. Sie m};iht; die Gber den Gliickssplel-
staatsvertrag hinausgehenden Regelungen des Spielhallengesetzes Beriin Ver-
stielfen gegen den Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens, Aulerdem sei
das Splelhallengesetz wegen einer Verietzung der Notifizierungspflicht aus der
Richtlinie 98/34/EG unanwendbar,

Die Klagerin beaniragf;

soweit das Verfahren nicht in der Hauptsache iiberein-
stimmend fOr erledigt erkiért worden ist, die Urtelle des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg vom 11. Juni
2015 und des Verwaltungsgerichts Berlin vom 1, Marz
2013 zu dndern und '

1. a) festzustellen, dass die Kl#gerin im Hinblick auf die thr
im November 2008 erteilten Gewerbeeriaubnisse gemif
§ 331 Gewerbeordnung auch ohne Neuerteilung von lan-
desrechtlichen Erlaubnissen nach dem Spielhallengesetz
Berlin vom 20, Mai 2011 oder nach dem Zweiten Landes-
gesetz Uiber das offentliche Glucksspiel vom 19. Juni
2012, jeweils in der Fassung des Gesetzes zur Umset-
zung des Mindestabstands nach dem Spielhallengesetz
‘Berlin fur Bestandsunternehmen sowle zur Anderung -
spielrechtiicher Vorschriften vom 22. Mérz 2016, weiterhin
barechtigt ist, die-Spielhallen Multi { "Wallstreet®, Multi 1
"Gamble World", Multi Il "Funpark”, Multi IV "Pool Facto-
ry", Multi V "Money Club” und Mull VI "Game City" zu be-
treiben,

hilfswelse,

b) festzustellen, dass die zustandiga Erlaubnisbehdrde

nicht berechtigt ist, die Erteflung landesrechilicher Erlaub-
nisse fir die im Klagantrag Ziffer 1. a) aufgeflihrten Spiel-
hatlen wegen Nichteinhaltung der in § 2 Abs, 1 Satz 2 bis
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4 Spiethallengesetz vorgesehénen Standgortbeschianiui-

gen abzulehnen.

2. festzustellen, dass die Kidgerin entgegen der in § 4

Abs. 2 Spiethallengesetz und in § 4 Abs, 3 Spielhallenge-

setz vorgesehenan Begrenzungen berechtigt ist, i den in
Ziffer 1 bezeichneten Spielhallen bel Einhaltung der welte-

ren, inder Splelverordnung vorgesehenen Voraussetzun- |

gen jewells bis zu zwbif Geld-'oder Warenspiglgérste auf- - -
zustellen und bis zu drei andere Splele zu veranstalten,

3. festzustellen, dass die Kldgerin in den In Ziffer 1 ge-
nannten Spielhalien entgegen § 6 Abs, 1 Satz 1 Spielhal-
lengesetz auch dann Speisen und nichtalkoholische Ge-
frénke verabreichen darf, wenn in einer Spielhalle vier
oder mehr Geld- oder Warenspielgerate aufgestellt sind,

4. feitzustellen, dass die Kiagerin in'den i Ziffer 1 ge~
nannien Spielhallen entgegen § 6 Abs, 1 Satz 2 Spiethal-
iengesetz Speisen und Getr&nke unentgeltlich abgeben
darf, ‘

5. festzustellen, dass die Klagerin entgegen § 5 Abs, 1
Spielhallengesetz berechtigt ist, die in Ziffer 1 genannten
Spiethallen auch in der Zeit von 3:00 Uhr bis 5:00 Uhr und
in-der Zelt von 6:00 Ubr bis 11:00 Uhrzu betreiben, soweit
nicht das falertigliche’ Spielverbot gem4R § 5 Abs, 2-
Splelhallengesetz eingreitt,

6. festzustellen, dass die Klagerin nicht verpflichtet ist, die
-in § 4 Abs, 1 Satz 2 Spieihallengesetz und in § 26 Abs. 1

des Glicksspieldnderungsstaatsvertrages vorgesehenen

Werbebeschrankungen einzuhalten,

7, festzustellen, dass die Kl&gerin nicht gemaR §8 Abs, 2
Spielhallengesetz wihrend der-Offnungszeiten sicherstel
len muss, dass in jeder der in Ziffer 1 genannten Spielhal-
len mindestens eine Aufsichtsperson dauerhaft anwesend
ist,

8. festzusteilen, dass die Kldgerin abgesehen von Zwei-
felsféllen im Hinblick auf die Einhaltung der Altersgrenze
‘(siehe § 2 Abs. 2 Satz 2, § 6 Abs. 1 JuSchG) nicht geman
'§ 6 Abs. 4 Satz 2 Spiethallengésetz verpflichtet ist, durch

Eingangskontrolie und Prifung des Personalausweises
cder anderer Dokumente die Identitdt und/oder das Alter
der Personen, die Zutrltt zu einer Splelhalle begehran, zu
kontroflieren,

9. festzustellen, dass die Klagerin nicht gemai § 6 Abs. 6
Satz 1 Spielhaliengesetz verpflichtet ist, Personen fiir die
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Dauer von mindestens einem Jahr vom Spiel auszuy-

schiieRen, die dies ihr gegeniiber oder gegentiber dem mit
der Aufsicht betrauten Personal verlangen,

10. festzustelien, dass die Klagerin nicht verpflichtet ist,
diein§6und§7 GIUcksspielstaatsvartrag geregelten-
Pflichten der Veranstalter und Vermittier von offehtinchen
Glocksspielen zu beachten,

11 Der Beklagte beantragt,
die Revision zuriickzuweisen,

12 Er verteidigt das Berufungsurteil. Mit den angegriffenen Regelungen habe der
Gesetzgeber auf den sprunghaften Anstieg von Spiethallenstandorten und den
in ihnen aufgesteliten Spielgeraten vor allem in den Innenstadtbezirken Berlins
reagiert, um der herausragenden Suchigafahr des Geldautomatenspieis entge-
genzuwnrken Insoweit verfiige der Gesetzgeber iber elnen Iegtslatlven Ein~ .
schatzungsspielraum, der hier-auch auswelslich nieuester Studlen Ober Gliicks-
spielverhaiten und Glickssplelsucht in Deutschiand nicht dberschritten sei. Die
Lander seien fir s3mtliche der angegriffenen Regelungen nach Art. 74 Abs. 1
Nr. 11 GG regelungsbefugt, Die Ausibung des Berufs des Spielhaltenbetreibers
bleibe in Berlin selbst bel Einhaltung der Mindestabsténde madglich, da auch
bauplanungsrechtlich ausreichend Standorte zur Verfigung stinden. Die ange-
griffenen Einschréinkungen fur Spielhallen seien zur Spielsuchtbekampfung und
-prévention geelgnet, erforderlich und zumutbar, Das Sonderverfahren zur
Auswahl von Standorten flr Bestandsspiethallen stelle eine Entscheldung an~
hand hinrelchend bestimmter qualitativer Kriterien und eine grundrechtsscho-
nende Ausschopfung der Standortkapazitét sicher Der Landesgesetzgeber ha-
be. Spnelhallen gegenlber dem Autpmatenspuel in Gaststatten und in Spielban-
ken unterschiedlich behandeln dirfen. Die nach § 33i GewO ertellten Alteriaub-
nisse wlrden durch Art. 14 Abs. 1 GG nicht geschitzt, Bis zu ihrem Erldschen
gelte eine groRzigige Ubergangsfrist. Die grolRe Zahl der nach Inkrafttreten des
Spielhallengeseties‘welterbetriebenen Splelhallen spreche gegen eine Erdros-
selungswirkung det neuen Regelungen. Unlonsrecht stehe threr Anwendung
nicht entgegen. Insbesonderg’ sexan sie keine notlﬁzserungspﬂlchtlgen techm-
schen Vorschriften im Sinne der Richtlinie 98/34/EG.
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13 Der Verirater des Bundesinteresses halt die Lander zur Regelung von Mindest-
abstanden zu anderen Spielhallen und zu Einrichtungen, dle von Mlnderjéhri-
gen besucht werden, fir befugt. Solche Regelungen seien zwar mangels unmit-
telbaren Bezuges zur R&umlichkeit von Spilelhallen nicht dem "Recht der Spiel-
hallen” zyzuordnen, Jedoch habe der Bund unsoweit Jedenfalis von seiner Kcm- o
"patenz Zur. Regelung der- bﬁenﬂlchan FUrsorge lind des’Rechis der Wirtschaft - ‘-
keinen Gebrauch gemacht. Die Lander seien aber nicht befugt, Gerétehbchst—
zahlbegrenzungen und Regelungen iber Beschrankungen bet Abgabe von
Speisen oder Getrinken in einer Spielhalle zu erlassen.

14  Soweit dle Beteiligten den Rechtsstreit - hinsichtlich der von der Kisgerin nicht
mehr betriebenen Spielhalle Multi Vil "Big Cash®” - Gbereinstimmend in der
Mauptsache fur erledigt erklért haben, ist das Verfahren In enhtsprechender An-
wandung von § 141 Satz 11.V.m. § 125 Abs, 1 Satz1 §92 Abs. 3 Satz 1 .
VWGO einzustellen, im Ubrigen bleibt die zuldssige Rews:on ohne Erfolg. Das
angegriffene Urteil verletzt nicht revisibles Recht.

16 1. Die Feststellungsklage der Kidigerin ist nach § 43 Abs. 1 VWGO zuldssig.
Sowelt sie sich dagegen wendet, mit ihren Splelhailen berelts in Kraft getrete-
nen betnebsbezcgenen Einschriinkungen zu unterllegan Ist sie an einem ge-
genwirtigen, feststeliungsfihigen Rechtsverhaltnis beteiligt, § 43 Abs, 2 VWGO
greift insowelt nicht ein, da die Vorschriften buligeldbewehrt sind und der Kisige-
rin nicht zuzumuten ist, etwaige Sanktionen abzuwarten (vgi. BVerwG, Urteil
vom 28, Januar 2010 - 8 C 19,09 - BVerwGE 136, 54 <64>), Soweit sich die
Kiagerin gegen erst kiinftig eintretende. mit dem Erlbschen ihrer Spiethallener-
-Iaubnlsse tnd dem Erfordenis einer heuen Erlaubms verbundene Beschran-
kungen wendet, ist die Klage als vorbeugende Feststeliungsklage zulﬁsslg.
Zwar gelten die ihr auf der Grundlage von § 33i GewO erteilten Erlaubnisse
nach § 2 Abs. 3 des Gesetzes zur Umsetzung des Mindestabstandes nach dem
Spielhaliengesetz Berlin fir Bestandsunternehmen (Mindestabstandsumset-
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zungsgesetz Berlin - MindAbstUmsG BE) vom 22. Marz 2016 (GVBI, 2016

S. 117) bis zum Ablauf des sechsten Monats nach Iekanntgabe der Entschei-
_dung im- Sonderverfahren als fortbestehend weil die Klagerm fur die streitge-

' genstﬁndnchen Spielhanen Antrage auf Neuerteilung von' Erlaubnlssen gestellt"
hat und bislang noch keine Auswahlentscheidung Uber die fortbestehenden
Standorte getroffen worden Ist. Welchen rechtiichen Anforderungen sie im Hin-
blick auf die kiinftige Erteilung einer Erlaubnis unterliegen wird, ist aber bereits
jetzt sachlich und zeitiich hinreichend Oberschaubar, Ein feststellungsfihiges
Rechtsverhaitnis ist deshalb auch insoweit gegeben (vgl. BVerwG, Urteil vom
16. November 1989 - 3 C 23.85 - NJW 1990, 1866), Ein berechtigtes Interesse
der Kidgerin an stimtlichen von ifr begehrien Feststellungen ergibt sich aus
ihrem Interesse, Klarheit Giber die Rechtsiage zu erzielen, um wirtschattiiche
Dispositionen fir ihre Spielhallenbetriebe treffen zu kdnnen (vgl. BVerwe,
Urteile vom 8. Mai 2001 -3 C 2.01 - BVerwGE 114, 226 <227> und vom

‘20 November 2003 3C44 02 Buchholz 418 32 AMG Nr, 37 8. 181).

16 2. Die von der Klagerin gerligten Verfahrensfehler des Berufungsgerichts llegen
nicht vor. Die Ablehnung ihrer Beweisantrage Nr. 5 a bis d verletzt den Unter-
suchungsgrundsatz nicht. Ausgehend von seiner fir die Priifung von Verfah-
rensméngeln maﬁgebhchen matenel!—rechthchen Rachtsauﬂassung (stRspr
vgl.. BVerwG, Urteil vom 29. Mai 2008 - 10 c 11.07 - BVewGE 131 186 .
<189>), dass es auf wirtschaftliche Nachtelle der Splelhallenbetriebe wegen
llegaler Spielangebote nur ankomme, wenn diese Nachteile In einem normati-
ven Regelungsdefizit angelegt sind, musste das Oberverwaltungsgericht den
von der Kligerin beantragten Bewels zu den Grinden der Schliefung zweier
Berliner Verbundspiethallen.wegen der Kenkurrenz benachbarter ulegaler
schemgastronomlscher Spielangebote nicht erheben Mit der Ablehnung des
Beweisantrags war keine vorweggenommene Beweiswirdigung indizieller Tat-
sachen verbunden, Vielmehr hat das Berufungsgericht die wirtschaftfiche Kon-
kurrenz durch illegale Spielstatten ftir rechtlich unerheblich gehalten, weil es ein
normatives Rege!dngsdeﬂzit als Ursache der illegalen Konkurrenz verneint hat.
Den Antrag der Klagerin auf Eunholung emes Sachversténdigengutachtens 2ur
regeimamgen wirtschaftlichen Unmoghchkeit des Westerbetriebes vorhandener
(Mehrfach-)Spielhallen aufgrund der Neuregelungen fr Spielhallen hat das Be-
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; rufungsgencht zwar msoweit zu eng verstanden als es auf dre kﬁnftlge rechth-
che Unzuléismgkelt des Betriebes von Mehrfachsplethailen vernwiesen und deren
Weiterbetrieb-als Eanzeisplelhai!en atsgeblendet hat (vgl. UA 8, 66). Die Ableh-
nung dieses Beweisantrages findet gleichwoh! im gelienden Prozessrecht eine
hinreichende Stlitze. Auf Grundiage der Rechtsauffassung des Berufungsge-
richts, dass ein Ausweictien von. Bestandssmelhauen in: andere Berenche des
Berliner Stadtgebletes mbglich und rechti:ch zumutbar sei, war die zum Beweis'
gestellte Tatsache nicht entscheidungserheblich, sowelt sie sich auf die verfah-
rensgegensténdlichen Splelhallen der Kiagerin bezog, Dartber hinaus durfte
der Antrag mangels hinreichender Substantilerung (vgl. BVerwG, Beschluss
vom 30, Mai 2014 ~ 10 B 34,14 - juris Rn. 9) abgelehnt werden Die K!agenn
haite angesichts der vory Berufungsgencht heworgehobenen betrachﬂichan
Anzahl von Spielhallen, die im Land Berlin nach Inkrafttreten der angegriffenen
Regelungen weiterhin betrieben werden, keine hinreichenden Anhaltspunkte
dafQr vorgetragen, dass die Fortfihrung threr Spielhallenbetriebé als Einzel-
splelhallen in Beriin wirtschaftlich unmdglich wire, Gleichés gilt fiir dlie Ableh-
nung der Beweisantrége zur Ubertragbarkeat von Ertragsrechnungen dre|er
pseudonymisierter Spaelhailenbetraebe auf andere Spielhallen Diese Antrage .
enthselten schon keine Angaben zur Art und Lage der als exemplarisch darge-
stellten Betriebe und waren nicht hinreichend bestimmt, um dem Berufungsge-
richt eine Sachaufkldrung zur wirtschaftlichen Auskémmlichkeit des Betriebes
von Spielhallen unter Geltung der neuen Anforderungen nahezulegen.

17 Das Obetverwaltungsgericht hat auch nicht aktenwidrig unter VerstoR gegen.

den Uberzeugungsgrundsatz angenommen, dass die wintschaftliche Konkur-

renz fUr Splethallen durch illegale Spielstitten singuldr nur bestimmte Bezirke
des Stadtgebletes betreffe und es weder dafgetan noch ersichtlich sei, dass
Spiethallen nicht in den unaftraktiveren Aulenberaichen von Berlin wirtschaft-
lich betrieben:werden kénnten. Diese berufungsgerichtichen Annahmen liegen
nicht auRerhalb des Gesamteréébnisses' des Verfanrens, denn dle Kidgerin hat-
te ausweislich des Tatbestandes des Berufungsurteils (UA 8. 3 #£.) vorgetragen,
in einigen Bezirken sel kiinftlg ein Betrieb von Spielhallen faktisch nicht mehr
méglich, in manchen Stadtgebleten gebe es eine grofle Anzahl illegaler Spiel-
betriebe und durch die Abstandsregelungen wiirden kinftig Spielhallen auch in
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Gegenden erbffnet, in denen es solche bislang nicht gegeben habe. Eine Be-

richtigung des Tatbestandes des Berufungsurtelis hat die Kisgerin insoweit
nicht beantragt,

18 3. Das Obewemaltungsgerlcht hat due Berufung zu Recht zurﬁckgewnesen dal
die Klage unbegri.lndet ist. Die von der Kisgerin begehrten Feststeltungen k-
nen nicht getroffen werden, weil ihnen verfassungs- ung unionsrachtskonforme
landesrechtiiche Bestimmungen des Gesetzes zur Regelung des Rechts der
Spielhalien im Land Beriin (Spielhallengesetz Beriin - SpiethG BE) vam 20, Maj
2011 (GVBI. BE 2011 8, 223, geéindert durch Gesetz vom 22. Marz 2016,

GVBL BE 2016 S. 117) i.V.m. dem MIndestabstandsumsetzungsgesetz Ber!ln
(MindAbstUmesG BE), des Staatsverirages zum Gliickssplelwesen in Deutsch-
land (Glucksspleistaatsvertrag - GIiStV) vom 15. Dezember 2011 (GVBL. BE
2012 8, 193, 199) sowie des hierzu ergangenen Ausfahrungsgesetzes des
Landes Berlin zum Glicksspielstaatsvertrag in der Faséung vomn 20. Juli 2012
(AGGIGStY BE, GVBI. BE 2012 S. 238, zwischenzeitlich geandert duich Gesetz
vom:7. Jull 2016 GVBl. BE 2016 8. 450) entgegenstehen Das erst nach Ver-
kiindung des Berufungsurteils erlassene Mmdestabstandsumsetzungsgesetz
Berlin ist in die revisionsgerichtiiche Prifung einzubeziehen, weil fur das Fest-
stellungsbegehren der Kiégerin die Rechtslage im Zeitpunkt der miindlichen
Verhandlung des Revisionsgerichts maRgeblich ist und das Revisionsgericht
eine Anderung des Landesrechts nach Erlass des Berufungsurtells 2u beachten
hat, wenn das Berufungsgericht bei einer Entscheidung Zu dnesem Zeitpunkt auf
die entsprechenden Regelungen abzustellen hatte (vgl. BVerwG, Urteil vom

20. Februar 1990 - 1 C 30,86 - NJW 1990, 2768), und von der Anwendung des
gednderten irrevisiblen Rechts die richtige Anwendung des revisiblen Rechts
abhiingt (vgl. Neumann, in; Sodan/Ziekow, VWGO, 4. Aufl. 2014, § 137 Rn, 24
m.w, N ). Das [st hier der Fall, weil durch-das Mlndestabstandsumsetzungsge-
setz Berlin wesentliche, grundrechisrelevante Anforderungen an die Neuertel-
lung ven Erlaubnissen fir Bestandsspielhallen nach dem Spielhallengesetz Ber-
lin ausgestaltet werden. Insbesondere hat der Gesetzgeber darin erstmals Re-
gelungen Gber die Aufldsung einer Konkurrenz mehrerer bastehender Spiethal-
len an den kUnﬂlg noch zuléssigen Sp:e!hallensfandorten geschaffen und hler-
durch berechtlgten Zweifeln-daran, ob sich: due wesenthchen Entsche:dungen fr
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die Auswahl unter konkurrierenden Bestandsspielhallen einem Parlamentsge-
setz enthehmen lielien, Rechnung getragen.

19 . a)Pas: Larid Beﬂzn warzum Erlass sénrntlicher mlt den Feststellungshegehren
'angegr:ffener Regeiungan befugt Der ausdrﬂckl:che ‘und ausschlieRliche Lan-
derkompetenztitel (vgl. BT-Drs. 16/813 S, 13} in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG filr
das "Recht der Spielhallen” ermichtigt die Linder 2ur Regelung sémtlicher
Voraussetzungen fur die Erlaubnis von Spiefhalien und die Art und Weise ihres
Bettlebes einschlieRlich der rumlichen Beziige In threm Umfeld, Dies ergibt die
Auslegung des Kompetenztitals nach Wortlaut, Entstehungsgeschichte, Syste-
matik sowle Sinn und Zweck (vgl. allg. BVerfGE, Beschiuss vom 14. Januar
2015 - 1 BuR 931/12 - BVerfGE 138, 261 <273 f.>).

20 aa) Der Wortlaut des Kompetenziitels “Recht der Spiethallen” ist weit und er-
fasst {ber die Voraussetzungen der Erteilung euner Splelha!lenerlaubms hinaus
afle Gesuchtspunkte des mit der Raumiichkeit einer pre!halle verbundenen Be-
triebes. Insbesondere beschrankt er sich nicht auf den Regelungsgehalt des
bisherigén § 33i GewO. Regelungen dagegen, die sich unabhingig vom Auf-
stellungsort Spielhalle produktbezogen mit der Gestaltung, Zulassung, Aufstel-
lung und Uberpriifung von Splelgeraten befassen, sind dem "Recht der Spiel-
hallen" wegen des im Wortlaut angelegten raumllchen Bezuges dleser Matene
nicht zuzuordnen

21 Auch die Entstehungsgeschichte des im Zuge der Féderalismusreform zuguns-
ten der Linder umgestalleten Kompetenztitels:des Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG
spricht daft’:r. dass das “Recht der Spielhallen” alle Aspekte der Erlaubnis und
des Bemebes von Spielhallen umfasst. lnsbesandere Iassen sich weder den -
Materialien des Gesetzgebungsverfahrens fir das Gesatz zur Anderung des
Grundgesetzes vom 28, August 2006 (BGBL. | S. 2034), mit dem die Neufas-
sung des Art. 74 Abs, 1 Nr. 11 GG verabschiedet wurde, noch den Materialien
der 2003 eingesetztan "Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Moder-
nisierung der bundesstaatlichen Ordnung“ (Féderahsmuskommissmn ), an de-
ren. Ergebmsse das verfassungsandernde Gesetz anknilpfte, Anhaltspunkte
dafiir entnehmen, dass mit ihm lediglich der Regeiungsberelch der bisherigen
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Rechtsgrundlage fiir eine Spieihailenerlaubpis in § 33i GewO normativ reziplert
un,d_die Qesetzgebungsbe_fggnis der Lander hierayf bﬁes;_r_:h}_‘ankt werden sollte. - ..

22  Die Reform der Gesetzgebungskompetenzen im Jahre 2008 ging auf die Initia-
tive der Lander zurlick, die bundesstaatiiche Ordnung kritisch zu Oberprifen
und den Ldndern wieder mehr Kompetenzen zu verschaffen (vgl. BVeriG, Be-
schluss vom 14. Januar 2015 - 1 BvR 931/12 - BVerfGE 138, 261 <264>). In
der Féderalismuskommission | konnte aiierdings zwischen Bunci und Léndern
kein Konsens darliber hergestelit werden, welche Materien aus dem Kompe-
tenztitel des "Rechts der Wirtschaft' In Art. 74 Abs, 1 Nr. 11 GG auf die Lander
verlagert werden sollten, Einigkeit bestand lediglich dariber, dass den Landern
Materien Ubertragen werden sollten, die einen regionalen Bezug aufwiesen und
nicht zur Wahrung des einheitlichen Wirtschaftsraums in der Bundeskompetenz

-verbleiben mussten (vgl. Ergebmsvermerk der 8. Sitzung der Projektgruppe 5
"Regionale Themen” am 29. September 2004, S, 2; Stenografischer Bericht der
9. Sitzung der Kommission am. 14. Oktober 2004, S. 231; alle auch nachfolgend
genannten Dokumente der Fdderalismuskommission | in: Deutscher Bundes-
tag/Bundesrat, Zur Sache 1-2005, Dokumentation der Kommission von Bundes-
tag und Bundesrat zur Modernisierung dey bundesstaatl:chen Ordnung, 2005,
CD-ROM) Eine Ubertragung der Materte der. “Spiethallen” auf die Lindar .
schlugen erstmals die beiden Vorsitzenden der Féderalismuskommission | in
ihren abschilefenden Darstellungen und ihtem Vorentwurf eines Beschlusevor-
schlages vor (vgl, Sprechzette! der Vorsitzenden zur Erweiterten Obleuterunde
am 26. November 2004, S. 4 und am 3. Dezember 2004, S, 3; Vorentwurf vom
13, Dezember 2004 fir einen Vorschlag der Varsntzenden 8. 4) Die Relchweite
der dort aufgefuhrten Materie "Sple!hauen" wurde darin nicht erlautert Die vor-
hergehenden Arbeitsdokumente der Faderalismuskommission | enthielten we-
der einen Vorschiag zur Ubertragung der spéteren Landermaterie "Recht der
Spielhallen” noch Hinweise fiir deren Eingrenzung. Das gilt auch fir die von der
Kldgerin und von Teilen der Literatur als Beleg flr eine énge Auslegung [n Be-
2ug genommene Stellungnahme des Bundesmmlstenums fir Wirtschat und
Arbsit vom 28. September 2004 zur "Gewerbeordnung und Handwerksordnung”
(PAU-5/0020), in der "Splelhallen (§ 33i)" erwahnt sind {vgl. ebd. S. 4). Die Stel-
fungnahme des Bundesministeriums solite auf Bitten der Lénder kidren, ob der
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Bund ein Bedirfnis, grundlegende Rahmenbedingungen wirtschaftiicher Betati-
gung weiterhin bundesgesetzlich zu regeln, fir alle Bereiche der Gewerbeord-
nung sah (vgl. ebd. 8. 2}, nachdem das Ministerium zuvor die Position der L3n-
der zur Ubertragung des gesamten Gewerbarechts auf sie umfassend zur{ick-
gewiesen hatte (vgl BMWA S!eliungnahme fUr die Bereiche u a& Handwerks-
rechit und aiigememes Gewerberecht 2u: "Konkretlslerung der Landerposltion
zum 'Recht der Wirtschaft' <Art, 74 Abs. 1 Nr, 11 GG> <PAU-3/0002>",
-PAU-3/0007 = PAU-5/0006 8. 3 f.). Das Ministerium schlug in der Stellungnah-
me nicht vor, die Regelung von Spigfhatlen den Landern zu tbertragen, son-
dern listete den bestehenden Inhalt der Gewerbeordnung auf. Dem Jewsiligen
ginfachgesetzlichen Regelungsberemh der Vorschriften der §§.30 bis 38 GewQ
wurde jeweils in Klammern deren Paragrafenbezeichnung hinzugesetzt, also
belsplelsweise "Gawinnspiele und Geldspiglgerite (...} (8§ 33c bis h), Spiethal-
len (§ 33i), Pfandleiher (§ 34)". Diese Bestimmungen, o die Stellungnahme,
wiirden zum Teil érgﬁnzt durch ausflhrtiche Verordnungen‘mlt Detailregelun-
gen. Bei einzelnen dieser Bersiche komme eine Veriagerung der Kompetenz
auf die Lénderebene in Betracht, .sowelt ein lokaler Bezug vorhanden sei, Alier-
dings sei den Landern in dlesen Berenchen bereits nach geltendem Recht die
materielle Ausgestaltung tberlassen (PAU-5/0020 S. 4). Welche Bereiche sich
konkret fir eine Verlagerung der Kompetenz auf die Lander eigneten, fohrte
das Ministerium nicht aus, In der zustindigen Projektgruppe 5 "Reglonale The-
men" war zu diesem Zeltpunkt aufierdem offen, ob elne etwa:ge Zustandng- :
ke:tsveriagerung auf die Lander emfachgasetzhch odler verfassungsrechtuch
erfolgen solle (vgl. den Bericht in der 7. Sitzung der Arbeitsgruppe "Gesetzge-
bungskompetenzen und Mitwitkungsrechte” der Féderalismuskommission |,
Protokolivermerk vom 6. Oktober 2004 S. 22 1.). Jedenfalls solite die Verteilung
der Kompetenzen im Berelch des W:rtschaftsrechts dem Ansatz der "Srtlichen
Radlzierung" folgen (vgl. den Ergebnisvermerk der 6 Sitzung der Pro;ektgruppe
"Regmnale Themen" am 29 September 2004 S. 2) Zur Verabschxedung

eines Ergebnisses der Fdderalismuskommission kam es nicht mehr, nachdemn
die Vorsitzenden deren Arbeit fir gescheftert erkidrten (_vgl. Stenografischer
Bericht der 11. Sitzung vom 17. Dezember 2004 S. 279 ff.).
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23  Die Entstehungsgeschichte des - mit dem Entwurf flir das verfassungsindernde
Gesetz vom 28, August 2006 (BGBI. | S. 2034) wieder aufgegriffenen - Vorent-
wurfs eines Vorschiages der Vorsitzenden der F bderalismuskommusszon | bietet_.
daher for die Auslegung des heutigeri-Kompeténziitals des. "Rechts der Spiel *
hallen” keine konkrete Substanz. Sie spricht aber dagegen, dass den Léndern'
im Bereich des Gewerberechts kleinteilig Gesetzgebungsbefugnisse nach
MaRgabe der bestehenden Regelungen in der Gewerbeordnung Obertragen
werden sollten. Hierfir hatte die in der Féderalismuskommission | ebenfalls er-
wogene Schaffung einfachgesetzlicher Offnungsklauseln zugunsten der Lander
gentigt, Vielmehr wurden unter Slcﬁtuﬁg der Gem'iérﬁeo'r'dnt'tng Sachverhalte
voh vorrangig regionaler Bedeutung gesucht, die von den Lindern deshalb
ohne Gefdhrdung des einheitlichen Wirtschaftsraums selbstéindig gestaltet wer-
den konnten, Dazu gehére nach dem Vorentwurf der Vorsitzenden der Fadera-
fismuskommission | die Regelung von Spielhallen, nicht dagegen die Regelung
von _G_e»yinnspielgn und ._Geldspiglg_erét__en. __d_lé‘_zu_\_fpr‘.jq der. Auﬁis;ungdes;!npalts__
der Gewerbeordnung durch das Bundesministerium fur Wittschaft und Arbeit
ebeniso aufgefiihrt waren. Der infolge der Koalltionsvereinbarung vom
18. November 2005 erarbeitete Entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
eines Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes vom 7. Mérz 2006 (BT-

Drs, 16/813). grff den letzten Sachstand der Féderallsmuskommission | aus
‘dem Vorsitzendenentwurf ausdriicklich auf (vgl, ebd. S, 3,7 und-13). Die verab-.
schiedete Endfassung entspricht dem Gesetzesentwirf.

24  DerAuffassung, der Zuweisungsgehalt des "Rechts der Spielhallen” In Art, 74
Abs. 1 Nr. 11 GG misse normativ-rezeptiv nach dem Régelungsberelch des
§ 33i GewO bestimmt werden (vgl. z.B. Schneider, GewArch 2009, 269 <270>;
Uhle, Normativ-rezeptive Kompetenzzuweisung und Grundgesetz, 2015, 46 ff.),
kann auch aus anderen Griinden nicht gefolgt werden. Von einer normativen
Rezeption geht das Bundesverfassungsgericht aus, wenn der Verfassungsge-
ber eine normativ ausgeformte Materie vorgefunden und sle nachvollziehend
benannt hat, so dass die einfachgesetziiche Ausformung in der Regel unter
dem Gesmhtspunkt des Traditionellen und Herkbmmlichen den Zuweisungsge-
hait auch der Kompetenznorm bestimmt (vgl BVerfG Urtel! vom 10. Februar
2004 - 2 BvR 834, 1588/02 - BVerfGE 109, 190 <_218> und Besehluss vem
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14. Januar 2015 - 1 BvR 931/12 - BVerfGE 138, 261 Rn. 28). Sle ist bislang
allenfalls for bereits vorkonstitutionell ausgeformte, umfangreiche Rechtsmate-
rien anetkannt worden (vgl. BVerfG, Beschluss vom 11, Juli 2013 - 2 BvR
_23021’11 2 BVR 12?9f12 BVerfGE 134, 33 <55 ff.> und Urtell vorn 10.-Februar
'.'2004 2BvR 834 1588!02 BVerfGE 109 190 fﬁr das. Strafrecht) FoF eine
restriktive Anwendung der Rechtsfgur spricht, dass sie das Rangverhéltms Zwi-
schen Verfassungsrecht und einfachem Recht umkehrt und den Gestaltungs-
spielraum des Gesetzgebers schwicht, wenn sie die iberkommene einfachge-
setzliche Ausgestaltung fiir seine verfassungsrechiliche Regelungskompetenz
filr mageblich-hék (vgl. dazu Rengeling, in: isensee!}Crchhof Handbuch des
Staatsrechts Bd. VI, 3. Aufl. 2008, § 135 Rn. 35, 39; Rozek, in: von Mangoldtf
Klein/Starck, Kommentar zum Grundgesetz, 6. Aufl. 2010, Art. 70 Rn, 49),

25 Die normative Rezeption eines als einheitliches Regeiungswerk konzipierten
Normenkomplexes (vgl. BVerfG, Urtell yom 10, Februar 2004 - 2 BvR 34,
1688/02 - BVerfGE 109, 1 90 <=21B>) m einem verfassungsrechtliohen Kompe-
tenztitel soll eine gewisse Kontinuitit der Gesetzgebung in langjéhrig entwickel-
ten Rechtsgebieten Ober Verfagsungsinderungen hinweg gewihrieisten, Sie
setzt einen von anderen Regelungsbereichen abgrenzbaren und langjéhrig ge-
festigten einfachgesetzlichen Normbestand voraus, der prégende Wirkung flr
eine Kompetenzmaterie entwickeln kann. Daran fehlt es hier, Die ordnungs-
und gewerberechtllchen Anforderungen -an Spjeihalien wurden bis zur Schaf-
fung der Kompétenzmaterie der Liinder im Jahr 2006 immer wieder grundle-
gend gedndert (vgl, eingehend m.w.N. zur Regelungsgeschichte Marcks, in:
Landmann/Rohmer, GewO Stand 2016, vor § 33¢ Rn. 1 ff,; Hahn, in: Friauf,
GewO Stand 2016, vor § 33¢ Rn, 4 ff,) und waren mit Anforderungen an Auf-
steller von Geréten und Veranstalter anderer Spiele verschréinkt (vgl, nur § 33i
Abs. 2 LV.m. §33<:Abs. 2, §33d Abs SGewO § 3alV.m. §3 SpteIV} 1933
wurde die gewerbsmaﬁlge Aufsteﬂung mechanischer Spiels und Spieleinnch-
tungen mit Gewinnmdglichkeit an dffentlichen Orten genehmigungspflichtig
(RGBI. 1933 1 8. 1080). Durch Verordnung wurde 1953 erstmals die Aufsteliung
von Geldspielgeraten in geschlossenen R4umen - und damit auch der Betrieb
elner Splelhalle - zugelassen (BGBI 1953 18,.935). 196&wurden in der Ge-
werbeordnung der Erlaubnisvorbehait fir den. gewerbsmaﬁ.igen Betrieb einer
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Spielhalle und, hiervon getrennt, eine Aufstellerérlaubnis und eine Bauartzulas-
sung fUr Splelgerste eingefUhrt (BGBI. 1960 1 S, 61, ber. S, 92). 1979 wurde die
VAufstellererlaubnls i eine orts-und’ geréiteubergrelfende persunenbezogene -
Erfaubnis umgewande!t (BGB! 19791 S, '149). Dies bedmgte eine stéirkere Ine |
pflichtnahme des Betreibers einer Spielhalle fir die Emhaltung der Anforderun-

gen an die Aufstellung der Gerdte im konkreten Betrieb. Diese Entwickiung -
splegelte sich auch in den Anderungen der 1962 erlassenen Spielverordnung
{SpielV). Deren gesetzliche Ermachtigungsgrundlage In § 33f GewO erlaubte
zum Zeitpunkt der Foderalismusreform | den Erlass von Verordnungsbestum-
mungen zur Durchfiihrung von geratebezogenen wie auch von aufstelierbezo-
genen und von splethalienbetreiberbezogenen Regelungen der Gewerbeord-
nung (Fassung vom 25. November 2003, BGBI. | 8. 2304), Entsprechend ent-
hielt die Spielverordnung spiethallenbezogene Regelungen, die sich teliweise
an die Aufsteller von Sple!geraten tellweise aber auch an die Veranstalter von
Spieler und an die Betreiber von Splelhallen nchteten {vgl. § 1 Abs. 1 Nr.2,§2
Nr, 2, § 3 Abs. 2 und 3, §§ 3a und 4 SpielV |, d.F. der Bekanntmachung vom

11. Dezember 1985, BGBI. | 8. 2245, geandert durch Verordnung vom 24. April
2003, BGBI. 1 S, 547 und durch die 5. Verordnung zur Anderung der SpielV vom
17. Dezember 2005, BGBI, | S, 3495),

26 Ifn Obrigen ware'selbst bei einer normét_ivféezepti\)en Auslegung de_é "Rachis
der Spielhallen® in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG zu beriicksichtigen, dass die bun-
desrechtlichen Regelungen zu Spielhallen 2006 tiber erlaubnisbezogene Anfor-
derungen hinausgingen. Sie umfassten neben orts- und betriebsbezogenen
Anforderungen auch Pflichten des Spiefhallenbetreibers zur Einhaltung von
Héchstzahlen for Geréte und andere Splele, Aufs!chtsverpﬂ:chtungen 'und Si
cherungsmaﬁnahmen zugunsten von Mmderjahngen sowle die Verpﬂlchtung.
die Aufsteliung von Geraten nur bei Einhaltung der aufsteliungsbezogenen
rechilichen Anfarderungen zuzulassen (vgl. § 33¢ Abs. 3 Satz 3, § 33f Abs. 1
Nr. 1 und 4 GewO i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 2, §2 Nr. 2, § 3 Abs, 1 Satz 2 sowie
Abs. 2 und 3, §§ 3a, 4 SpielV).

27 Der systematische Zusammenhang der Linderkompetenz fir das "Recht der
Splelhallen” in Art, 74 Abs. 1 Nr, 11 GG spricht ebenfalls daflir, den Léndern die
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Regelungsbefugnis far s&mtliche erlaubnis- und betriebsbezogenen Aspekte
des.Spiels in Spielha!ten zuzuordnen, Die in-Att. 74 Abs 1) Nr 1 el von der
konkurrierenden. Gasetzgebungsbefugms des Bundes ausgénommenen, aus-
schiielich den Landern zugeordneten Materlen des Ladenschlusses, der Gast-
statten, der Spiethallen, der Schaustellung von Personen sowle der Messen,
Ausstellungen und Markte betreffen durchweg Gewerbeaktivitsiten mit Bezug zu
ainer rdumlich-betrieblich abgegrenzten Einrichtung oder Veranstaltung vor O,
Sie alle weisén.damit den von der Féderausmuskommlsslon I'geforderten regi-.
onalen Bezug auf. Damit hat der Gesetzgeber in Anknilpfung an die oben ge-
nannten Uberlegungen in der Foderalismuskommission | aus dem "Recht der
Wirtschaft" Bersiche identifiziert, die In erster Linie auf regionale Sachverhalte
bezogen sind und deshalb typischerweise ohne Gefihrdung des einheitlichen
Wirtschaftsraums von den Landem eigenstandig gestaltet werden kdnnen. Mit
ihnen hat.der Verfassungsgeber in Kauf genommen, dass sich bundeswelt t4ti-
ge Unterehmen wie Einzelhandels- und Restauran&etten. Beschicker von
Mérkten und Messen ebenso wie Vertrelber und Aufsieller von Splelgersten auf
unterschiedliche Regelungen der Lander in diesen Materien einzustelien haben.
Regelungsgegenstinde ohne raumiich-betrieblichen Bezug wie das "Recht der
Spielgerate” und der ortstibergreifenden Zulassung ihrer Aufstetlung. die bei
elner |anderspeziﬂschen Ausgestartung etwa die Handelbarkeit des Produkts
beeintrachtigen kénnten, fallen dagegen aus der Systematik dieser ausschlieft-
lichen Landermaterien heraus und sind der kenkurtierenden Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG fir das "Recht der Wirt-
schaft (Gewerbe)" zuzuordnen,

28  Diese Auslegung entspricht schiieRlich auch dem Sinn und Zweck der Kompe-
tenznorm. Mit der Neufassung des Art. 74 Abs. 1 Nr, 11 GG wollte der verfas-
sungsandernde Gesetzgeber eine neu konturierte und klare féderale Verteilung
der Gesetzgebungszustindigkeiten im Recht der Wirtschaft erzlelen (vgl.
BVerfG, Beschluss vom 14, Januar 2015 - 1 BvR 831/12 -  BVerfGE 138, 261
<277>). Deutlicher voneinander abgegrenzte Verantwortllchkenen soliten dle
Handlungs- und Entschel’dungsféhigkeit von Bund und Léndern verbessern und
die Landesgesetzgeher durch Zuweisung neuer Materlen mit Regionalbezug,
dle elne bundesgesetzliche Regelung nicht zwingend erfordern, gestarkt wer-







2017-03-03 11:01 - +49 341 2007 1000 >> 49 30 884503 500 P 24/61
-20-

den {(vgl. B’T‘—Drs. 16/813 8..7,9). Schon die Fﬁderahsmuskommnss:on iverfolg- :
te das Ziel, die Zustandigkeiten von Bund und Landern zu entflechten und die
Lénderehene zu stirken (vgl. Positionspapier der Ministerprasidenten zur Féde-
ralismusreform, Kommissionsdrucksache 0045 S. 1, In: Deutscher Bundes-
tag/Bundesrat, Zur Sache 1-2008), Dle Anknlpfung der Kompetenzverlagerung.
auf die Lander an einen ﬂbe:wiegenden reglonalen Bezug der Materie bedeutet-
daher mcht dass ]ede elnzeine Regelung durch elnen besonderen Bedarffﬂr
landes- oder ortsspez:ﬁsche Differenzierungen zum Erlass von Regelungen
gedeckt sein muss. Ein solcher Vorbehalt wiirde die Neuzuweisung von Kom-
petenzen an die Lander ohne Riickhalt in der Entstehungsgeschichte des

Art. 74 Abs. 1 Nr, 11 GG wesentlich einschranken und neue Unsicherheiten in

der Abgrenzung der. Kompetenzverteutung schaffen die mit der Ver[assungsén-
derung vermieden werden sollten,

29  bb) Nach Art. 125a Abs. 1 Satz 2 GG kbnnen die Linder it Bereich der ihnen
durch Anderung des Art, 74 Abs, 1 GG zugewiesenen Materien das als Bun-
desrecht fortgeltende Recht durch Landesrecht ersetzen. Mit den von der Ki4-
gerin angegriffenen Regelungen des Splelhal!engesetzes Bertm des Gliicks-
'sptelstaatsvertrages sowie des AusfﬁhrungsgeSetzes des Landes Berlin higrzu
hat das Land Berlin von dieser Befugnis Gebrauch gemacht, Sie lassen sich
dem Kompetenztitel fr das "Recht der Spielhallen" auch zuordnen.

30 Furdie Zuordnung gesetzlicher Regelungen zu elner verfassungsrechtlichen
Kompetenznorm sind ihr Gegenstand. und Gesamtzusammenhang i jewelligen
Gesetz malgeblich (vgl. BVerfG, Beschluss vom 11, Juli 2006 - 1 BvL 4/00 -
BVerfGE 116, 202 <216%; Urteil vom 30. Juli 2008 - 1 BvR 3262/07, 402,
906/08 - BVerfGE 121, 317 <348>; Rozek, In: von Mangold/Klein/Starck, a.a.0.,
Bd. 2 Art, 70 Rn. 5§5). Die angegrifienen Erlaubnisvorbehalte fOr den Betrieb von
Spiethallen enthalten als Zulassungsvoraussetzungen perscnenbezogene An-

-forderungen an die Betreibér von Splethallen und Anforderungen an dié-Art und
Weise des Betriebes, Die erstmals eingefuhrten Mindestabstinde zu anderen
Spielhallen und sonstigen Einrichtungen sowie das Verbot der Zulassung und
des Bettiebes mehrerer Spiefhallen im Verbind beschrénken die Dichie von
Spielhallen in einem bestimmten Gebiet und regeln ihr réumliches Verhéltnis zu
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sonstigen Emrichtungen deren Nutzer der Gesetzgeber als schutzwlirdig an-
sieht. Sie betreffen die rumiichen Bezlige einer Spielhalle.in ihrem Umfeld und
damit einen Regelungsgegenstand, der nicht zwingend bundeseinheitlich zu
regeln ist und im Hinblick auf die jeweilige sozlale Bevélkerungsstruktur und
Dichte des prelangebots reglonale Bezﬂge aufweist Far dne Zuordnung zw _
Kompetenzmaterie "Recht der Spielhallen® ist nicht malsgeblich obdicse Rege-
lungen an eine abstrakte oder an eine konkrete Gefahr ankniipfen

31 Mindestabstandsregelungen f0r Spielhallen sind nicht der konkurrigrenden Ge-
.setZerungsbefugnis des Bundes aus Art, 74 Abs, 1 Nr. 18 GG fiir das "Boden-
recht” zuzuordnen, Dazu gehdren Vorschriften, die.den Grund und Boden un-
mittelbar zum Gegenstand haben und die rechtlichen Beziehungen des Men-
schen zu ihm regein (BVerfG, Rechtsgutachten vom 16. Juni 1954 - 1 PBvY
2/52 - BVerfGE 3, 407 <424>; BVarwG, Urtell vom 11, Oktober 2007 - 4 C
8.06 - BVerwGE 129, 318 <320>). Die Vorschriften Uber den Mindestabstand
2wigchen Spiethallen sowie zu anderen Einrichtungen regein nicht den Aus
gleich verschiedener N_utzungsinier.e_sﬁ_n_-an' Grund und Boden oder dle Wah-
rung des Gebietscharakters des Umfeldes einer Spieihalle, sondern den
Spielerschutz und den Schutz von Minderj&hrigen vor der Entstehung von
Spielsucht (vgl. auch Staatsgerichtshof fur das Land Baden-Wiirttemberg, Urteil
vom 17. Juni 2014 - 15/13, 1 VB 15/13 « ESYGH 65, 58, Jurls Rn, 319).

32 Regelungen des"Mindes:tabstandes von Spielhalien zu Einrichtungen, die tiber-
wiegend von Kindern oder Jugendlichen besucht werden, sind auch nicht der
Materie der "6ffentliche Firsorge” nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG Zuzuordnen, fur
die der Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz besitzt. Zwar er-
fasst sie auch Regelungen des Jugendschutzes (BVerfG, Beschiuss vom 4, Mai
1971-- 2 Bl 10/70 - BVerfGE 31, 113 <117>; BVerwG Urteil vom 12, Januar
1986 5C 104 63 - BVenNGE 23, 112 <113>), Der Schwerpunkt des Mmdest—
abstandsgebotes zu Emrlchtungen fur Minderj&hrige liegt aber auf der spleler-

 schiitzenden Ausgestaltung der raumlichen Bezlige der Spielhalle. Der Jugend-
schutz stellt dabei einen Annex zum Schutz vor Spielsucht bel Zulassung der
Splelhalle als einer Gefahrenquelle dar. Im Rahmen ihrer Gesetzgebungskom-
petenizen fir die Regulierung des Glﬁckssplg!$ ditrfen die, ;;énder;_iaﬁeh, Aspekte
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des Jugendschutzes mit regein. Selbst bel Zuordnung des Mindestabstandes

2u Einrichtungen fiir Minderjihrige zum Kompetenztltei des Bundes flr die "bf-
fentliche Fﬁrsarge" bliebe den Landern nach Art 72 Abs. 1 GG Raum furdie . .. ..
hler in Rede’ stehenden Regeiungen zum Schutz im Vorfelcl des Betretens. von : |
Spielhallen, da der Bund mit der Regelung des Zugangsverbots fiir Minderjahri-

ge in § 6 Abs. 1 des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) vem 23, Juli 2002

(BGBI, | 8. 2730, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 18. Juli 2016, BGBL. |

S. 1666) von seiner Befugnis fir jugendschiitzende Regelungen im Hinblick auf
Spielhatlen nicht abschlieBend Gebrauch gemacht hat.

33  Auch alle weiteran, von der Revisionsfihrerin angegriffenen Regelungen betref-
fen die Ausgestaitung des Spielhallenbetriebes und sind dem “Recht der Spiel-
hallen" zuzuordnen, Beschrénkungen der Verabreichung von Speisen und Ge-
trénken, der Werbung flir Spielhallen und fir dle in thnen angebotenen Spiele,
die Sperrzeit fiir Spielhallen sowie die Pfl chten zur Stellung van Aufsichtsper-
sonal, zur Durchﬁ.shrung von !dentvtﬁtskontrol!en Sperrung von Spielern und
Erstellung von Sozialkanzepten und von Informationen fir Spielende stellen
Anforderungen an die Organisation und réumlich-betriebliche Ausgestaitung
von Spielhallen dar, Das gilt auch fiir Regelungen zur Hdchstzahl von Spielge-
réten oder anderen Splelen und zur Art und Weise der Aufstellung von Splelge-
raten. Insbesondere sind Geratehﬁchstzahl- und -aufstellungsregelungen nicht
dem produktbezogenen Geréterecht oder dem ortstibergreifenden Aufsteller-
recht als Teil des in der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des verbliebenen "Gewerberechts” nach Art, 74 Abs. 1 Nr. 11 GG zuzuordnen.
Sie betreffen nicht die Beschaffenheit und Vermarktung von Spielautomaten,
sondern die Art und Welse des Spielhallenbetriebes vor Ort: Nachdem die Ge-
setzgebungskompetenz for die Ausgestaltung d?es'Betriebes von Spielhallen im
Rahmen der Fdderalismusreform | ausschlieBlich den Landem ubertragen wor-
den ist, bleibt fiir bundesrechtliche Neuregelungen der Hochstzahl von Spielge-
riten und deren raumliche Anordnung in Spielhalien kein Raum mehr. Daf0r ist
unerheblich, ob die vor 2006 erlassenen Verordnungsbestimmungen (iber die
Méchstzaht und Art.und Weise der Aufste!iung von Geréten in der bundesrecht-
lichen Splelverordnung der Durchfﬁhrung der’ Regelungen in der Gewerbeord-
nung Uber Spielgerate (§ 33¢ ff, CewO) oder der Regelungen lber die Zulas-
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sting von Splelhallen (§ 33i GewO) dienten. I Ubrigen gehdrts dié Gewdhriels-~ -
tung der Einhaltung der Gerdtehdchstzahl in einer Spielhalle auch nach bisheri-
‘gem Recht mit zu den Verpflichtungen des GeWerbetfeibenden, in dessen Be-
trieb die Spielgerate aufgestellt waren (§§ 3, 3a SpielV).

34  b).Die angegriffenen Iandesrechthchen Regelungen sind materiell it der Ver-
“fagsung véreinbar, : . e . Lo

35 aa) Sie gfeifén in das Grundracht der Berufsfreiheit der Kisgerin aus Art, 12
Abs, 1 GG ein, Ein Eingriff in die Berufsfreiheit erfordert eine kompetenzgeman
erlassene gesetzliche Grundlage, die durch hinrelchende, der Art der betroffe-
nen Betitigung-und der Intensitét des jewelligen Eingriffs Rechnung tragende .
Griinde des Gemeinwéhls gerechtfeﬂigt'lét und den Grundsatz 'dér Vérhaiihi;s}# "
mARigkeit beachtet (stRspr; vgl. BVerfG, Beschiiisse vom 12. Januar 2016
-1 BvL 6/13 - NJW 2016, 700 <701> m.w.N,; vom 14. Januar 2014 - 1 BVR
2008/11, 1 BVR 236/12 - BVerfGE 135, 90 <111 Rn. 57> und vom 30. Novem-
ber 2010 - 1 BvL 3/07 - ZAWG 2011, 33 <38>), Reine Berufsausbungsbe-
schrinkungen kdnnen grundsstzlich-durch jede varnlinftige Erwagung des Ge-
meinwohls legitimiert wérden. soweit Eingriffszweck und Elngriffsintensitit in
einern angemessenen Verhiltnis stehen. Objektive und subjektive Berufswahl-
beschrankungen sind dagegen nur zum Schutz dberragender Gemeinwohigliter
zulidsslg (vgl. BVerfG, Beschluss vom 30. November'zow 1 BvL 3/07 - ZAWG
2011, 33 Rn, 45). Es ist vornehmlich Sache des Gesetzgeners. auf der Grund-
lage seiner wirtschafts-, arbeftsmarkt- und sozlalpolitischen Vorstellungen und
Ziele und unter Beachtung der Sachgesetzlichkeiten des betreffenden Sachge-
blets zu entscheiden, welche Matnahmen er im Interesse des Gemeinwohls -
ergrelifen will, Die Anforderungen an die VerhditnismaBigkeit des Eingrifs in die
Betufsausiibungstreiheit fallen umso strenger aus, je mehr eine Regelung sich
auf dia Fretheit der Berufswah! auswirken kann (v, BVerfG, Beschluss vom .
14. Januar 2015 - 1 BVR 931/12 BVerfGE 138, 261 <234 £, m.w.N. 5), ert
eine auf die Berufsausiibung zlelende Regelung auf die Berufswahl zurlck, weil
sie in Ihren Wirkungen einrer Regelung der Berufswahi nahe kommt, so ist ihre
verfassungsrechtliche Rechtfertigung an den Anforderungen an Regelungen
betreffend die Berufswah! zu messen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 5. August
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2015 - 2 BVR 2190/14 - WM 2015, 1827 <1826>; Kammerbeschluss vom
24, August 2011 - 1 BUR 1611/11 - NVwZ 2012, 104 <1055).

36  Gemessen hieran stellen die angegriffenen Beschrankungen flir Spielhallen
verhaltnismaf?,uge Bemfsausubungsregelungen dar. Der Aufrassung der Klage-
tin, s handele s:ch bel den Mmdastabstandsgebcten dem Verbundverbot und
den Gerétehéchstzahlregelungen sowle aufgrund einer kumulativen Betrach-
tung bei sémtlichen angegriffenen Regelungen um objektive Berufswahlbe-
schréinkungen, kann nach den tatsachlichen Feststellungen des Berufungsur-
teils nicht gefolgt werden. Daflr sind die Auswirkungen der betreffenden Rege-
lungen in ihrem gesamten réumlichen QeltupQSberalch 2u betrachten.

37  Das Oberverwaltungsgericht hat mit bindender Wirkung (§ 137 Abs. 2 VwGO)
festgestellt, dass Spielhallenbetreiber von lthrem derzei_tigén Standort erforderli-
chenfalls in Gebiete des Landes Berlin ausweichen kénnen, in denen eine ga-
ringere Konzentration von Spielhallen und weniger Konkurrenz besteht, und
keine Anhaitspunkte dafﬂr bestehen. dass Splelhallen dort nicht. wlrtschaftllch
betrieben werden kﬁnnen Auch in der Gesamtschau alter Iandesrechtlichen
Beschrénkungen fir Spiethallen einschiieRlich der Erhebung der Vergniigung-
stever sowie bauplanungsrechtliicher Einschrinkungen ist es nicht davon aus-
gegangen, dass Spielhalien in Berfin kiinftig nicht mehr wirtschaftiich betrieben
werden konnen (vgl. UA S. 4, 53, 66). Die von der Klgerin nicht mit durchgrel-
fenden Verfahrensriigen angegriffenen tatrichterlichen Faststellungen gaben
auch nichts dafur her, dass die Durchsetzung der Mindestabstandsregelungen
im Verhdltnis zu anderen Spielthallen und zu Gberwlegend von Kindern oder
Jugendlichen besuchten Einrichtungen (§ 2 Abs, 1 Satz3und 4 SpielhG BE)
absehbar 2u einer Erschipfung der Standortkapazitat fir Spielhallen im gesam-
ten Geltungsbereich der betreffenden Regelungen.und danit zu einer fakti-
schen Kontmgentlerung fithren kénnten, deren Wirkung einer Berufswahlbe-
schrankung nahe kéme (vgl. dazu BVerfG, Kammerbeschluss vom 27. Februar
2008 - 1 BvR 1295/07 - NJW 2008, 1293 <1284>). Soweit die Klagerin an--
nimmt, das Verfahren zur Auswah! der den Mindestabstand unterschreitenden
Spielhallenstandorte oder der Spigihallen in einem Mehrfachkomplex (§§ 7, 8
MindAbstUmsG BE) komme bezogen auf den je_\gveiligen_Stan;ior_t elngr Kpnﬁn-.
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gentierung gleich, Gbersieht sie, dass eine verfassungsrechtiich relevante ob-
jektive Berufswahibeschrénkung nur vorllegt, wenn die Kontingentierung sich.
auf den raumlichen Geltungsbereich der Norm - hier also auf das Gebiet des
Landes Berlm erstreckt Fur die revlsionsgerichtliche Prufung ist daher davon
_auszugehen dass dle’ VOn der Klagerln angagrszenen Beschrénkungen nicht
schon den Zugang zZur nach Art. 12 Abs. 1 GG geschutzten Titigkeit des Splel-
hallenbetreibers ausschiieen, sondern lediglich Anforderungen an deren Aus-
Gbung stallen.

38 Die angegnﬂ’anen Regelungen sollen den Gefahren der. Glucksspielsucht ent-
gagenwirken (vgl. die- Begrindung zum Entwurf des Spuethatlengesetzes Berlun
Abghs.-Drs. 16/4027 S, 1; Entwurf zum Zweiten Landesgesetz Uber das ¢ffent-
liche Gllicksspiel, Abghs.«Drs. 17/0313 S. 46, 50, 56, 78 {.). Die Bekampfung
und Pravention von Glicksspielsucht ist als iberragend wichtiges Gemeinwohi-
zlel anerkannt, da Spielsucht zu schwerwlegenden Folgen fiir die Betroffenen .
selbst, fur ihre Familien und fur die Gemeinschat fiihren k#nn‘ (vgl. BVerfG, Ur-
feil vom .28.'_Marz 2006 - 1 BVR 1054/01 - BVErfGE 115, 276 <304 f.>; Kam-
merbeschiuss vom 14. Oktober 2008 ~ 1 BvR 928/08 - NVwZ 2008, 1338; Be-
schluss vom 5. August 2015 - 2 BVR 2190/14 - WM 2015, 1827 <1828>), Das
Berufungsgericht hat in Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts fermner angenommen, dass bel Weitem die. meisten Spieler mit
problematisctiem oder-pathologischem Spielverhalten an gewerberechtiich zu-
gelassenen Automaten splelen, und dass der Berliner Gesetzgeber daher von
elnem nicht unerheblichen Suchtpotenzial ausgehen durite (UA S. 48, vgl.
BVerfG, Urteil vom 28. M&rz 2006 - 1 BVR 1054/01 - BVerfGE 115, 276 <305>).
Die Kiagerin hat diese Einschatzung nicht mit Verfahrensrigen angegriffen. Der
Landesgesetzgeber durfte entgegen der Auffassung. der Revision beim Erlass
von Regelungen {iber Spiethallen ‘auf die Zielsefzung defr Bekémpfung von
Gluicksspielsucht zurlickgreifen, auch wenn bereits die bundesrechtlichen Vor-
schrifien Uber die Gerstezulassung auf dieses Ziel ausgerichtet sind, Verfas-
sungsrechtlich legitime Schutzzwecke fir Mafsnahrhen innerhalb der Rege-
lungskompetenz des Landesgesetzgebers warden nicht durch Regelungen

verbraucht” die der-Bundesgesetzgeber unter derselben Zielsetzung fﬂr die
thm zustehenden Kompetenzmaterien getroffen hat.
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39  aaa) Diein § 2 SpielhG BE und § 24 GIuStV i.V.m. § 15 AGGIOStV BE geregel-
ten Erlaubnisvorbehalte ftJr das Betreiben einer Spielhalle verletzen die Kiagerin
mcht in |hrer Berufsfrelheit Der Betrleb eifigr. Spielhal!e darf emem Er}aubms-
vorbehalt unterstellt werden (vgtl. BVerwG Urteil vom 9. Mérz 2005 - 6C
11.04 - Buchholz 451.20 § 15 GewO Nr. 5, S. 8 zu § 33i GewO), Eine Ausge-
staltung der fr die Ertellung einer Erlaubnis in § 2 SplelhG BE genannten Vor-
aussetzungen als erlaubnisunabhangige ggf. mit Mitteln der Aufsicht durchzu-
setzende Anforderungen stelit kein zur Vefw:rklichung des Regelungszwecks
gleich geeignetes milderes Mittel dar, Es liegt auf der Hand, dass die mit Bligk
auf den Mindestabstand zwischen den Spielhallenstandorten und dem Verbot
von Mehrfachkomplexen zu treffenden Entscheidungen, welche Spielhallen ge-
schlossen werden mussen, nicht bei einer Fortgeltung der Alterlaubnisse nach
§ 33i GewOQ im Wege der Aufsicht, sondern nur im Rahmen eines Erlaubnisver-
fahrens getroffen werden kdnnen. Danrr ist auch nicht zu beanstanden .veenn im
'Rahmen eines solchen Erlaubnisverfahrens gepriift wird, ob weitere zenfrale
Anforderungen an den Spielhallenbetrieb aktuell vorliegen. Zur Verfolgung der
gewichtigen Gemeinwohlinteressen der Verhinderung und Bekampfung der
Glcksspielsucht wire im Ubrigen grundsatzlich sogar eln Erlaubnisvorbehalt
2uléssig, der Keinen Rechtsanspruch vorsieht (vgl. BVerfG, Kammerbeschiuss
vorh 14, -Oktober 2008:- 1-BvR 928/08 - NVWZ 2008; 1338 Rn. 52). Der Berllner
Landesgesetzgeber hat sich, auch wenn er strengere Erlaubnisvoraussetzun-
gen als bislang nach § 331 GewO eingeflhrt hat, auf eine Praventivkontrolie der
Zulassung von Spielhallen beschrénkt. Nach beiden landesrechtlichen Erlaub-
nisvorbehalten besteht bei Vorliegen der Tathestandsvoraussetzungen ein-An-
spruch auf Erteilu ng einer Splelhallenerlaubnls. Ein repressiver Verbots- ;
charakter ergibt sich weder ais den standortbezogenen Erlaubnlsvorausset-
zungen des Verbundverbotes und der Einhaltung der Mindestabsténde nach
§ 2 Abs. 1 Satz 2 bis 5 SpielhG BE, § 25 Abs, 1 und 2 GIUSEV iV.m. § 15
Abs. 3 AGGIUStV BE noch aus den Gber § 33i GewO hinausgehenden Versa-
,gungsgrﬁnden eines fehlenden Sachkundenachwelses octer Sozialkonzepts
(§ 2 Abs; 3'Nr. 4 und 5 Spselhs BE) L
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40  Es verletzt die Klgerin nicht in threr Bérufsfr'eiheit,- dass der Berliner Landesge-
setzgeber seinen Verpflichtungen aus dem Glucksspleistaatsvertrag vom
15. Dezember 2011 durch Schaffung eines weiteren Erlaubnisvorbehaltes nach
§15 AGGIUS&V BE, der neben den schon seit dem 2. Junt-2011 geitenden Er-
'laubmsvorbehalt des § 2 SpicthG'BE getreten ist, nachgekommen st Dass .
zum Betrieb einer Spiethalle In Berlin zwei gesonderte Erlaubnisse erfordetlich
sind, fihrt angesichts der parallelen Ausgestaitung beider Erfaubnisvorbehalte
nicht zu einer splrbaren Belastung von Splelhallenbetreibern, Die behsrdliche
Zustandigkeit, der zeitliche Ablauf der Ertellung sowie die standortbezogenen
Erteilungsvoraussetzungen und w,esentli_c_:hen Versagungsgriinde flir beide Er-.
laubnisse sind nach § 15 AGGIUStV BE einander angeglichen. Dabei falit nicht
Ins Gewicht, dass der gllicksspielstaatsvertragliche Erlaubnisvorbehalt ginzelne
Anforderungen, die nach dem SpielhG BE als reine Betreiberpflichten ausge-
staltet sind, als Versagungsgrinde normiert (so die Werbebeschrinkungen
nach § 5 Abs. 1 bis 3 GIuStV, die Einhaltung der Sperrzeit nach §26 Abs. 2
GluStV und die Pflicht zur Bereltstellung von Informat;onen an Spieler nach § 7
Glasty, vgl § 15 Abs. 2 AGGIISLY BE). Beide Erlaubnlsvorbehalte genligen
des Weiteren dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot und erdfinen der
Exekutive keinen Anwendungsspielraum, der hinter den Anforderungen an ge-
setzliche Erlaubnisvorbehalte (vgl, BVerfG, Kammerbeschluss vom 12. Aprii |
2007 -1 BvR 78/02 - BVerfGK.11, 21 <25 f.> mw.N,) zurtickbliebe. Auch der
Erlaubnisversagungsgrund In § 24 Abs. 2 GIUSHV V.. § 15 Abs. 2 AGGIOSHV
BE, wenn Errichtung und Betrieb einer Spielhalle den Zielen des § 1 GluSty
zuwiderlaufen, Ist hinreichend bestimmt, Die dort festgeschriebenen Ziele des
Gllickssplelstaatsvertragas sind fiir Spiethalten Im Glickssplelstaatsvertrag
selbst und in den dazu ergangenen Ausfihrungsregelungen des Landes Berlin
hinreichend konkretistert worden, um den behérdlichen Vollzug parlamentsge-
-setzlich zu steuemn.

41 bbb)Das in § 2 Abs, 1 Satz 3 SpielhG BE als Erteilungsvoraussetzung fiir die
Spielhallenerlaubnis ausgestaltete Erfordernis eines Mindestabstandes von 500
Metern zu welteren Spielhallen und die in § 2 Abs. 1 Satz 2 Splelh@ BE. gere-
gelte Beschrénkung auf eln Untemehmen fur jeden Spielhallenstandort (Ver- :
bundverbot) greifen in verhéltnismiRiger Weise in die Berufsaust]bungsfreiheit
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der Klagerin ein. Der Mindestabstand zu anderen Spiethallen soll gewshrieis-
ten, dass Spieler sich nach Verlassen elner Spielhalie von der Splelatmosphire
l&sen und elnen neuen, selbstandlgen Entschluss fassen kénnen, ob sie eine
weltere Spneihal]e betreten (vgl Abghs -Drs, i 6/4027 8. 11.f.). ‘M dem Vera -
bundverbot (Verbot ven Mehrfachkomplexen) wollte der Gesetzgeber daruber
hinaus einer suchtsteigernden Haufung des Spielangebots an einem Standort
entgegenwirken (vgl. Abghs.-Drs. 16/4027 S, 11),

42  Beide Regelungen sind zur Erreichung des vom Gesetzgeber. verfolgten Zlels
der Bekémpfung von Spielsucht geelgnet erforderlich und zumutbar.

43  (a) Eine Regelung ist zur Zweckerreichung geelgnet, wenn mit ihrer Hiife der
gewlinschte Erfalg geférdert werden kann, Insoweit kommt dem Gesetzgeber
unter Beachtung der Sachgesetzlichkeiten ein Einschétzungs- und Prognose-
‘splelraum zu, der erst dann Oberschritten ist, wenn seine ErwAgungen so offen-
sichtlich fehlsam sind, dass sie vemﬁnftigenméise keine Grundlage fﬁr die an<
gegriffene gesetzgeberische Mafinahme sein knnen (BVerfG, Beschlugs vom
12. Dezember 2006 - 1 BvR 2576/04 - BVerfGE 117, 263 <183> m.w.N.}. Die
gesetzgeberische Eingchétzung, dass eine Spielpause nach Verlassen einer
Spielhalle eine Abkihlphase gewdhrieisten kann, in der Spieler die Fortsetzung
inres Spiels.ubeirdenkefn kérinen, ist nicht offensichtlich fehizam. Sie greift auf
das im gewerbii'chen Glucksspielrecht bereits verankerte Mittel der Suchthe-
kampfung durch eine Spielpause (vgl. § 13 Nr. 6 und 6a SpielV) zurlick. Gegen
die Eignung des Mindestabstandes zwischen Spielhallen zur Spielsuchtbe-
kémpfung kann auch nicht singewandt werden, dass Spieler ihren Entschiuss
‘zur Beendigung des Spielens berelts mit Verlassan elner Spielhalle gefasst hat-
ten, Es ist nicht ausgeschlossen, ddss sle diesen Entschluss revidieren, wenn"
sie auf ein erneutes Spielangebot treffen, oder dass sie sich durch Wechsel der
Spielstatte lediglich der Beobachtung des Aufsichtspersonals entziehen wollen
oder von diesem zur Beendigung der Spleltétigkeit angehalten bzw. vom weite-

ren Spiel ausgeschlossen worden sind (vgl. § 6 Abs, 5 Satz 2 und 3 SpielhG

BE). _ o s
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44  Ebenso stelit das Verbot mehrerer Spielhallen an einem Standort (Verbundver-
bot) einen fdrderlichen Beitrag zur Bekampfung und Pravention von Spielsucht
dar. Nach den tatri chterlfchen Feststellungen des Berufungsurteiis ist die Ihm
zugrunde hegende Ahnahme des Gesetzgebers dass die Verfugbarkeit von:
Spielangeboten die Suchigefahr erhdht und durch Reduzierung der Anzah! und
Dichte von Spielhallen Splelanreize zuriickgefuhrt und Spislstichtige vom Spie-
len abgehalten werden kdnnen, jedenfalls nicht offensichtlich fehlsam (UA S.
49).

45  Der Eignung der Abstandsregelung steht nicht entgegen, dass Spieler innerhalb
des Mindestabstandes von 500 Metern zu anderen Spiglhallen auf Gaststatten
treffen k&nnen, in denen bis zu drel Geldspielgerate zuldssig sind. Das Beru-
fungsgericht ist aufgrund bindendes Tatsachenfeststeliungen (§ 137 Abs, 2
VwGO) revisionsrechtlich fehlerfrei davon ausgegangen; dass es angesichts
dés unterschiedlicher Gepriges von Gaststitten durch das i Vordergrurid
stehende Angebot von Speisen und Getréinken und von Spiethalien durch das
Bereithalten eines umfangreichen und vielfiltigen Spielangebots (so auch
BVerwG, Beschiuss vom 14, Januar 1991 - 1 B 174.90 - Buchholz 451,41 § 18
GastG Nr. 5 S 5; BVerfG, Kammerbeschlusse vom 1. Mérz 1997 - 2 BvR
1599/89 u.a. - NvivZ 1997, 873 <575> und vom 3. September 2009 - 1 8vR
2384/08 - BVerfGK 18, 162 <175>) keine veriasshchen Erkenntnisse fir ein
Ausweichen von Spielern auf Gaststatten mit Geldspielautomaten gibt (UA
S, 51).

46  Gegen die Eignung des Verbots von Mehrfachkomplexen und des Abstandsge-
~ bots zur Minderung des spisisuchtfdrdemden Spielanreizes kann nicht einge-

wandt werden, dass der Landesgesetzgeber trotz der hohen Ahzah! von Spiel-
automaten in Automatensélen der Spielbank Betlin auf einen Mindestabstand
zwischen Spielhallen und Spielbanken verzichtet hat. Die Eignung dieser bei.
den Regelungen wire hierdurch nur in Frage gestellt, wenn das Spielautoma-
'ten_aﬁgébbt der Spielbank in'vergleichbarer Weise Tm Lebensumfeld vori slple-
lern, die auch Spielhallen besuchen, verfigbar wére. Das ist nach den tatbe- -
standlichen Feststellungen des Obervarwaltungsgerichts, wonach die Spielbank
Berlin nur wenige Aulenstellen hat (UA 8. 58), jedoch nicht der Fall.
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Dte angegnffenen Abstandsregelungen sind auch mcht wegen eines Vollzugs- L

P 34761

defizits be! ligaler Angeboten des Automiatenspiels In Einfichtungen der sog.

Scheingastronomie, sog. “Cafe-Casinos”, zur Spielsuchtbek&mpfung ungeeig-
net. Das Berufungsurteil geht zutreffend davon aus, dass daftir nur normativ
angelegte Hindernisse relevant sein kdnnten, die Ausdruck eines strukturbe-
dingt zu einer defizitdren Praxis flilhrenden Regelungsdsefizits sind (vgl.

‘BVerwG, Urteile vom 26. November 20097 c 20 08 - Buchholz 451 223

ElektroG Nr, 2 Rn. 22 und vom 23. Februar 2011 8 C 50.09 - Buchholz 451.25
LadSchiG Nr. 30 Rn, 38; BVerfG, Urteil vom 19, Marz 2013 - 2 BvR 2628/10
u.a. - BVerfGE 133, 168 Rn, 117 1.). Unabh‘&ngig davon, dass dem Berufungs-
urtell keine Feststellung zu entnehmen ist, dass die Vollzugsbehdrden im Gel-
tungsbereich der angegriffenen Regelungen illegale Angebote des Geldautoma-
tenspiels dulden; sind In den arigegtiffenen landesrechtlichen Anforderuingen an
Spielhallen keine Umgehungsmdglichkeiten im Sinne eines normativen Rege-
lungsdefizits angelegt. Vielmehr stellt die Definition von Spielhallen in § 1
SpielhG BE, die zur Anwendbarkeit der nachfolgenden Regelungen ftihr, ent»
sprachend der bisherigen Rechisprechung zu § 33t GewO (vgl. BVerwG, Urtell
vom 9. Marz 2005 - 6 C 11.04 - Buchholz 451.20.§ 156 GewQ Nr, 5.8, 3) darauf

‘ab, ob das betreffende Untemehmen ausschlieBlich oder tiberwiegend der gen

werbsmafigen Aufstellung von Spielgeréten oder der Veranstaltung anderer
Spiele nach der Gewerbeordnung dient. Ergénzend hat der Landesgesetzgeber
die Spielhallendefinition mit Wirkung zum &. April 2016 in § 1 Abs, 2 SpielhG BE
prazisiert, um eine Umgehung des Spielhallenrechts 2u verhindern (vgl. Art. 2
MindAbstUmsG BE und dazu Abghs.-Drs. 17/2714 S, 29). Danach st elne -~ -
Spielhalle ungeachtet einer anderslautenden Anzéige und Bestéatigung des Auf-
steliungsortes flir Spielautomaten anzunehmen, wenn bel einer Gesamtschau
der objektiven Betriebsmerkmale die anderweitige Gewerbeauslibung lediglich
¢ine untergeordnete Rolle spielt. Bei Vorliegen‘bestimmter auRerlich erkennba-
rer Merkmale wird eine Splelhalle gesetzlich vermutat, Auch dies steht.der An-

‘nahme elner notmativ angelegten Schutzliicke im Hmblick auf den Vollzug des

Spiehallengesetzes Berlin entgegen, Im Ubrigen hat das Berufungsgericht an-
genommen, dass die Problematik der legalen "Cafe-Casinos" nur bestimmte
Bezirke betrifft (UA S. 66), Di¢ hiergegen gerichteten Verfahrensrligen greifen -
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wre darge!egt nicht durch. Die Existenz Illegaier "Café-Casinos" vermag daher
auch tatséchl!ch nicht zu verhmdern dass durch das Abstandsgebot die Anzahl
und Dichte von Spuelhallen zuru::kgefuhrt und damit das Ziel der Suchtbekamp-
fung und -prévention gefdrdert wird,

.+ 48 (b) Die Mindestabstandsregelung des § 2 Abs. 1 Satz 3 SpielhG BE und das
" Verbot von Mehrfachkomplexen sind auch erfordenlich-und zumutbar,.

49  Ebenso wie fir die Eignung einer Mafinahme kommt dem Gesetzgeber auch fir
inre Erforderlichkeit ein Beurtellungs- und Pragnosespieiraum zu. Dieser ist nur
dann dberschritten, wenn aufgrund der dem Gesatzgeber bekannten Tatsachen
und der bereits vorhandenen Erfahrungen feststellbar ist, dass weniger grund-
rechisbelastende, aber:gleich wirksame h‘eg’elungsaltérna_tivenftn:-Betracht- R
kammen (stRspr, vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 2'9'.‘September 2010
- 1 BVR 1789/10 - BVerfGK 18, 116 <121>), Nach dem fir das Revisionsverfah-
ren zugrunde zu legenden Sach- und Streltstand durfte der Landesgesetzgeber
im Rahmen dieses Einschatzungsspielraums annehmen, dass os keine gleich

Wirksamen und weniger belastenden Aiternativen zur Heragbsetzung der sucht-
fsrdernden Verfligbarkeit des Splelangebots in Spielhalien gibt als die Einflih-
rung eines Mindestabstandes von 500 Metern zu anderen Spielhallen und cines
Verbotes von Mehrfachkomplexen, Gegen die Erforderfichkeit der Mindestab-
standsregelung ldsst sich auch nicht elnwenden, dass andere L4nder geringere
Abstande vorsehen. Es liegt in der Einschétzungsprérogétive des einzeinen
Landesgesetzgebers zu bestimmen, welche Vorgaben fur die hdchstzulassnge
Splelhallendichte nach dem bereits vorhandenen Spuelangebot und der. jeweilis
gen sozialen Bevilkerungsstruktur erforderlich sind.

50  Die Einschriinkungen der Berufsausibungsfrelhelt von Spialhallanbetreibern
durch die Mindestabstandsregelung und das Verbot von Mehrfachkomplexen
sind auch-verhé’cltniéniaﬂig im engérén- Sinne, d.h. zumtitbar. Allerdings sind die
dadurch hervorgerufenen Beeintrachtigungen intené.iv. Im Falle der Kisgerin hat
die Anwendung dieser Regelungen zur Folge, dass sie von den derzelt am
Standort “Kurfirstendamm 156" vorhandenen sechs Spielhallen dort allenfalls
eine Spielhalle wird weiter betreiben kénnen. Dem stéht jedoch die Uberragen-
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de Bedeutung gegenﬂber die der Gesetzgeber der Bekﬁmpfung und Praventl-
on-der Giﬂckss;aielsucht angesichts des gerade vom Spuelhallenangebot auss’
gehenden hohen Suchtpotenzials belmessen durfte. Ein derart gewichtiges
Gemeinwohiziel vermag selbst eine objektive Berufswahlbeschréinkung wie ein
Wettmonopol zu rechtfertigen (vgl. BVeriG, Urteil vom 28. Mé&rz 2006 - 1 BYR
1054/01 - BVerfGE 115, 276 <304 ff.> und Kammerbeschiuss vom 14, Oktober
2008 - q BVR 928/08 - NVwZ 2008 1333) die, vorliegend wegen der S vom Be-
rufungsgencht festgesteltten - Méglichkeit des auch wirtschaftiich zumutbaren
Ausweichens auf andere, wenn auch weniger attraktive Standorte im Stadtge-
biet nicht errelicht wird. Die Zumutbarkeit der Mindestabstandsregelung wird
erganzend durch die Mégiichkeit gesichert, im Rahmen der Soll-Vorschrift des
§ 2 Abs, 1 Satz 3 SpielhG BE atyplschen -Fallen Rechnung zu tragen. Daritber
‘hinaus Kanh die Erlaubnisbehérde unter Beruckslchtxgung der Verhaltnisse im
Umfeld des jeweiligen Standortes und der Lage des Einzelfalls eine abwei-
chende Entscheidung treffen (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 5 SpielhG BE),

51  Die Zumutbarkeit der spielhallenrechtiich bedingten Beemtrachtngungen der
'Ausubung des Berufs eines Spiefhallenbetreibers setzt auch-nicht voraus, dass
der Gesetzgeber die durch das Spielen an Spielautomaten hervorgerufenen
Suchtgefahren gleichzeitig auch bezogen auf andere Aufsteliorte wie Spielban-
ken oder Gaststétten konsequent oder gar mit uniformen Mitteln bekémpft. Das
Bundesvarfassungsgericht hat der Verfassung ein Konsistenzgebot lediglich fiir
das aus ordnungsrechtlichen Grinden beim Staat monopalisterte Gliicksspiel-
dngebot entriominen und (berdies Klargestelit, dass sich:aus:ihr kein'sektors -
ibergreifendes Gebot der Koh4renz glticksspielrechtlicher Regelungen ain-
schlieflich derjenigen zum gewerberechtlich zugelassenen Automatensplel ab-
.ielten lasst (vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 20, Mérz 2009 - 1 BvR
2410/08 - BVerfGK 15, 263 <268>). Eine Ubertragung der verfassungsrechtli-
chen Anforderungen an glicksspielrechtiiche Regalungen innerhalb des Mono--
polbereichs auf das nicht monopolisierte Gliicksspiel wére verfassungsrechtllch' ‘
auch nicht zu rechifertigen. Elne Konsistenzkontrolle von Regelungen, die der
Parlamentsgesetzgeber in Ubereinstimmung mit sonstigem Verfassungsrecht
einschiiefilch des Gleichbehandiungsgebotes erlassen hat, durch Gerichte -
wiirde weit In die Gestaltungsfreiheit des Geset_zgebgrs eingreifen und kdnnte
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allenfalls bei besonders intensiven Elngriffer wi sinern-gewerblichen Betatis
gungsmonopol des Staates in Betracht kommen,

52 Unabhangig hiervon wére eine Inkonslistenz der von der Klagerin angegriffenen
spielhallenrechtlichen Regelungen u.a. der Mindestabstinde zu anderen Spiel—-
. hallen und des Verbotes von Mehrfachkomplexen auch night erkennbar, Es. gibt;

keine Anhaltspunkte dafiJr dass die hier in Rede stehenden Spselhallenrechtli-
chen Regelungen inkonsistent wéren. Insbesondere Ist nicht zu sehen, dass der
Gesetzgeber ein identisches Suchtpotenzial des ‘An.gebots von Spielautomaten
in Spiethallen unterschiedlich gewichtet hatte (vgl. dazu BVerfG, Urteil vom

30. Juli 2008 - 1 BVR 3262/07 u.a. - BVefGE 121, 317 <362 £.>), Eine Inkonsis-
tenz besteht auch nicht sektoribergreifehd mit Blick auf das in Splelbanken und
Gaststatten bestehende Angebot zum Automatenspiel. Die verfassurigsrechtii-
che Schlissigkeitsprifung beschrénkt sich auf Regelungen innerhalb ein und
derselben gesetzgeberischen Mafinahme und bewertet nicht, welche weiteren
Regelungen der Gesetzgeber in anderen Regelungsbereichen hatte schaffen
'mussen (vgl.. BVerfG Urtell vom 30. Juli 2008+ 1 BvR 3262!07 1 BvR 402,
906/08 - BVerfGE 121, 317 <362 1.>). Dass’ slch der Landesgesetzgeber auf
Anforderungen an Spielhallen beschréinkt und diese nicht fir Gaststitten und
Spielbanken hachgezeichnet hat, begriindet deshalb keinen Mangel an Schilis-
sigkeit seiner MaBnahme. Beim Automatenspiel In Gaststatten und Spielbanken
handelt es sich gegenuber dem Automatenspiel in Spielhallen um gesonderte
Baereiche, fur die eine eigene Gefahrenamschatzung getroffen-und andere ge- .
setzlichen Rahmenbedingungen geschaffen werden dirfen. im Ubrigen unter-
scheidet sich die durch Spielbanken und Gaststitien hervorgerufene Suchtge-
fahr wegen der geringeren Verfligbarkeit bzw. des unterschiedlichen Gepréges
der Einrichfung von derjenigén des Spielhallenangebot3° auch dies rechtfertigt
-eine andere Gefahreneinschitzung und andere MaRnahmen (s.o. 1.3 (a); s.u.
I.3.cq). Hinsichtlich der legalen "Café-Casinos” fehlt es, wie ausgeflihrt; ‘be-
relts an einem normativ angelegten Vollzugsdefizit,

53 cee) Die Kidgerin wird als Betreiberin von Bestandsspiethallen, fir die sie An-
trage auf Erlaubnisse im sog. Sonderverfahren des Landes Beriin gestelit hat,
auch durch die ergénzenden Regelungen-des erst nach Ergehen des Beru-







2017-03-03 11:11 - +49 341 2007 1000 >> 49 30 884503 500 P 38/61
34 -

fungsurieils geschaffenén Mihdés’tébst’énﬁs’umé.‘étidhgsgjésetz'e's"”aérﬁﬁ'nichi‘fr{:
ihrer Berufsfreineit verletzt,

54  Gegen das dort vorgesehene Verfahren zur Auswah) d’efjenigen Bestandsun-
ternehmen, denen nach dem Erldschen der Alterlaubnisse mit Ablauf des
31.Jull 2016 (§ 8 Abs. 1. SpieliG BE) am bisherigen Standort eliie ieue Er..
laubnis zu ereilen ist, bestehen keine verfassungsrechtiichen Bedenken. Nach
inkrafttreten des Mindestabstandsumsetzungsgesetzes am 6. April 2016 konn-
ten Antrage auf Neuerteilung von Erfaubnissen nach dem Spielhallengesetz
Berlin fiir Bestandsunternehmen innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Mona-
ten gestellt werden. Uber sie ist im Sonderverfahren nach'§§ 4 bis ¢
MindAbstUmsG BE 2u entschelden. Die fur die- Bastandsspielhallen auf Grund-
lage von § 33| GewO ertellten Alterlaubnisse gelten nach § 2 Abs. 3
MindAbstUmsG BE bis zum Ablauf des sechsten Monats nach Bekanntgabe
der Entscheidung fm Sonderverfahren als fortbestehend, Die Mindestabstands-
regelungen des § 2 Abs, 1 Satz 3 und 4 SpielhG BE wurden fur das Sonderver-
fahr_e‘n modifiziert. Im Verhaitnis zu andere'n._Spielhél!én,is.'tohne AbWeicﬁunQS—
maglichkeit ein Mindestabstand von 500 _Mete?n einzuhalten, der nach der Lan-
ge der Wegstrecke mithiife eines Geoinformationssystems zu emmnittein ist (§ 6
Abs. 1 und 2 MindAbstUmsG BE). Bei Unterschreitung der Mindestabsténde
zwischen Bestandsunternehmen, die ansonsten alle rechtlichen Anforderungen
einhalten, wird auf der latzten Stufe des Entscheidungsverfahrens sine soft
wareunterstutzte Auswahl zwischen den’ konkurrierenden Standorten: getraffen
die bei mehreren denkbaren Standoﬂkombmationen die Variante mit der maxi-
malen Anzahl von Standorten wihit und somit die Standortkapazitit ausschipft,
im Ubrigen entscheidet das Los l(§ 7 MindAbstlUmsG BE), FUr bestehende
Mehrfachkomplexe haben die Betreiber nach § 8 Abs. 1 MindAbstUmsG BE
dariiber zu entscheiden, welches: elnzelne Unternehmen weiter betrieben wer-
den soll. Haben Bestandsunternehman in eirem Mehrfachkomplex unterschued-
liche Betreiber und erzielen diese kein Einvernehmen, entscheidet ebenfalls
das Los. Zur Vermeidung unbilliger Harten erméglicht § © MindAbstUmsG BE
fiir einen beschriinkten Zeitraum, der im Regelfall dref Jahre nicht Uberschreiten
soll, eine Befreiung vom Verbundverbot und von den Abstandsregelungen des
§ 2-Abs."1 Satz 2 bis 4 SpielhG BE. - R
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55  Soweit die Klagerin meint, das Sonderverfahren fohre 2u einer Marktabschot-
tung von Bestandsspielhallen gegenliber Unternehmen, for die erstmals eine
Spielhaillenerlaubnis beantragt wird, wilrde sle als Betreiberin der streitgegen-
standlichen Bestand%pielhailen hterdurch ausschilershch begﬂnstagt Sowert s;e:
den’ Losentscheld grUndsé\izhch in Zweifel zleht weli dadurch der Zufall 2um -
Rechtsprinzip erhoben werde, Ubersieht dieser Einwand, dass eine Bestands-
spielhalle gemsR § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 MindAbstUmsG BE nur dann in das
Auswahiverfahren elnbezogen wird, wenn sémtliche qualifizierten Vorausset.
zungen nach § 2 Abs. 3 SpielhG BE vorliegen und der vorgeschriebene Ab-
stand zu Schulen naoh § 2Abs, 1Satz 4 Spieth BE LV, m § 5 MindAbstUmsG
BE eingehalten ist. Dadurch wird gewshrleistet, dass die in das Losverfahren
gelangenden Antragsteller und deren Bestandsspielhallen hinsichtlich der fur
die Eindémmung der Suchtgefahr relevanten inhaltlichen Kriterien auf einer
Stufe stehen. Der Gesetzgeber musste Im Rahmen des Losentscheldes auch
nicht den an den eihzeinen Standorten vorhandenen Bestandsspuelhallen je-
weils- fiir sich gleiches Gewicht verleihen; sondern durfte naich §7 Abs. 1
MindAbstUmsG BE in Ubereinstimmung mit § 2 Abs. 1 Satz 2 und 3 SpiethG
BE auf den jeweiligen gesamten Standort abstellen. Eine stairkere Gewlchtung
von Standorten mit Verbundsplelhaflen war nicht durch den Verhiltnismagig-
keltsgrundsatz geboten, da sich Spielhallenbetreiber innerhalb. der fUnt]ahngen
Ubergangsfrist des § 8 Abs. 1 SpiethG.BE darauf einstelien mussten, dass "
kiinfilg nur eine Splethalle j je Standort betrieben werden darf. Die dem Losver-
fahren vorangehenden Auswahlkriterien mussten nicht um das Kriterium der
Anzahl der aktuell aufgesteliten Spielgerate angereichert werden (vgl,
Krainbring, ZfWG 2018, 200 <203>), weil die geltende Hochstzahl stets ausge-

schépft werden kann, Da die Zuverlassigkelt des Antragstellers gem3R § 4
Abs, 1 Satz 4 MindAbstUmsG BE . V.m, §2 Abs. 3 Nr, 1 SpiélhG: BE;§ 33¢
Abs. 2 Nr, 1 GewO zwingende Voraussetzung ist, musste sich dem Gesetzge-
ber auch keine Auswahl nach der Dauer des Betriebes der jeweiligen Spielhalle
durch den Antragsteller (Anciennitét) aufdraﬁgen. Eine Auswahl nach Eingang
des Erlaubnisantrags (Prioritat) ist angesichts der kurzen Ausschlusstrist von
drei Monaten nach § 2 Abs. 1 Satz 1 MmdAbstUmsG BE nicht geboten. Fr -
elne bevorzugte Auswah! zertifizierter Bestandsspielhailen fehit es schlieRlich
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an einem staatlich anerkannten Zertifizierungsverfahren, auf dag schon wegen
der Schwere eines solchen Eingriffs nicht verzichtet werden kann.

56 Im Sonderverfahren wird der Mmdestabstand zwischen Spuelhalien gemas § 6
-Abs. 2'Satz 2 MmdAbstUznsG BE "von den Emgangen zu den Standcrten und.
hicht von den Elngangen der einzelnen Spielhallen aus gemessen, Mit diesar
Regelung greift der Gesetzgeber die bereits in § 2 Abs. 1 Satz 2 SpielhG BE
verankerte Unterscheidung zwischen Spielhallenunternehmen und Spielhalien-
standorten auf (vgl. Abghs.-Drs, 17/2714 S. 24) und konkretisiert die Mindest-
| abstandsregeiung des § 2 Abs. 1 Satz 3 Spieth BE fir das Sonderverfahren
durch eme standortbezogene Messmethode, Die Messung ist schon deshalb
vom gesamten Standort aus vorzunehmen, weil zunschst die weiterhin zul4ssi-
gen Bestandsstandorte emittelt werden (§ 7 MindAbstUmsG BE) und die Be-
treiber erst anschliefend Uber die Aufiésung des Spielhallenverbundes ent-
scheiden und die verbleibende Spielhalle benennen (§ 8 MindAbstUmsa BE).
Der Landesgesetzgeber durfte sich aus Gririden dér. Praktlkabl[tat flr diese -
Reihenfolge entscheiden, weil es einer solchen Aufibsungsentscheidung der
Betrelber nicht bedarf, wenn bereits der Standort als solcher kOnftig ausschel-
det. Zum anderen wollte er den Venﬁaltungsauﬁuarid bel der Abstandsmessung
durch Verwendung eines das geltende amtliche Lagebezugssystam abbilden-
den Geoinformationssystem auf Basis der Geokoordinaten der Mitte der Ein-
génge zu den Standorten angemessen begrenzer {vgl. § 6 Abs; 2 Safz 2"
MindAbstUmsG BE und dazu Abghs.-Drs. 17/2714 S, 24). Auch deshalb kntpft
die Messung an den Aulengrenzen eines Gebiudes bzw. Gebidudekomplexes
an,

57  Allerdings hat die Messweise zur Folge, dass dann, wenn ein Standort.mit ei-
‘nem Mehrfachkomplex die auf den Mindestabstand bezogene Auslosung nach
§ 7 MindAbstUmsG BE verfiert, auch sinzelne Spielhallen schlieien miissen,
die den Abstand zu anderen Standorten ginhalten wiirden, wenn statidessen
auf ihre Eingénge Innerhalb des Gebiudes oder Geb#udekomplexes abgestelit
warde, Warde auBerdem in Fallen, in denen einzelne Spielhallen eines Mehr-
fachkomplexes fiir sich-genommen den Mindestabstand ‘eintiielten, zuhichst
das auf das Verbot von Mehrfachkamplexen bezogene Verfahren nach §8
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MindAbstUmsG BE durchgefuhrt, kdnnte dies zur Auswahl einer den Mindest-
abstand einhaltenden Spielhalle fdhren mit der Folge, dass sich das Auswahi-
verfahren nach § 7 MindAbstUmsG BE erlbrigte. Ob und in welchen Failen die
: genannten vemaltungsprakt:schen Belange gle;chwohi die: Messmethade und '
die Reihung der Auswahlverfahren rechtfertigen, bedarf kelner abschheﬁenden
Entscheidung. Es liegen keine Feststellungen zu den Absténden vor, die zwi-
schen dem Mehrfachkomplex "Kusiasimeniewswssll' der Klagerin oder den dort
verhandenen sechs Spielhallen jeweils fir sich genommen zu benachbarten
Spielhallenstandorten bestehen. Die auch messtechnische Wertung eines
Mehrfachkomplexes als ein Standort, der ungeachtet der Lage der einzeinen
Spielhallen als Ganzer den Mindestabstand einhalten muss, st jedenfalls umso
eher gerechtfertigt, als die Splelhallen - wie hier - ginem Betreiber gehdren und
auBerdem wegen threr engen Bezogenheit aufeinander (Verbund) wie eine be-
sonders groRe Spielhalle erscheinen. Im Verfahren der -Erlaubniserteilung wird
‘bei Standorten mi¢ Mehrfachkomplexen bei denen der Mindestabstand- nur we-
gan der Messmathode insgesamt unterschritten wird, ggf. zu prufen sein, ob mit

Blick auf die Sollregelung des § 2 Abs. 1 Satz 3 SpielhG BE ein atypischer Fall
bejaht werden kann.

58  Den weiteren Einwsinden der Kidgerin gegen die fur d_a"s“ Sonderverfahren gel-
tende Ausschlussfrist fir die- Elhreichu_ng volisténdiger fAntragsuhteflagén' (§2
Abs, 1 und 2 MindAbstUmsG BE), die Anwendung des Versagungsgrundes der
bermafigen Ausnutzung des Spieltriebes nach § 2 Abs. 3 Nr, 3 SpiethG BE im
Sonderverfahren und gegen die hinreichende Bestimmitheit der Hirtefallklausel
des § 9 MindAbstUmsG BE ist nicht nachzugehen, well nach den tatrichterli-
.chen Feststellungen und dem Vortrag der Klagerin nicht ersichtlich ist, dass sie
flir die stre!tgegenstﬁndilchen Splethallen relevant sein kénntén, und. gegebe~ -
nenfalis eine Entscheidung der Behérde abzuwarten wére. Der Landesgesetz-
geber. musste auch keine weiteren Vorgaben zur ndheren Ausgestaltung der
Methodik des Losentscheides zwischen rechtlich gleichrangigen Spielhallen
einschlieRlich der nach § 7 MindAbstUmsG BE einzusetzenden Software tref-
fen, sondern konnte sie der Verwaltungspraxis-tiberlassen.

59
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ddd) Zutreffend hat das Berufungsgericht auch die Erteilungsvoraussetzung flir
eine Spielhalieneriaubnis in § 2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG BE als hinreichend be-
stimmt und vaﬁassungskonform angesehen wonach eine Splelhalls mcht ln
-raumhcher N&he von Emnchtungen betrieben werden soil die ihrer Art nach
oder tatséchlich vorwlegend von Kindern oder Jugendlichen aufgesucht wer-
den. Diese Regelung soll Kinder und Jugendliche vor einer Gewthnung an die
standige Verflgbarkeit des Spielangebots in Gestalt von Spielhallen in threm -
taglichen Lebensumfeld um Blidungs- und Fre:ze:teunnchtungen schiitzen (vgl.
Abghs.-Drs. 16/4027 S, 12} und, einem "Reiz des Verbotenen“ for Mmdeqahmge
entgegenwirken, Sie dlent der Suchtprévention durch einen Schutz von Kindern
und Jugendlichen im Vorfeld des Betretens einer Spielhalle und der Teilnahme
am Automatenspiel, welche schon nach § 6 Abs, 1 JuSchG und § 6 Abs. 4
SpiethG BE verboten sind. Dieser Schutzzweck wird nicht schon durch den Er-
laubnisversagungsgrund der- Gefahrdung der Jugend abgedeckt, den § 2 Abs. 3.
Nr. 3 Spielh@ BE aus § 331 Abs, 2 Nr.-3 Gewo Ubernomman hat. Er dient re-
gelmaily der Abwehr der vom konkreten Splelhallenbetrieb ausgehenden Ge-
féhrdungen fir Minderjahrige (vgl, Hahn, in: Friauf, GewO, § 33i Rn, 77),

60  Die Einschétzung des Landesgesetzgebers, der Spieisucht misse bei Minder-
jahrigen auch tiber den Ausschiuss Ihres Zutritts: hlnaus in elnent méghchst fri--
hen Stadium durch Vermeidung einer Gewohnung an das Vorhandensein von -
Spiethallen und eines Anreizes des flr sie verbotenen Gliicksspiels entgegen-
gewirkt werden, (tberschreitet nicht den ihm zustehenden, weiten Beurteilungs-
spielraum und ist nicht offensichtiich fehlsam. Dies gilt selbst im Hinblick auf
den Schutz von kleineren Kindern davor, dass sie entweder allein oder in Be-
gleitung einer Betreuungspeirson im Urnfeld itirer Bildunigss, Freizéit- oder sons-
tigen Betreuungseinrichtungen mit Spielhallen konfrontiert werden und diese als
Angebot einer Freizeitbetitigung flr Erwachsene wahrmehmen k&nnen. Im Ub-
rigen geht es hier um Bestandsspielhallen, die im Sonderverfahren nur einen
‘Abstand zu Schulen einhalten miissen (§ 5 Abs. 1 MindAbstUmsG BE) Die Re-
gelung des §2 Abs. 1 Satz 4 SpielhG BE ist zur Erreichung des legitimen Ziels
der Splelsucﬁtbrévehtion bei Minderjihrigen geéignet. erforderfich und auch
angemessen. Der Gesetnger. durfte im Rahmen seines Einschétzungsspiel-
raums annehmen, dass die Werbebeschrénkungen nach § 4 Abs. 1 Satz 2 bis 4
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SpielhG.BE nicht gentigen, um den Spielhallen den "Reiz des Verbotenen" fur
Mmderyahnge Zu nehmen. Die Verha!tnismarsngkeit dieser Soll-Varschrift wwd
auch dadurch gesichert dass von hri in atypischen Féllen. In denen die von ihr X
vorausgesetzte typische Gefahrdung von Kindem und Jugendiichen durch
Wahrnehmung von Spiethalien im Lebensumnfeld nicht gegeben Ist, abgeseher
werden muss. Zudem sieht § 2 Abs. 1 Satz 5 SpielhG BE eine zusatzliche Ab-
weichungsméglichkeit unter Beriicksichtigung der Verhiltnisse Im Umfeld des
Standortes und der Lage des Einzelfalls vor.

61  Das Mindestabstandsgebot zu Einrichtungen fur Kinder und Jugandﬁche gentigt
trotz der Ve'nmenddng des unbestimmten Rechtsbegriffs der "rdumlichen Nahe"
anstelle einer festen, in Metern bemessenen Distanz dem verfassungsrechtli-
chen Bestimmtheitsgebot. Die Ki4gerin als Betreiberin von Bestandsspielhallen
ist von ihm zunéchst nur In der Ausformurig des §6 MindAbsiUmsG BE im:
Rahmen des Sonderverfahrens betroffen. Danach steht der Erlaubnisertellung
an Bgstandsspie‘lhalien nur die Nhe zu weiterfiihrenden aligemeinbildenden,
zu beruflichen Séhulen oder zu Schufen mit sonderpédagogischem Forder-
schwerpunkt sowie zu Gemeinschaftsschyien entgegen, Eine riumliche Ndhe
liegt im Sonderverfahren regelmaBig nicht vor, wenn -dig Wegstrecke zur
néchstgelegenen Schule 200 Meter iberschreitet (§ 5 Abs. 2 MindAbstUmsG
BE}).

62 AuBerhalb des Sonderverfahrens ist die Erlaubniserteilungsvoraussetzung der

fehlenden "raumlichen Nahe" zu Minderjahrigeneinrichtungen in § 2 Abs. 1

.Satz-4 SpielhG BE durch Auslegung hmreichend bestimmbar. Dabei kann als.
Auslegungshslfe auf dle Begriindung des Entwurfs zu' § 5 MindAbstUmsG BE
zurlickgegriffen werden, aus der-deutiich wird, dass es auf den jeweiligen Akti-
onsradius der betroffenen Altersgruppe der Kinder und Jugendlichen, insbe-
sondere auf ihre tatséchlichen Laufwege im Umfeld der betreffenden Einrich-
tung, auf ihren regelméRigen Aufenthalt in Pausen und Freistunden oder die
Lage einer Spielhsile in Sichtweite der Einrichtung ankommt Vgl Abghis-Drs.
17/2714 8. 22).
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63 eee) Die Betrenbern van Bestandsspuelha!len in § 8 Abs, 1 Sp[eIhG BE und § 2.
;Abs 3 MmdAbstUmsG BE emgaréumte Ubergangszelt wahrt den durch Art 12
Abs, 1 GG iV.m, Art 20 Abs, 3 GG gebotenen Vertrauensschutz Bei der Ge-
staltung von Ubergangsregelungen fir neue Anforderungen an eine bislang in
erlaubter Weise ausgelibte Tatigkeit steht dem Gesetzgeber ein breiter Spiel-
raum zu, innerhalb dessen er die Schwere des Eingriffs mit dem Gewicht und
der Dranghchkent der ihn rechtfertigenden Grﬂnde abzuwagen und den betroffe-
nen Berufsaustibenden eine Ausrichtung tind Anpassung an die veriinderte
Rechtslage zu erméglichen hat (vgl. BVerfG, Beschluss vom 8. Juni 2010
- 1 BVR 2011, 2959/07 - BVerfGE 126, 112 <155>), Eine Ubergangsfrist von
funf Jahren reicht dabel regeimétig aus, um eine berufliche Neuorientierung
oder sine Bettiebsanpassung zu erméglichen (vgl. etwa BVerfG, Kammerbe-

“schluss vorr 21. Juni 2006 - 1 BvR 1319/04 - GewArch 2006 431 <’432>)
Weder der Grundsatz der Vefhaltmsmafsigkelt noch das Gebot des Vertrauens-
schutzes verpfiichten zu einer Ubergangsregelung, die eine vollumfangliche
Fortsetzung der fritheren beruflichen Tétigkeit ermaglicht (vgl. BVerwG, Urtell
vom 23. Oktober 2008 - 7 C 48.07 - BVerwGE 132, 224 <2325),

64  Ausgehend.davon wird-dem VertraﬁehSS'chutzinferesse der Kidigerinian der
Weiterfuhru'ng ihrer Bestandsspielhalien hinrsichend Genlige getan, Die den
Betreibern von Bestandssplelhallen nach § 33i GewO erteilten Alterlaubnisse
erloschen nicht bereits mit Inkrafttreten des Spielhallengesetzes am 2. Juni
2011, sondern geméaf § 8 Abs. 1 SpielhG BE erst mit Ablauf des 31, Juni 2016.
Die Erlaubnis nach § 331 GewO gilt aulerdem nach § 2 Abs. 3 MlndAbstUmsG

' BE bis zum Ablauf das sechsten Monats nach Bekanntgabe der Entscheldung
im Sonderverfahren als fortbestehend, Da das Sonderverfahren bislang nicht
abgeschlossen wurde, sind seit Inkraftireten des Spiethallengesetzes mehr alg
fanfeinhalb Jahre vergangen, ohne dass die Frist von sechs Monaten nach §2
Abs, 3 MindAbstUmsG BE zu laufen begonnen hat. Ein solcher Ubergangszeit-
raum ist angesichts des besonders gewichtigen Gemeinwohiziels der Suchitoe-
kampfung auch unter Berlicksichtigung der Schere des Eingriffs In die Berufs-
ausiibungsfreiheit angemessen. Die Kisgerin hiit dem entgegen, dass bis zur
Entscheidung im Sonderverfahren Ungewissheit Gber den Fortbestand der
Spielhallen bestehe. Insbesondere gebe es keine Mdglichkeit zur verbindlichen
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Ki&rung, ob der Abstand zu Schulen eingehalten werde und ob der jewetlige
‘Splelhallenstandort v wegen Unterschreitens des Mundestabstandes an-einem
Auswahlverfahren nach § 7 MindAbstUmsG BE teilnehmen misse. Tatséchlich
stehe den Betreibern von Bestandsspielhallen daher fur betriebliche Anpassun-
gen oder eine berufliche Neuonentlerung nur die Frist von sechs Monaten nach
einer negativen Entscheidung i im Sonderverfahren zur Verfugung, In derdie.

, Erlaubnisse nach § 33i Gewo als fortbastehend gélten Dlese Fnst sei unan-

gemessen kurz

Dem kann nicht gefolgt werden, Die Kisigerin lasst aufler Acht, dass zur Wah-
rung der Berufsausﬁbungsfreihait nach Art. 12 GG in Fallen der Ungewissheit
ein eigenstéindig gerichtlich - auch im Wege des Enlrechtsschutzes durchsetz-

'barer Anspruch auf Auskunﬁ ﬁber die Elnhaltung der Abstandsgrenzen ;eden—

falls dann bestaht wenn dies erforderlich ist, um innerhalb der eingerﬁumten
Ubergangstrist die notwendigen MaBnahmen zur betrieblichen Anpassung und
beruflichen Orientierung vornehmen zu kénnen (vgl. BVerwG, Urteil vom 2, Juii
2003 - 3 C 46.02 - BVerwGE 118, 270 <271>). Im Streitfall kann der Betreiber
zur Herstellung notwenduger Planungssacherhelt die Feststeliung begehren,
dass die Abstandsgebote eingehalten werden; bel besonderer Drlngllchkelt
kann Antrag auf vorldufige Feststallung nach § 123 VwGO gestellt werden
(Schoch, in: Schoch/Schnelder/Bier, VwGO, Stand Juni 2016, § 123 Rn. 35),
Verble;benden Ungewlssheiten insbesondere tber den Ausgang eines etwai-
gen Auswahiverfahrens muss durch geeignete Vertragsgestaltungen begegnet
werden, Fiir dann nach einer [egativen Entscheldung im: SOnderverfahren g9f.
noch vorzunehmende Abwlcklungsmalsnahmen verbleiben immer noch sechs
Monate wahrend derer die Alterlaubnis als fortbestehend gilt. Dass es bis zur
Entscheidung im Sonderverfahren Méglichkelten zur fiexiblen Reaktion gibt,
zeigt gerade der Fall der Kl4gerin. Wegen des Verbots von Mehrfachkomplexen
steht fest, dass von den derzeit sechs Spielhallen der Klagerin am Standort
"Kurfiirstendamm 166" nach:Abschluss des Sondervarfahrens hBéhstens eine
Spielhalle weiter betrieben werden kann. Trotz der von ihr hervorgehobenen
Schwierigkeiten, den Betrieb angesichts der bevorstehenden umfangreichen
SchiieBungen aufrechtzuerhalten und 2u disponieren, hat die Kiagerin fur alle
sechs Spielhallen Antrége auf Neuerteilung von Erlaubnissen gestellt, um die
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_-.---Fiktlen des: Fortbestands der Alterlaubn’isse nagh- § 2 Abs. 3 MmdAbstUrnsG 8E
in Anspruch nehmen zu kénnen, Im Ubrigen besteht fiir den Fall einer negatl-
ven Entscheidung im Sonderverfahren nach § 9 MindAbstUmsG BE die Még-
lichkelt, zur Vermeidung einer unbilligen Harte einen Antrag auf Befreiung von
den Anforderungen des Verbots ven Mehrfachkomplexen und den Abstandsge-
boten fur emen Zeitraum vorim Regelfail nicht mehr als dre Jahren z.u stellen.
Dadurch kénnen besondere’ persénhche und wirtschafthche Umstande ber&ck- '
sichtigt werden, aus denen eine Betriebsaufgabe mit Ablauf der Obergangsfrist
aus von der Berufsfreiheit (oder der Eigentumsfreihelt) geschiitzten Grlinden
unverhaithismaig ware (Abghs -Drs, 17/2714 S. 28) Die Klagerin selbst hat
bisher nicht dargelegt, dass und inwieweit sie als Mieterin der Raumiichkeiten,

als Arbeitgeberin s{nn-Beschaﬁigten oder aber Im Hlnbhgk auf diein der-weiter ..
zu betreibenden Einzelspieihalle aufgesteliten Gerété daran gehindert ware,
sich betriebswirtschaftlich auf eine Entscheidung im Sonderverfahren einzustel-
len und diese Einzelsplelhalle nach einer Negativentscheidung innerhalb von
sechs Monaten an einen anderen Standort zu verlagern .

66 fff) Auch die von der Klsgerin angegrifienen erlaubnisunabhangigen Anforde-
rungen an den Betrieb einer Spielhalle stellen verhaltnismébige Berufsaus-
tbungsregeiungen dar.

67 Ausgehend von der Feststellung des Berufungsgerichts, dass bei Weitem die
meisten Spieler mit problematischem oder pgtholégischénj Spielverhatteridn
Automaten spielen, die nach der bisherigen'Regelung nach der Gewerbeord-
nung betrieben werden durften, ist dle Herabsetzung der zuldssigen Hochstzah
von bislang zwalf (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 1 SpielV BE) auf acht Geldspielgeréte in
einer Splelhalle (vgl. § 4 Abs. 2 Satz 1, Halbs, 2 SplelhG BE) verfassungsrecht-
lich nicht zu beanstanden. Diese Hochstzahiregelung, die auf Bestandsspuelhal—
len nach Ablauf von zwéi Jahren nach [nkrafttreter des: Spielhaﬂengesetzes
Berlin anzuwenden ist, soll Anreize zu Ubermaligem Spiel innerhalb einer
Spielhalle vermindern und dadurch ¢inen Beltrag zur Suchtprivention leisten
(Abghs.-Drs, 16/4027 S. 14). Sie verringert die fir den wirtschaftlichen Ertrag
elner Spielhalle bedeutsame hichstens zuldssige Gerétaanzahl um ein Drittel
und gehért"da_mlt 2u den Nguregelung,eﬁ.: die Splelhallenbetraiber.am stérksten
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betreffén. Gleichwoh ist auch sie verhailtnisméBig, weil der Gesetzgeber inner-
halb seines Einschétzungsspielraums von elnem Zusammenhang zwischen
Suchtgeféihrdung und Verfugbarkeit von Spielangeboten ausgehen und eine
‘Verringerung der Geriteanzahl als geeigneten, erforderlichen und angemesse-
nen Beatr&g Zur I‘Jberragend wlchtigen Splelsuchtpraventlon ansehen durfte S
Das Berutiingsgericht ist Im. Ubrigen in tatstichlicher Hmsicht daven ausgegan—
gen, dass eine wirtschaftliche Betriebsfithrung auch bei Einhaltung dieser Gerg.
tehdchstzahl mdglich ist (UA S, 81).

68  Auch die Regelung In § 4 Abs. 2 Satz 3 SpielhG BE, die tiber die schon bisiang

nach'§ 3 Abs, 2 Satz 3 SpielV BE geltenden Anforderungen an die Aufstellung .

'von Geraten innerhalb der Spielhalle hinaus eine Aufstellung in Zweiergruppen
untersagt, dient in verhéitnismaRiger Weise der Pravention und Einddmmung
von Spielsucht. Mit ihr soll das gleichzeitige Bespielen mehrerer Automaten un-
ter Umgehung der nach § 13 Nr, 6 SpielV BE durch die zugelassene Bauart von
Geldspielgeréten gewihrleisteten Spielpause im Sinne des Spiglerschutzes
erschiwert werden {vgl. Abghs.<Dre. 16/4027'S; 14); Ein solches Splelverhaiten
deutet auf den Kontrollverlust des Spielers hin und ist nach dem Evaluierungs-
bericht des Bundesministeriums flir Wirtschait und Technologie zur 5. Novelle

der Splelverordnung (BR-Drs. 881/10 S. 51 1.) mit besonders hohen Risiken
verbunden.

69  Alle weiteren von.der Klsgerin beanstandeten Anforderungen an den Betrich
einer Spielhalle sind ebenfalls verhsltnism#Big. Die Ausweltung der Sperrzeit
fur Splethallen von einer auf acht Stunden (§ 5 Abs, 1 SpielhG BE) dient der
Spielsuchtprévention, indem sie eine zwangsweise Spleipause gewshrleistet, in
der Spieler einen Schiussstrich unter das Tagesgeschehen ziehen und die
Maglishkeit zur Erholung nutzen kénnen (vgl. Abghs.-Drs. 16/4027.8. 44). Mit
dei' Begrenzung auf hochstens eln "anderes Spiel"” nach §4 Abs. 3 Spieth BE.,
dem Verbot der unentgaitiichen Abgabe von Speisen und Getréinken in Spiel
halien nach § 6 Abs. 1 Satz 2 SpielhG BE und der Begrenzung auf drei Gerate
bel Verabreichung von Speisen und Getranken (§ 6 Abs. 1 Satz 1 SplelhG BE)
werden Anreize zum tberlangen Verweilen von Spielern In einer Spielhalle ver-
hindert (vgl. ebd, $. 14 f.).’Auich hinsichtlich der Werbebeschrankungen fur
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Spielhallen aus § 4 Abs, 1 Satz 2 bis 4 S'plélh'_G- BE und 5 26 Abs. 1 GIuStV d‘ie
eine Werbung fir den Spielbetrieb oder die in der Spielhalle angebotenen Spie-
te und elrie besonders aufféllige Gestaltung der Spielhalle mit Anreizwirkung fur
den'Spie'lbetrieb untersagen, bestehen keine verfassungsrechilichen Bedenken
(vgl. zu vergleichbaren Vorschrifien des GIUckssplelstaatsvertrages 2008 be- _‘
reits BV&rfG; Beschluss vorh 14. Oktober 2008 : 1 BYR J28/08 -NVWZ 2008,
1338). Gleiches gilt fir die ganz offenkundrg vom Schutzziel der Splelsuchtpra-
vention gedeckten Verpflichtungen zur Gewéhrleistung der dauerhaften Anwe-
senheit éiner Aufsichtsperson (§ 6 Abs. 2 SpielhG BE), zum Spielausschiuss flr
mindestens ein Jahr von Parsonen, die sich selbst gesperrt haben (§ 6 Abs. 6
SpielhG BE), zur Erstellung eines Sozialkonzepts und zum Vorthalten von In- -
formationen fr Spieler (§ 2 Abs. 3 Satz 1iV.m, §§ 8 und 7 GIIStV). Spiglhal-’
lenbetreiber dirfen auch zur Vornahme von Eingangs- und Identititskontrolien
verpflichtet werden, um das Zugangsverbot flir Minderjéhrige und Selbstsperrer
durchzusetzen (§ 6 Abs. 4 Sate 2 und Abs. 6 SpielhG BE). Das Berufungsge-
richt hat die Irrevusm!e Norm des § 6 Abs. 4 Satz 2 SpueIhG BE dahin ausgelegt
dass sle Eingangskentroneﬁ 2ur Sicherstellung des Zutntfsverbots Hr Minder-
jahrige nur anlassbezogen verlangt (UA S. 64), wenn die Volljahrigkelt elner
Person nicht offensichtiich ist. Dem hierauf bezogenen Feststellungsantrag

Nr. 8 ist nicht stattzugeben, weil sich der altersbezogene Gehalt schon aus § 6
Abs. 4 SplelhG BE ergibt und vom Beklagten nicht in Abrede gestellt wird und
weil dié begehrte Feststellung dariber hinaus vernachiéssigt, dass Elngangs~
.ind erforderlichenfalls |dentitatskontrollen auch dem Ausschluss von Seibst:
sperrern dienen.

70  Die erlaubnisunabh#ngigen Einschréinkungen des Spielhallenbetriebes wie ins-
besondere die Herabsetzung der Anzahl der zuissigen Spnelgerate der Ver-
kiirzung der Sperrzeit, des. Géhots eines Mindestabstandes mit Sichtschiutz. -
zwischen den Geraten oder die Restriktionen im Zusammenhang mit der Vérab-
reichung von Speisen und Getrénken sind auch nicht deshalb unzumutbar, well
sie nicht auch fir Splelbanken und Gaststéitten eingeflihrt wurden. Wie bereits
ausgeflihrt, besteht aulerhalb des staatlichen Wetimonopols kein die unter-
schiedlichen Regelungsbereiche Ubergreifendes Konsistenizgebot, Im Ubrigen
gilt auch- hier die Feststellung, dass unterschiedliche Gefahrensltuattonen vor-
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liegen, denen der Gesetzgeber mit unterschiedlichen Miiteln hegegnen kann
(s.u. 11.3.co),

71 ggo) Die angegrifferien Regelungen greifen bei der geboterien Gesamtbetrach-
tung (BVerfG, Beschluss vom 27. Marz 2012 - 2 BvR 2258/09 - BVerfGE 130,
372 <392>) auch kumulativ nicht unvarhaitnismaBig in die Berufsfreiheit der
Kldgerin ein, BloBe Vermutungen reichen zur Annahme eines durch. Kumutation
verschiedener MaRnahmen unverhaltnlsmamgen ‘additiven” Grundrech‘tseln-
griffs nicht aus (vgl. BVerfG, Beschluss vom 13. September 2005 2 BvF 2/03;
BVerfGE 114, 196 <247>). Auf der Grundlage der berufungsgerichtlichen tat-
séchlichen Feststellungen, dass sle selbst bel Berlicksichtigung der Hohe der
Vergniigungsteuer und bauplanungsrachtlicher Einschrankungen nicht zu einer
wirtschaftlichen Erdrosselung von Splethalienuntefnebhmen fithren und nicht
ersichtiich ist, dass Splelhallen in den wenrger attraktwen Auﬂ.enbereichen von

'Berhn rilcht wirtschaftlich betrieben werden kénnten (UA 8, 85 1), lasst sich kei-
he unangemessene Beeintrichtigung erkennen (so auch Finanzgericht Berlin-
Brandenburg, Urtell vom 7. Jull 2015 - 6 K 6070/12 - juris Rn, 81 £..

72  bb) Die Klagerin wird durch die angegriffenen Einschrankungen fur Spielhallen
auch nicht in-threr Eigentumsfeiheit verletzt. Diesen kommt keine entelgnende
Wirkung 2u. Eine Enteignung im Sinne von Art. 14 Abs. 3 GG setzt eine staatli-
che Glterbeschaffung zugunsten der &ffentiichen Hand oder eines sonst Ent-
eignungsbeglnstigten voraus (BVerfG, Urteil vom 6. Dezember 2016 -1 BVvR
2821/11, 2 BVR 321, 1456/12 - Rn, 246 und Beschluss vom 22. Mai 2001
-1 BVR 1512, 1677/97 - BVerfGE 104, 1 <9 £>), dig hler nicht in.Rede stéht. Als
gesetzliche Inhalts- und Schrankenbestimmungen einér durch Art. 14 Abs, 1 -
GG geschitzten Rechtsposition der Klégerin sind die Anforderungen an Splel-
hallen jedenfalls verhéitnisméig.

73 Die der Kisgerin nach § 33i GewQ erteilten unbefristeten Alterlaubnisse, die
hach §.8 Abs, -1 SpielhG BE mit Ablauf-des 31.Juli 2018 thre- Witksamkelt ver-
foran haben und nach § 2 Abs. 3 MindAbstUmsG BE nur zeitlich begrenzt als
fortbestehend gelten, genieflen keinen eigentumsgrundrechtlichen Schutz,

Art. 14 GG schiitzt nicht die &ffentliche Genehmigung als solche, sondern nur
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die aufgrund der Genehmrgung geschaffenen pﬁvaten Vermégensposiﬁonen
' (BVerfG Urtell vom 6 Dezernber 2016 1 BVR 282‘1!11 Rn, 232) Das Nut—
zungsracht an den emzalnen Spfelgeratan wird nicht durch die Erlaubnis zum
Spielhallenbetrieb vermitteit. Die dort aufgesteliten Spielgerate k&nnen bei el-
nem Entzug der Erlaubnis an anderen Orten.aufgesteiit werden. Zwar mag die
Herabsetzung der Anzahl der in Berlinef Spiethallen héchstens zuléssigen Ge-
réte den Markt fir diese Produkte verrmgern Darartnge Baeintrachﬂgungen
"'kt'mftlger Ghancen und Verdlenstmdgimhkelten sind Jedoch elgentumsrechthch
nicht geschitzt (vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 27. M&rz 1987 « 1 BvR
850/86 u.a. - NVWZ 1987, 1087). Davon abgesehen welst das Berufungsgericht
zutreffend darauf hin, dass die den Spielhallenbetreibern nach § 8 Abs, 3
SpielhG BE eingeriumte Frist von zwei Jahren fur die Reduzlerung der Spielge-
réte nicht deshalb beanstandet werden kann; weil sie flir eine Vo!lamortlsation
aller Gerite mdglicherweise zu kurz ist, Art. 14 Abs. 1 GG und das Gebot des
Vertrauensschutzes verlangen keine Regelung, die eine Vollamortisation er-
méglicht (BVerwG, Urtell vom 23. Oktober 2008 - 7 C 48,07 - BVerwGE 132,
224 <232>). AuiBerdem kénnen die Betreiber vorrangig bereits abgeschriebene
Gerate entfernen und ggf. noch nicht abgeschriebene Geréte anderweltig, etwa
durch Verkaut, verwerten (UA §. 52). Was die Kidgerin selbst angeht, ist im Ub-
rigen nicht elnmal festgestellt, dass die in ihren Spielhallen aufgesteliten Auto-
maten in Ihrem Eigentum stehen.

74  Auch mit Blick-auf den eigentumsrechtlichen Schuiz von Investitionen und Dis-
positionen, die im Vertrauen auf die nach.§ 33t Gewo unbeftistét erteiltén. Aiter-
laubnisse vorgenommen wurden, bestehen keiné verfassungsrechtlichen Be-
denken, Das gilt auch, falls ein weitergehender Schutz des eingerichteten und
ausgelibten Gewerbsbetriebes beriihit sein sollte (zweifelnd BVerfG, Urteil vom
6. Dezember 2016 - 1 BVR 28211/11 - juris Rn. 240), Wie bereits ausgefilhrt, -
wurde den Bestandsspielhallen eine fanfjshrige Ubergangsfrist vbm inkrafttre-
ten des Spielhallsngesetzes im Juni 2011 bis zum Exléschen der-Alteriaubnisse
mit Ablauf des 31, Juli 2016 eingeraumt, die gemaB § 2 Abs. 3 MindAbstUmsG
BE fur den Fall einer negativen Entscheidung im Sondervetfahren nochmals bis
zum Ablauf des sechsten Monats nach Bekanntgabe verléngert wird, Ange-
sichts des hier In Rede stehenden Uberragend wichtigen Gemeinwohlziels der
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Suchtbekampfung ist dieser Ubergangszeitraum trotz zum Tell intensiver Ein-
griffe in die Eigentumsfreiheit angemessen, Im Obrigen besteht fiir wirtschaftli-
che Dispositionen, die vor Inkrafttreten des Spiethallengesetzes am 2. Juni
2011 getétigt wurden die Hértefallregelung des § 9 MlndAbstUmsG BE. Dabel
'k&nnen besondere individuelle Vertrauens- und Bestandsschutzmteressen be- '_
ricksichtigt werden, die in Abwagung mit dem Gemeinwohlinteresse des Spie-
ler- und Jugendschutzes eine zeitlich befristete Befrelung von den Abstandsge-
boten oder dem Verbot von Mehrfachkomplexen rechtfertigen, Wirtschaftliche
Dispositionen nach Inkraftireten des Splelhallengesetzes konnten nicht mehr im
: Vertrauen auf den Fortbestand det Alter!aubmsse vorgenommen'werden. Was
die von der Kisigerin hervorgehobene Unsicherheit wahrend des Ubergangszeit-
‘raums bis zu einer Entscheidung im Sonderverfahren und dle daraus evtl. fol-
genden Schwierigkeiten angeht, sachgerechte Dispositionen treffen zu kénnen,
gitt das bersits oben Gesagte zu den Mbglichkeiten einer frihzeitigen Klarung
der Vereinbarkeit d,er-Sf:ieihaljen mit'dgn--Absﬁaﬁngeboteﬁ;.Auch~hier, istan-
zumerkeh; dass der Entscheidung der Klsgerin, das Sonderverfahren fir simi-
liche Spielhallen des Standortes "Kurfurstendamm 156" trotz der Gewlssheit zu
betreiben, dass die meisten Spielhallen wegen des Verbots von Mehrfachkom-
plexen schllefien mussen, alternative Maglichkeiten zur Bewdltigung der Ober-
gangsphase gegeniiberstehen, unter denen Jeder Betreiber die aus selner Sicht
glinstigste wahlen kann. - ' R ‘

76  Bezogen auf die Kiégerin selbst fehlt es im Ubrigen an Feststellungen zu Art,
Umfang und Zeitpunkt etwaiger von ihr im Vertrauen auf bestehende Erlaubnis-
se getatigter Investitlonen oder sonstiger eigentumsrechtlich geschﬁtzter wirt-
schattlicher Disposntlonen die eine Beurteﬂung ihrer konkreten eigentumsrecht-
lichén Betroffenheit zulicRen. '

76 cc) Die Kldgerin ist nicht in ihrem Recht auf Gleichbehandlung aus Art. 3 Abs. 1
GG verletzt, Der allgemeine Gleichheitssatz gebietet, wesentlich Gleiches
gleich und wesentlich Unglelches ungleich zu behandeln. Differenzierende Re-
gelungen bed(rfen stets der Rechtfertigung durch Sachgrunde dle dem Zie!
und dem AusmaR der Ungleichbehandlung nach Mafigabe des Verhaltnisma-
Blgkeltsgrundsatzes angemessen sind {vgl. BVerf3, Beschiuss vam 24, Marz
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2015 - 1 BvR 2880/11 - BVerfGE 139, 1 <12 f>). Diesem MaRstab ganligen die
fir die Feststellungsantrége der Kiagerin relevanten Regelungen Uber dte Er-
. Iaubms und den Betrleb von Spleihalien, B S

77  aaa) Gegenliber Spielbanken In Berlin werden. Splelhallen durch die angegriffe.
nen Regelungen nicht in verfassungswidriger Weise ungleich behandeit, Der
Gesetzgeber darf Anforderungen an das Spiel an gewerblich Zugeiassenen
Spielautomaten in Spielhallen und das Spnei an Automaten in Splelbanken (sog. .
kleines Spiel) trotz der Ahnlichkeit beider Glﬁcksspmlformen Jeweiis gesondert
regeth. Nach den bindenden Feststellungen des Berufungsgen_chts liegt inso-
weit hier kein vergleichbarer Sachverhait vor, weil die Spietbank Berlin nur we-
nige AuBenstellen hat. Zu ihnen besteht zudem im Hinblick auf das Ziel der
Suchtbekampfung ein strenger reglementuertar Zugang. Demgegenﬁber gibt es
in Berlin hunderte von Spielhallen, die fur potenzle’lle Spieler-in deren unmittel-
barem Lebensumfeld leicht zuganglich sind (UA $. 58). Dass die weitaus grde
Bere Verfugbarkeit des Automatenspiels eine héhere Gefahreneinschitzung for
Spielhallen rechtfertigt, entspricht auch den von der Kigerin im Reévisionsver-
fahren eingereichten Ausfihrungen des Suchtexperten Zeltner trotz héheren
Rislkepotenzials der Ge!dspieigerate in Spre!banken sei die Geféihrdung durch
die hdhers Verflgbarkeit-von: Geldspielautamaten in Spiethallen-und Gaststét-'
ten gréfier (S. 24 der Anlage 2 zum Schriftsatz vom 24. November 20186),

78  Bel der gebotenen Gesamtbetrachtung der rechtlichen Anforderungen an Spiel-
banken in Berlin verletzen die festzustelienden Regelungsunterschiede nicht
den Gleichheitsgrundsatz aus Art, 3 Abs,1 GG: Spielbanken unteriiegen.dort -
dergleichen Sperrzeit fir das Automatensplel wie Spiethallen (vgl. § 10 Abs. 1
Nr. 2 des Gesetzes Uber die Zulassung dffentlicher Spietbanken in Berlin
{Spietbankengesetz - SpBG-BE) vom 8. Fehruar 1999, GVBI, BE 1990 8.70,
zuletzt geéindert durch Gesetz vom 3. Mirz 2010, GVéI BE 2010 S. 124, i.v.m,
§ 2 Abs. 1 Satz 2 der von der Senatsvenrvaitung fir Inneres und Sport eriasse-
hen Splelordnung for dle Spielbank Berlln vorn 16 Januar 2008 :

2008.pdf). Allerdmgs dlirfen in ihnen ohne Hﬁchstzahlbegrenzung Automaten
aufgeste!lt werden, die nicht den spielerschiitzenden Bauartbeschrénkungen
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des Gewerberachts unterlisgen (val. § 33h Nr. 1 GewO) und die anerkannter-
maBen ein héheres Gefdhrdungspotenzial beihalten. Werbung fiir das Glicks-
splel in Spielbanken wird in § 2 Abs, 2i.V.m. § 5 Glustv ‘weniger stark be-
schrénkt als fir Splethallen in § 4 Abs. 1 Satz 2 Spleth BE, § 26 Abs. 1
Glosty. Spielbanken unterliegen jedoch im Hinbhck ayf die Bekampfung von .

__ Glucksspieisucht Anfarderungen die lnsgeSamt jedenfaﬂs keln geringeres -
Schutzniveau als dle Regelungen far Spisihallen gewahrieisten. Es besteht kein
Anspruch auf Ertellung einer Erlaubnis fur die Errichtung und den Betrieb einer
Sffentlichen Spielbank in Berlin (§ 2 SpBG BE). Der repressive Erlaubnisvorbe-
halt gewshrleistet eine staatliche Kontrolle auch der Anzahl von Spigtbanken.
Eine Erlaubms wird befnstet erteilt (§ 2 Abs. 6 SpBG BE) Sp;elbahken sind
dem Ianderﬁbergrexfenden Sperrsystem nach §§ 8 und 23 GlﬁStV angesch!os—

'sen und mUssen durch Einlass- und Identititskontrollen (§ 5 Spielordnung BE)
nicht nur Selbsisperrungen sondern auch Fremdsperrungen aus dem gesam-
ten Bundesgebiet umsetzen, die aufgrund von Wahrnehimungen des Personals
oder Meldungen Dritter vorgenommen worden sind. Das Geschehen an Spiel-
automaten |st u.a: zur Gewahrleastung eines’ Ordnungsgemaﬂe«n Spielbetriebes
laufend videotechnisch zu tiberwachen (§ 10a SpBG BE). Es entspricht Im Ub-
rigen sténdiger Rechtspréchung, dass Spielbanken und gewerbliches Giticks-
spiel wegen unterschiedlicher ordnungsrechtlicher Ziele auch unterschiedlich
geregelt werden darfen (vgl. nur BVerwG, Beschlitsse vom 23, Jull 2003 -8 B
33.03 - GewArch 2003, 433, vom 24, August 2001 ~6.B 47.01-- GewArch 2001
476 uhd.vom 15, Dezember 1994 --1'B 190, 94 - Bucholz 451'41 § 18 GastG.
Nr.8 S, 6).

79 bbb) Das Gleichbehandiungsgebot aus Art. 3 Abs. 1 GG wird auch nicht
dadurch verletzt, dass die Anforderungen an das Automatensplel in Gaststitten
hinter den fur Sprelhallen geltenden: Etnschrénkungen zur(ckbleiben.-Das Land
Berlin hat bislang keine Regelungen Uber das Automatensplel in Gaststitten -
erlassen. Aufgrund der fortgeltenden bundesrechtlichen Splelverordnung diifen
in Gaststatten hichstens drel, ab dem 10. November 2019 hdchstans zwei
Geldspielgerate aufgestellt werden (§ 3 Abs. 1 Saiz 1 SpielV sowie Art. 5 der 6.
Verordnung zur Anderung der SpielV vom 4. November 2014, BGEI, | S, 1678).
Allefdings sind'fur-sie weder ein Mindestabstand fioch eif Sichtséhutz ziischian
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den Geraten vorgeschrieben, Fir Gaststatten gilt lediglich eine Sperrzeit zwi-
schen 5:00 Uhr und 6; 00 Uhr. (vgl § 6 Abs. 1 der Gaststﬂttenverordnung vom. -
10. Septemiber 1971, GVBL. 8. 1778, Zuletzt geandert durch Gesets vom'
14. Dezember 2005, GVBI. S. 754). Die EInhaltung des Verbots der Teilnahme
von Minderjéhrigen am 8ffentlichen Glicksspiel (§ 6 Abs. 2 JuSchG, §2Abs. 4
V.m. § 4 Abs. 3 GIOStV) ist durch standlge Aufsicht sicherzustellen (§ 3 Abs. 1
Satz 3 SpielV). Der Zutritt zu Gaststatten lst jedoch far Mlndarjahrfge, anders
als der Zutntt 43 Splelhallen, nicht genereil verboten Er kann Jugendlichen ab ,
16 Jahren zwischen 5:00 Uhr und 24:00 Uhr auch ohne Begle;tung einer perso-
nensorgeberechtigten oder erzlehungsbeaufiragten Person grundsatzlich ge-
stattet werden (vgl. § 4 Abs, 1 JuSchG), sodass sie das Automatenspiel Er-
wachsener dort zumindest beobachten kénnen, Gaststétten mit Geldspielauto-
maten unterliegen den Anforderungen der §§ 5.bls 7 GIuStY an Werbung far
Glicksspiet und sind ebenfalls zur Erstellung eines Sozratkcnzeptes Schulung.'
von Personal und Berelthaltung von spielrelevanten Infermationen verpflichtet.

80  Esist nicht zu bestreiten, dass der hiérdurch gewshrleistete Schutz vor Spiel-
sucht im Bereich des gewerblichen Automatenspiels in Gaststatten bislang ge-
ringerist als in Spiglhallen, obwoht Spfelautomaten in Gastst#tten ebenfalls im
Unmlttelbaren Lebensumfeld potenzielier Sp:eler leicht 2uganglich sind, Vom
Spielangebot in Spielhailen und in Gaststétten gehen jedoch unterschiedliche
Gefahren aus, die es rechtl’ertigen, dass der Landesgesetzgeber zun#chst
strengere Beschrankungen fiir Spielhalien eingefOhrt hat (vg!. auch VerfGH des
Landes Berlin, Beschluss vom 20, Juni 2014 -96/3 - NVWZ-RR 2014, 825
<827>). Die deutlich geringere Anzah! von drei, kiinftig zwel héthstens zuliesi
gen Spielgeraten in Gaststatten gegeniiber acht Gersiten in Spielhallen verrin-
gert den suchtgefihrdenden Spiefanrelz, der nach Einschitzung des Gesetz-
gebers mit einem vielféltigen Spielangebot verbunden ist. In Gaststatten sehen
sich Spieler anders als in Spielhallen regeimaRig einer Sozialkontrolle durch
nicht spielenda Géste ausgesetzt, Regeiungsunterschiede lassen sich aurch -
dadurch rechtl’er'tlgan dass Gaststatten Ihr Geprége durch das Verabreichen
von Getrénken und Speisen erhalten und nur gelegentlich dem Automatenspiel
der Besucher dienen, wahrend Spielhallen regeimagig aliein um des Splels Wil-
len aufgesucht werden (vgl. BVerwG, Beschiuss vom 14. Januar 1991 - 1 B
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174, 00 - Buchhblz 451 41§18 GastG Nr 5 s 5 BVerfG Kammerbeschlusse i
vom 1. Mérz 1997 -2 BvR 1599/89 u.a, - NvwZz 1997 573 <575> und vom
3. September 2009 - 1 BvR 2384/08 - BVerfGK 16, 162 <175>),

81  ccc) Das nach dem Vortrag der Klagerin in Berlin bestehende Spielangebot in
illegalen Sp:eistatten - §0g, “Café—Casmos" = kanri-schon- deshaib nlcht thr. .
" Recht auf: Glefchbehandiung aus Art, 8 Abs. 1 GG verletzen well solche Sp:el~
stétten denselben rechtlichan Vorschriften unterworfen sind wie Spielhailen,
sofern sie die Voraussetzungen eines Unternehmens nach §1Abs. Tund 2
SpielhG BE erfullen oder dies nach § 1 Abs, 2 Satz 2 SpielhG BE jedenfalls
gesetzlich vermutet wird (s.0.). |

82  dd) Wie das Berufungsgericht zutreffend erkannt hat, verletzen die angegriffe.
nen landesrechtlichen Regelungen, auch soweit sie iiber die im Glﬁckssplel-
staatsvertrag vorgesehenen Einschrankungen fir Spielhallen hinausgehen,
entgegen der Auffassung der Kl4gerin nicht das Gebot bundesfreundlichen
Verhaltens. Sie ber(hren in keiner Weise das Schutzgut dieses verfassungs-
rechtiichen Gebotes, das bei der Wahmehmung eigener Kompetenzen ROck:
sichinahme auf die gesamtstaatlichen Interessen des Bundes oder die Interes-
sen der anderen Lander verlangt (vgl. BVerfG, Beschiuss vom 30. Juri 2015
- 2 BvR 1282/11 - BVerfGE 139, 321 <353>). Auch der Glucksspielstaatsvertrag
schlieBt es nicht aus, Spielhallen in einzelnen Léndern strengeren Anforderun-
gen zi unterwerfen (vgl §288Satz 2 GliJStV) D:es gilt umso mehr: als das.
Sprelhallengesetz Berlin zum Zeltpunkt der Verabsch:edung des novellierten
Glicksspielstaatsverirages berelits in Kraft way und dle Erléuterungen zum
Gluckspielstaatsvertrag nichts dafiir hergeben, dass. von einer Ruckff.uhrung des
landesrechtlichen Normbestandes auf das Regelungsniveau des Glucksspiel-
staatsvertrages ausgegangen worden wire. Dessen Spielhallenbezogene Re-.
gelungen sind Gberdies zum Teil ausdriscklich darauf angelegt; dureh- Vorschrﬁ-
ten der Lander ausgeflilt zu werden (§24 Abs. 3, § 25 Abs. 1 Satz 2 GIuStV).

83 ¢) Ausgehend von den tatsachlichen Feststellungen des Berufungsgerichts
I&sst sich auch ein VerstoR gagen die unionsrechtliche Dienstleistungs- oder
Niederlassungsfrelheit nach Art, 56, 48 AEUV nichit erkennen. Der Gewahrieis-
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tungsgehat dieser Grundireiheiten ware nuir dann erdffnet, wenvi elh grenz.
Uberschreitender Sachverhait vorlage (vgl. Forsthoff, in: Grabitz/Hilf/Nettes-
heim, Das Recht der Europaischen Union, Stand Juli 2016, Art, 45 AEUYV

Rn. 53 f m.w.N, ). Dafir reicht es nicht aus, dass die Klagerin oder Kunden Threr
Spiethallen hypothetisch von alner unionsrechtlichen Grunclfrelhelt Gebrauch
_machan konnten Weder dem vom Berufungsgerlcht fe:atgestellten Sachverhait '
noch dem Vortrag der Ktagerm lassen sich Anhaltspunkte daflr entnehmen,
dass sich die Klégerin, bei der es sich um eine nach deutschem Recht gegriin-
dete juristische Person mit Sitz in Deutschland handelt, die dort Ihre Spielhalien
betreibt, wegen eines grenziberschreitenden _Bézuges-auf die Dienstleistungs-
oder Niederlassungsfreiheit berufen kann. Soweit der Européische. Gerichtshof
nationale Regelihgen, mit d'e_jnéhdas"Autémét“ens'plel'ln statiorisiren Gliicks-
spielstétten eingeschrankt wurde, am Mafstab der Dienstieistungs- bzw. Nie-
deriassungsfreiheit ge&nessen hat, war nach dem jeweiligen Vorabentschei-
dungsersuchen des nationalen Gerichts ein grenziiberschreitender Sachverhalt
jedenfalls nicht ausgeschlossen {vgl. nur EuGH, Urteile vom 19. Jull 2012

- C-470/11 [ECLI:EU:C12012:505]; Garka!ns NVWZ 2012 1162 <1163> und
vom 11. Juni 2015 - C-98/14 [ECLI: EUC: 2015 386], Ber!mgton Hungary - ZfWG
2015, 336 <340>).

84  Selbst wenn unterstellt wiirde, dass die Klagerin oder ihre Kunden durch die
angegriffenen Regelungen in der Wahrehmung einer unionsrechtlichen Grund-
frelheit beschrankt wiirdan, waren diesa Regelingen riicht wegen VerstoRes
gegen das unionsrechtliche Kohdrenzgebot unanwendbar. Der Européische
Gerichtshof hat die unionsrechtlichen Anforderungen aus dem Koharenzgebot
fiir den Bereich des Gliicksspiels dahin konkretislert, dass Regelungen im Mo-
nopoalbereich zur Sicherung ihrer Binnenkohérenz an einer tatsiichlichen Verfol-
gu.ng' uhlonsrachtilch legitimer Ziele .ausgeriqhtet:se!n:muéseh. Uber den Mono-
polsektor hinéusgreifend fordert das Koh4renzgebot, dass: Monopolregelungen
nicht durch eine gegenliufige mitgliedstaatliche Politik in anderen Gliicksspiel-
bereichen mit glelch hohém oder hoherem Suchtpotenzial in einer Weise kon-
terkariert werden dirfen, die ihre Eignung zur Zielefreichung authebt (vgl. zu-
sammenfassend BVerwG, Urtell vom 20. Juni 2013-8C 10 12 BVerwGE 147
47< 58 ff.; 71 ff.> mw.N:), ' WS AR TEERE
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85  Der Europgische Gerichtshof hat das unionsrechtliche Kohdrenzgebot fir das
Gliicksspiel in seiner bisherigen Rechtsprectiung lediglich im Bergich staatlicher
Monopoiregelungen fir relevant gehalten, Der Senat kann offenlassen, ob es

 auchiin nicht monapolisierten Bereichen des Glqussplelrechts erung entfal:.
'tet 'sowelt eine unionsrechitfiche Grundfrelhelt berﬂhrt Ist. Denn es lage hler j Je- ke
denfalls keih Versto gegen die aus ihm abgelelteten Anforderungen vor. Das
monopclspezifische Gebot der Binnenkohérenz hitte fur Regelungsbereiche
aullerhalb eines staatlichen Monopols keine Relevanz. Es bestehen Uberdies
keine Anhaltspunkte dafilr, dass die angegriffenen Beschrénkungen fur Spiel-
hallen lediglich “scheinhellig" zur Suchtbekampfung eingefiihrt wordén waren,
tatsichlich aber einem anderen - inshesondere fiskallschen - Zweck dienten, Zu
ihnen gibt es auch bereichsiibergreifend kelne gegenlaufigen landesgesetzli-
chen Regelungen oder sine sle konterkarierende Politik, fur die zu priifen wire,
ob sie die Wirksamkeit der fiir Splethallen geltenden Einschréinkungen besin-
-tréchtigen kbnnten. Das Berufungsgerlcht hat festgestellt, dass bel Weitem die
meisten Spreler mit problematischen oder pathologischem Sprelverha!ten an-
Automaten spielen, die nach der bisherigen Regeiung der Gewerbeordnung
betrieben werden durften (UA S, 48). Da sich nach dem Berufungsurteil Aus-
weichbewegungen von Spielern von Spielhallen zu Gaststitten in Berlin nicht
feststellen lassen und Spielbanken sich in der Anzahl ihrer AuBenstelien und
der Zugangsreglementierung von Spielhallen wesentlich. unterschieiden {vgh: UA
8. 51, 58), ist eine Expansionspolltik des Landes Berlin in einem Sektor mit
gleich hohem oder hitherem Suchtpotenzial, die der Zielsetzung der filr Spiel-
hallen geschaffenen Regelungen zuwiderliefe, In keiner Weise erkennbar.

86 d) Die for die Feststellu ngsbegehren der Klagerin entscherdungserhebhchen
Anforderurigen an Spielkallen sind schileBlich auch nicht wegen ‘sines Versto-
Res gegen die unionsrechtliche Notifizlerungspflicht aus der Richtlinie 98/34/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 Gber ein In-
formationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technisehen Vorschriften
und der Vorschriften fir die Dienste der !nfonnationsgeSeIlschaﬂ (ABL. L 204
vom 21, Juli 1998 8. 37, gedindert durch die Richtiinia 2006/96/EG des Rates -
vom 20. November 2006 ABI. L 363 8. 81) unanwendbar, Nach Art, 8 Abs: 1
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der Richtlinie miissen die Mitgliedstaaten der Kommission den Entwurf einer
teéhnischen Vorschrift ibermitteln und die Kommission tiber die Griinde der
Festlegung der technischen Vorschrift unterrichten, Der Entwurf darf nach Art, ©
Abs. 1 Richtlinie 98/34/EG nicht vor Ablauf von drei Monaten nach Emgang der
'Mtttellung bel der Kommiss:on angenommen werden Em Verstoﬁ gegen die
Notifikationspflicht fuhrt zur Unanwendbarkelt der jeweiligen technischen Vor-
schrift (vgl. zuletzt EUGH, Urteli vom 4. Februar 2016 - C-336/14 [ECLIEU:
C:2016:721. ince -~ NVWZ 2016, 369 <372>). Anders als der Gliicksspielstaats-
vertrag sind die Entwirfe des Spiethallengesetzes, des Mindestabstandumset-
zungsgeéet’z,és— und des Ausfilhrungsgesetzes zum Glfjclqsspiélstaatsvertrag
des Landes Betlin nicht an die Européische Kommission Gbermittelt worden,

87  Die hier angegrifienen Vorschriften dieser Gesetze unterlagen nicht der Infor-
mationspflicht aus Art. 8 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 98/34/EG, da sie kelne
“technischen Vorschriften” im Sinne von Art. 8 Abs, 1 Satz 11.V.m, Art. 1 der
Richtlinie darstelién: Das Berufungsgerlcht ist zutraﬁend daivon: ausgegangen
dass sie unter den vier Kategorien von MaBnahmen, die der Begnff “technische
Vorschrift' umfasst (vgi. zuletzt EuGH, Urteil vom 13, Oktober 2016 - C-30315
[ECLI:EU:C:2016:771], Naczelnlk - Rn, 18 m.w.N.), allenfalls den "sonstigen
Vorschriften” im Sinne von Art. 1 Nr. 4 der Richtlinie 98/34/EG zuzuordnen wé-
ren,, Der Européische Gerichtshof sieht.nationale Vorschriften, die bestimmte
Verwendungsmaéglichkeiten eines Erzeugnis;s‘eé nach seinem"'lnvérkehrbringen
elnschranken, nur dann als notifizierungspfiichtige "sonstige Vorschriften" nach
Art. 1 Nr. 4 der Richtlinle 98/34/EG an, wenn sie auf das Erzeugnis selbst be-
zogen sind und dessen Zusammensetzung, Art oder Vermarktung wesentlich
beelnflussen kénnen (EUGH, Urtelle vom 21, April 2005 - C-267/03 [ECLI'EU'
'C:20085:246), Lindberg: R 2 ff,,'95; vom 19. Juli 2012'-C-298/M1 Lw.a .
[ECLEEU:C:2012:495], Fortuna - NVWZ-RR 2012, 717 <718 Rn, 35 ff.> und
vom 13. Oktober 2016 - C-303/15 - Rn. 20 ff., 29). Ob die Gréfe des Marktes
fur das Erzeugnis durch diesem nicht selbst anhaftende Anfordarungen beain-
flusst wird, ist dagegen flr die Notiﬁzierungspﬂicht unerheblich (vgl. EuGH, Ur-
teil vom 21, April 2005 - 0»267103 Rn 95). Die Venmendungsbeschrﬁnkung
muss such demnach auf Jedes Exemplar dés betreffenden Erzeugmsses bezue-
hen und ihm dadurch kraft seiner Beschaffenheit im weiteren Lebenszykius
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anhaften. Dies wird auch daran deutiich, dass eine nationale Verwendungshe-
schrankung nur dann als "sonstige Verschrift" mitteilungspflichtig ist, wenn sie
die Nutzungskanale far das betreffende Erzeugnis verrmgert (vgl EuGH, Urteile
vom 11. Jum 2015 - G—SBI14 Z0WG 2015 336 <345> und vcm 13 Oktober
20186 - C-303/15 - Rn. 26) Das ist der Fall, wenn in einem bestimmten Nut-
zungskanal kein Exemplar des betreffenden Erzeugnisses mehr verwendet
werden darf. Dies traf auf die mitgliedstaatlichen Verbote der Verwendung von
Splelautomaten auBerhalb von Spielcasinos, die der Europdische Gerichtshef
-als notnﬁznerungspﬂichtig angesehen hat, zu (vgl EuGH; Urteile vom 11. Juni
2015 - C-98/14 - ZANG 2016, 336 Rn. 99 und vorh 19, Juii 2012 - C-213/11
u.a. - NVwZ-RR 2012, 717 <Rn. 24 f.»), Eine geplante natiohale Regelung ist
dagegan nicht nach Art, 8 Abs. 1 der Richtlinie mitteilungspflichtig, wenn sie
den potenziellen Einsatzbereich eines Erzeugnisses lediglich bestimmten Be-
dingungen unterwirit und ihn damit In einer Welse beschrénkt, d|e nicht ftlrje—
des einzeine Exemplarzum Tragen kommt.

88  Weder die Abstandsgebote zu anderen Spielhallen und sonstigen Einrichtungen
noch die Vetringerung der Geratehéchstzahl in Spiethalien oder sonstige der
hier streitgegenstandlichen Anforderungen an die Erlaubnis und den Betrieb
von Spielhallen haften dem Erzeugms der Spielautomaten als solches an und
verringesn fhre Nutzungskandie, Sie fuliren vielmehr zu slner stirkerén Sprei-
2ung zuldssiger Spielhallenstandorte im Berliner Stadtgebiet und zu einer ver-
ringerten Dichte an Geldspielgeréten innerhaib dieser Spielstdtten. Anders als
eine Beschréinkung des Einsatzes von Gluckssplelautomaten auRerhalb einer
deflnterten Kategorie stationérer Splelstitten haften sie nicht jedem Exemplar
dieser Automaten an, sondem verringemn. die Grdrse des Marktes fur Splelauto-
maten und méglicherweise auch deren Wert, was indes fir die Frage der Notifi-

A Zierungspflicht irrelevant ist (EUuGH, Urteil vom 21, April 2005 - C-267/03 -
Rn. 98). Auch nach vollstandiger Umsetzung der angegriffenen Regelungen im
Land Berlin bleibt die Verwendung von Spielgerten in Spielhallen zuldsslg,
selbst wenn einige Betreiber zur Wah! eines anderen Standories veranlasst
werden:und in einer Spielhalle nur éiné garingere Zahl-von Geréteén aufgestellt
werden darf,
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89 4, Den Beweisantragen der Klagerin in der miindlichen Revisionsverhandiung
{Aniage zum Sitzungsprotokoll vom 16. Dezember 2016) war nicht hachzuge-
hen, weil das Rewsionsgencht nach § 137 Abs: 2 VwGO an dae in dem ange-
fochtenen Uitell getroffenen tatsachiichen Festste!lungen des Tatsachenge—
richts gebunden ist, Eine eigene Tatsachenermittiung ist ihm auch dann ver-
wehrt, wenn der revisionsgerichtlichen Bewertung Rechtsvorschriften zugrunde
zu legen sind, die erst nach der leizten tatrichterlichen Entscheidung erlassen

“worden sind. Sofern sich die tatrichterltchen Feststellungen be Anwendung sol-
cher nachtréglich ergangener, in das Revisiohsverfahren emzubeziehender |
Rechtsvorschriften als unzureichend erwiesen, was vorliegend nicht der Fall ist,
wiére der Rechisstreit nach § 144 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 VwWGO zur anderweitigen
Verhandlung und Entscheidung an das Tatsachengericht zuriickzuverweisen
{vgl. Kraft, in: Eyermann, VWGO, 14. Aufl. 2014, § 137 Rn. 44, 59; Neumann, in:
Sodan/Ziekow, VWGO, 4. Aufi. 2014, § 137 Rn. 147). -

90 Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs, 2, § 161 Abs. 1 und 2 VwGO, Die
Kosten hinsichtlich des von den Beteiligten in der Hauptsache flr erledigt er- -
klarten Teils des Rechtsstreits waren nach billigem Ermessen der Kldgerin auf-
Zuerlegen, da ihre Revision auch insoweit keinen Erfolg gehabt hétte,

Dr. Christ Dr. Held-Daab Hoock

Dr. Rublack Dr. Seegmiilier
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-Basch luss
Der Wert des Streitgegenstandes wird fiir das Revisionsverfahren bis zur teil-
weisen Erledigungserklfirung auf 385 000 €, fiir die Zeit danach auf 330 000 €
fastgesetzt.

Dr. Christ Dr, Held-Daab Hoock

Dr. Rublack Dr. Seegmiller

















Amt fir 6ffentliche Ordnung Stuttgart, 20.12.2016
GZ: 32-22-2.9 Nebenstelle: 20855
Bearbeiter: Frau Bondarenko

Protokoll Fachgespréach zum Landesglicksspielgesetz
mit dem Wirtschaftsministerium (WM)

Datum 23.11.2016
Zeit 10:00 Uhr bis 13:00 Uhr
Teilnehmer Herr Brehm, Herr Dr. Brischke (WM), Frau Reisch (RPS),

Herr Dr. Stadler, Frau Kapp, Frau Bondarenko (LHS Stuttgart, Af6O)

TOP 1 Anlass des Gesprachs

Das Gesprach mit dem WM kam auf Wunsch der Teilnehmer des am 30.09.2016 in der
Landeshauptstadt Stuttgart durchgefuhrten Praktikertreffens unter Vermittlung durch den
Stadtetag Baden-Wirttemberg zustande. Das WM stimmte einem Treffen mit der
Landeshauptstadt Stuttgart als Reprasentantin der Stadte, die an dem Praktikertreffen
teilgenommen haben, fir ein weiteres Fachgesprach ausnahmsweise zu. Das RP Stuttgart
als fur die Landeshauptstadt Stuttgart zustandige obere Fachaufsichtsbehdrde wurde
einbezogen.

TOP 2 Austausch/ Fragen

» Priufungsreihenfolge Hartefall (8 51 Abs. 5 LGIUG) - Auswahlentscheidung bei
Vorliegen mehrerer Antrage fur Spielhallen am gleichen Standort

Das Wirtschaftsministerium halt nach ausfihrlicher Erérterung unverandert an seiner im
Frage-Antwort-Katalog geauf3erten Auffassung fest, die Hartefallpriifung nach 8 51 Abs. 5
LGIUG habe vor der Auswahlentscheidung bei Vorliegen einer Konkurrenzsituation
stattzufinden. Es begriindet seine Auffassung damit, diese Prufreihenfolge sei im Gesetz
angelegt. Nach Prifung der Zuverlassigkeit des Antragstellers seien die weiteren
Voraussetzungen des 8 42 LGIUG fur die Erlaubniserteilung zu prifen, insbesondere das
Abstandsgebot und das Verbot der Mehrfachkonzession (8 42 Abs. 1 und 2 LGIUG). Wirden
diese Erlaubnisvoraussetzungen beim Antragsteller nicht vorliegen, so kénne eine Erlaubnis
nach 8 41 LGIUG nur erteilt werden, wenn die zustandige Behotrde den Antragsteller auf
einen entsprechenden Antrag nach § 51 Abs. 5 LGIUG von der Einhaltung dieser
Anforderungen fur einen angemessenen, im Erlaubnisbescheid festzulegenden Zeitraum
befreie (Hartefallentscheidung). Die Hartefallpriifung und -entscheidung sei mithin integraler
Bestandteil der Prifung, ob die Erlaubnis nach § 41 LGIUG erteilt werden konne. Komme es
zu einer Befreiung des Antragstellers, erhalte dieser die Erlaubnis am Standort mit der Folge,
dass andere Bewerber, die keine Befreiung nach § 51 Abs. 5 LGIUG in Anspruch nehmen
konnten, wegen 8§ 42 Abs. 1 und 2 LGIUG kraft Gesetzes keine Erlaubnis mehr erhalten
kénnten. Es komme in dieser Konstellation somit erst gar nicht zu einer
Auswahlentscheidung unter mehreren Bewerbern am gleichen Standort. Falls mehrere
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Antragsteller eine Befreiung nach § 51 Abs. 5 LGIUG erhielten, gelte das Gleiche; das Gesetz
lasse ggf. auch eine - eventuell unterschiedlich lange - Befreiung mehrerer Antragsteller
(Betreiber von Spielhallen mit langerem Bestandsschutz am gleichen Standort) zu; die
Hartefallentscheidung sei stets eine Einzelfallentscheidung.

Das WM erlautert in diesem Zusammenhang seine Rechtsauffassung, dass zwischen einer
Erlaubnis nach § 41 LGIUG und einer Erlaubnis, die aufgrund einer Hartefallprifung und -
entscheidung nach 8§ 51 Abs. 5 LGIUG erteilt werde, im Ergebnis kein Unterschied bestehe;
eine ,Hartefallerlaubnis® gebe es nicht, nur eine Erlaubnis nach § 41 LGIUG fir den Betrieb
einer Spielhalle. Mittels einer Hartefallentscheidung kénnten bei Spielhallen mit langerem
Bestandsschutz bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen nur die besonderen
Anforderungen nach 8§ 42 Abs. 1 und 2 LGIUG (Abstandsgebot, Verbot der Mehrfach-
konzession) Uberwunden werden. Diese Hartefallentscheidung sei im Rahmen der
Erlaubnisentscheidung nach 8§ 41 LGIUG (mit) zu tenorieren.

Die Erlaubnis unter Gewahrung einer Befreiung nach § 51 Abs. 5 LGIUG sei auch nicht auf
eine ,Abwicklung des Betriebs" bis zum gewahrten Fristende (dem ,angemessenen
Zeitraum®) gerichtet; vielmehr erlaube sie den ,vollwertigen Betrieb einer Spielhalle nach
neuem Recht (ggf. mit Auflagen), aber eben nur bis zum Ende des Zeitraums der Befreiung
nach 8§ 51 Abs. 5 LGIUG, da danach das Abstandsgebot bzw. das Verbot der
Mehrfachkonzession zum Tragen komme. Gebe es nach Ablauf dieses Zeitraums (bzw. beli
mehreren ausgesprochenen Befreiungen: des ,letzten® Befreiungszeitraums) im 500 m-
Radius keine Spielhalle mehr, die eine Sonderbehandlung erfiihre, konnten alle
interessierten Bewerber einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 41 LGIUG stellen.
In diesem Fall sei dann zwangslaufig eine Auswahlentscheidung zwischen mehreren
Bewerbern zu treffen, wobei es keinen Unterschied mache, ob es sich um Betreiber einer
neu hinzukommenden Spielhalle, um Betreiber, die bislang eine Befreiung nach 8 51 Abs. 5
LGIUG beanspruchen konnten, oder um Betreiber bestehender Spielhallen am Standort ohne
besonderen Status gehe, die allein deshalb noch vorhanden seien, weil die Betriebe mit
Rucksicht auf noch nicht rechtskraftig abgeschlossene verwaltungsgerichtliche Verfahren
oder aus sonstigen Grunden bislang nicht geschlossen werden konnten.

> Kiriterien fur eine Auswahlentscheidung

Das Wirtschaftsministerium halt nach ausfuhrlicher Erdrterung an seiner im Frage-Antwort-
Katalog ausfuhrlich begriindeten Auffassung fest, dass allgemeine Festlegungen innerhalb
einer Gemeinde zum Vorgehen bei Hartefall- und/oder Auswahlentscheidungen - auch
mittels eines Bewertungsschemas oder einer Bewertungsmatrix - unbedingt zu vermeiden
sind und entsprechende Papiere der Gemeinden - insbhesondere wenn sie
Verfahrensbeteiligten und ihren Bevollméchtigten bereits bekannt gegeben wurden -
umgehend férmlich zuriickgezogen werden mussen. Es misse ein Flickenteppich
unterschiedlicher Papiere der Kommunen ebenso verhindert werden wie das Risiko, dass die
Verwaltungsgerichte - wie im Fall der Vergabe der Sportwettenkonzessionen nach dem
GluStV geschehen (VGH Kassel, Beschluss vom 16.10.2015 - 8 B 1028/15 -, Zf\WG 2015,
478) - solchen Papieren unter Berufung auf Rechtsfehler (Unvollstandigkeit, falsche
Gewichtung oder sonstige Unzulanglichkeiten) die Anerkennung versage und samtliche
darauf gestitzte Verwaltungsentscheidungen aufhebe.

Die Auswahlentscheidung unter mehreren Bewerbern am gleichen Standort sei per se eine

Einzelfallentscheidung und entziehe sich daher einer Anwendung vorab festlegbarer ,fester®
Entscheidungskriterien oder gar der Anwendung eines starren Punkte- bzw.
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Gewichtungsschemas. Die Anwendungshinweise des MFW (Stand 11.12.2015) sowie die
Erlauterungen im Frage-Antwort-Katalog zur Dienstbesprechung des WM mit den
Regierungsprasidien am 28.7.2016 enthielten lediglich allgemeine Hinweise zum Vorgehen
und zu den mdglichen sowie zu den nach der Rechtsprechung eher rechtlich
,problematischen” Kriterien, die bei einer Auswahlentscheidung der Behdrde angesichts der
unterschiedlichen Fallgruppen (Anwendungshinweise S. 29 ff.) eine Rolle spielen wirden,
sowie Hinweise zum methodischen Vorgehen.

Der zustandigen Behorde bzw. Gemeinde sei allerdings unbenommen, fur eine zu treffende
Auswahlentscheidung unter Zuhilfenahme der o0.g. Hinweise des MFW Auswabhlkriterien zu
entwickeln, die sie im jeweiligen Einzelfall zur Anwendung bringen und der Prifung zugrunde
legen wolle, weil das Gesetz (§ 39 Abs. 1 LVWVIG) sie im Ubrigen auch dazu verpflichte, ihre
Ermessensentscheidung zu begriinden und die Erwagungen offenzulegen, die der
getroffenen (positiven) Auswahlentscheidung zugrunde gelegen haben bzw. umgekehrt zur
Ablehnung der tbrigen Bewerber gefiihrt haben. Diese Auswabhlkriterien mussten in den
Bescheiden der Gemeinden verbalisiert (und ihre jeweilige Anwendung auf die
verschiedenen Bewerber nachvollziehbar begriindet) werden. Eine solche Vorgehensweise,
die auch in einem die relevanten Erwagungen der Gemeinde dokumentierenden Vermerk fur
die Akten munden kénnte, sei mit einer (vom WM abgelehnten) abstrakten, vom jeweiligen
Einzelfall losgeldsten Vorabfestlegung genereller Auswahlkriterien und Punkteschemata
nach Art einer Verwaltungsvorschrift, die bei allen relevanten Auswahlfallen der Gemeinde
einheitlich zur Anwendung kommen solle, inhaltlich nicht vergleichbar.

Die Auswabhlkriterien fur verschiedene Standorte innerhalb einer Gemeinde kdnnten sich
inhaltlich durchaus unterscheiden, was schon daraus folge, dass nicht nur verschiedenartige
ortliche/ortsbezogene oder planerische Gegebenheiten und Absichten der Gemeinde
vorliegen kénnten, sondern auch unterschiedliche Fallkonstellationen (s. Anwendungs-
hinweise S. 29 ff.) sowie sich jeweils unterscheidende tatsachliche Verhaltnisse bei den
einzelnen beteiligten Spielhallen und deren Betreibern bis hin zu der Frage, wie der Betrieb
in der Vergangenheit gefuihrt wurde und welche Vorkehrungen mit Blick auf den kinftigen
Betrieb der jeweiligen Spielhalle (bspw. in Bezug auf den Spieler- und Jugendschutz sowie
die Bekampfung der Spielsucht, s. 8 1 GlUStV) vorgesehen seien. Die relevanten
Auswahlkriterien konnten sich also angesichts unterschiedlicher Standortbesonderheiten im
Einzelfall durchaus unterscheiden (Beispiel: andere Verhaltnisse in Stuttgart Bad-Cannstatt
als in Stuttgart Feuerbach). Als ein Auswahlkriterium unter vielen kénne im Einzelfall bspw.
auch die Nahe zu Kinder- und Jugendeinrichtungen eine Rolle spielen.

Sollte sich nach sorgfaltiger Anwendung aller einschléagigen, von der Gemeinde konkret
herangezogenen Auswahlkriterien keine der jeweils beteiligten Spielhallen am gleichen
Standort als eindeutig vorzugswurdig herauskristallisieren, komme - mangels einer anderen
Alternative - zwangslaufig nur noch ein Losentscheid unter den als gleichwertig beurteilten
Spielhallen in Betracht.

» Nachtraglich gerichtlich festgestellter Hartefall

Sollte dem Betreiber einer Spielhalle mit langem Bestandsschutz mit seinem Hartefallantrag
(8 51 Abs. 5 LGIUG) nach zunéchst erfolgter Ablehnung erst im Widerspruchs- oder
Klageverfahren Erfolg beschieden sein, wiirde zwischenzeitlich erteilten
Spielhallenerlaubnissen nach § 41 LGIUG und in diesem Zusammenhang ggf. getroffenen
Auswahlentscheidungen wegen 8§ 42 Abs. 1 und 2 LGIUG (Abstandsgebot, Verbot der
Mehrfachkonzession) zwar nachtraglich die Grundlage entzogen. Das WM geht jedoch nicht
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davon aus, dass die bereits vorliegenden Spielhallenerlaubnisse in einem solchen Fall
zwingend zurtickzunehmen seien; vielmehr stiinden die Erlaubnisse (Erlaubnis mit und
Erlaubnis ohne Hartefallentscheidung) dann aufgrund der nachtraglich im Widerspruchs-
oder Klageverfahren entstandenen Situation rechtlich nebeneinander.

» Formliche Hinzuziehung konkurrierender Bewerber

Wie im Frage-Antwort-Katalog (Abschnitt A 3) ndher dargelegt, halt das
Wirtschaftsministerium es fur notwendig, Antrdge konkurrierender Bewerber auf formliche
Hinzuziehung zum Verwaltungsverfahren (8 13 Abs. 2 Satz 2 LVwWVfG) positiv zu bescheiden
und diesen Personen (bzw. ihren Verfahrensbevollméchtigten) nach deren formlicher
Hinzuziehung als Beteiligte auf Antrag - wie im Gesetz vorgesehen - auch Akteneinsicht nach
§ 29 LVWVIG zu gewahren. Die formliche Hinzuziehung der konkurrierenden Bewerber als
Beteiligte konne gemal § 13 Abs. 2 Satz 1 LVwVIG auch von Amts wegen erfolgen. Zur
Vermeidung von Verfahrensfehlern sei es im vorliegenden Zusammenhang besonders
wichtig, bei Antragen konkurrierender Bewerber am gleichen Standort alle Bewerber mit
Rucksicht auf 8 13 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2 LVwWVIG schriftlich davon zu benachrichtigen, dass
und welche Bewerber am gleichen Standort ebenfalls einen Erlaubnisantrag (und ggf. einen
Hartefallantrag nach 8§ 51 Abs. 5 Satz 1 LGIUG) gestellt haben. Denn erst dadurch wirden
diese Uberhaupt Kenntnis von der Situation erlangen und in die Lage versetzt, ggf. ihre
formliche Hinzuziehung als Beteiligte nach § 13 Abs. 2 Satz 2 LVwWV{G zu verlangen.

Passagen in den Verfahrensakten mit Angaben zu persoénlichen Lebensumstanden anderer
Beteiligter oder mit Angaben, die Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnisse, insbhesondere
Zahlenwerk oder anderweitige Angaben zu finanziellen Verhaltnissen anderer Beteiligter
enthalten, missen bei einer moglichen Akteneinsicht von férmlich als Beteiligte
hinzugezogenen Konkurrenten (oder ihrer Verfahrensbevollméchtigten) mit Rucksicht auf
den Datenschutz vorab geschwaérzt werden.

» Rechtsfolgenseite bei Hartefallentscheidungen fir Mehrfachspielhallen

Beim Praktikertreffen waren sich die Teilnehmer dartber einig, dass es in Féllen einer
Mehrfachspielhalle des gleichen Betreibers im Hinblick auf den Gesetzeszweck madglich
ware, nur zugunsten einer Spielhalle eine Befreiung nach 8§ 51 Abs. 5 LGIUG auszusprechen,
auch wenn bei den anderen Spielhallen auf der Tatbestandsseite ein Hartefall i.S. der
Vorschrift anzunehmen ist.

Das WM sieht diese Vorgehensweise kritisch, weil aufgrund eines solchen Vorgehens die im
Gesetz vorgesehene Befreiungsmdglichkeit unterlaufen werde. 8 51 LGIUG sehe eine
Befreiung von der Anforderung des 8 42 Abs. 2 LGIUG auch fur Mehrfachspielhallen vor. Es
kénne im Rahmen der Hartefallentscheidung nach 8 51 Abs. 5 LGIUG nicht argumentiert
werden, der Betreiber besitze eine Mehrfachspielhalle und dtrfe aufgrund des Schutzzwecks
des Gesetzes im Ergebnis nur eine einzige Spielhalle weiterbetreiben, denn eine
Hartefallentscheidung sei - wenn entsprechende Hartefallantradge gestellt worden seien - in
Bezug auf jede beteiligte Spielhalle zu treffen.

Die Versagung einer Befreiung auf der Rechtsfolgenseite, also trotz Vorliegens eines
Hartefalls auf der Tatbestandsseite, sei hingegen denkbar und méglich, etwa unter Berufung
auf den besonderen Umstand, dass eine Suchthilfeeinrichtung in der Nahe der fraglichen
Spielhalle liege.





» Befristung der Erlaubnis nach 8 41 LGIUG (ohne Hartefall)

Eine Erlaubnis ist nach § 41 Abs. 1 Satz 3 LGIUG auf maximal 15 Jahre zu befristen. Bei der
Festlegung des Befristungszeitraums steht der Behdrde ein Ermessen zu. Nach Auffassung
des WM bedeutet die gesetzliche Festlegung auf maximal 15 Jahre nicht, dass diese Dauer
der Normalfall ist oder gar der Regelfall sein muss. Die zustéandigen Behodrden kénnen und
sollen vielmehr die volle zeitliche Bandbreite des § 41 Abs. 1 Satz 3 LGIUG ausschopfen und
die getroffene Festlegung in der Erlaubnis begriinden (8 39 Abs. 1 LVwWV{G). Hierzu kann
man bspw. auf stadtplanerische Aspekte (z.B. aufgrund einer Vergntigungsstattensatzung)
abstellen. Im Hinblick darauf rat das WM zu einer engen Zusammenarbeit und Abstimmung
mit dem Stadtplanungsamt. Denkbar seien auch die frihzeitige Befassung des Gemeinderats
mit der Frage einer Befristung und die Herbeiflihrung eines Grundsatzbeschlusses zur
Befristung von Spielhallenerlaubnissen in der Gemeinde, der allerdings sorgféltig begrindet
werden musse. Bei der Befristung spiele auch die Geltungsdauer des Glickspiel-
staatsvertrags eine Rolle (vgl. § 35 Abs. 2 GliStV). Das VG Munchen (ZIWG 2016, 171 LS)
habe jedenfalls entschieden, dass angesichts der in § 35 Abs. 2 GIiStV festgelegten
begrenzten Geltungsdauer des Gliickspielstaatsvertrags die Befristung einer
Spielhallenerlaubnis auf 4 Jahre nicht zu beanstanden ist.

> Befristung der Erlaubnis nach § 41 LGIUG und des Hartefalls nach § 51 Abs. 5
LGIUG

Das WM spricht sich daflr aus, die Befristung der Erlaubnis nach § 41 LGIUG und die
Befristung der Hartefallentscheidung (Befreiung) nach 8§ 51 Abs. 5 Satz 1 LGIUG auf jeden
Fall zu synchronisieren, und verweist hierzu auf die entsprechenden Ausfiihrungen in den
»<Anwendungshinweisen®.

Schliel3t ein Betreiber aufgrund einer Entscheidung nach § 51 Abs. 5 LGIUG andere
Bewerber am gleichen Standort (500 m-Radius) aus, kann er gleichwohl nur eine auf diese
Vorschrift gestitzte Erlaubnis - mit einer zeitlich begrenzten Befreiung (,fur einen
angemessenen Zeitraum®) - erhalten und nicht eine Erlaubnis mit einer auf § 41 Abs. 1 Satz
3 LGIUG gestitzten (maximalen) Geltungsdauer von 15 Jahren. Dies liegt u.a. in dem
Umstand begrindet, dass er fur die Dauer der Befreiung andere Bewerber, die keine
Hartefallentscheidung zu ihren Gunsten in Anspruch nehmen kénnen, wegen § 42 Abs. 1
und 2 LGIUG faktisch ausschlief3t.

» Anordnung der sofortigen Vollziehung der Erlaubnis

Bei Erteilung einer Spielhallenerlaubnis nach § 41 LGIUG sollte die Anordnung der sofortigen
Vollziehung nicht von vornherein im Erlaubnisbescheid verfligt werden, da § 80a Abs. 1 Nr. 1
VwGO bestimmt, dass die Behoérde im Falle des Widerspruchs eines durch die Entscheidung
belasteten Dritten erst auf Antrag des Begiinstigten die sofortige Vollziehung anordnen kann.
Von der Mdglichkeit zur Anordnung der sofortigen Vollziehung im Falle der Ablehnung einer
Erlaubnis (mit der Folge einer dann notwendigen Schlie3ung der Spielhalle) sollte aufgrund
von Haftungsrisiken jedenfalls derzeit nur mit Zurtickhaltung Gebrauch gemacht werden.

» Sachbescheidungsinteresse eines Zweitbewerbers

Es kann nur ein Bewerber fur ein und dieselbe Spielhalle zum Zuge kommen. Sollte der
bisherige Betreiber seinen Erlaubnisantrag nach 8§ 41 LGIUG nur ,hilfsweise” stellen, ist der
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Antrag des ,neuen” Betreibers fur dieselbe Spielhalle vorrangig zu prufen. Wird dem ,neuen”
Betreiber die beantrage Erlaubnis erteilt, ist der ,hilfsweise” gestellte Antrag hinfallig.

TOP 3 Weiteres Vorgehen

Die Landeshauptstadt Stuttgart informiert die anderen Teilnehmer des Praktikertreffens tber
das Ergebnis des Gesprachs mit dem WM.

Dr. Stadler Bondarenko






2014, S. 165 <166>; KG, Urteil vom 14.7.2014 - 8 U 140/13 -, juris, Rn. 28). Ahnliches gilt fur die
Mdglichkeit eines Weiterverkaufs oder einer Weitervermietung der Spielgerate und anderer
Einrichtungsgegenstinde, zumal deren Abschreibungszeit die fiinfjahrige Ubergangszeit in der Regel
nicht Uberschreiten dirfte (vgl. AfA-Tabelle fiir die allgemein verwendbaren Anlageguter Nr. 7.5.1).
Dennoch haben sowohl Berlin als auch das Saarland die Moglichkeit von Hartefallbefreiungen im
Einzelfall geschaffen (§ 9 MindAbstUmsG BE; § 12 Abs. 2 SSpielhG). Dass dariber hinaus ein
weiterer Betrieb von Spielhallen unterbunden wird, haben die Beschwerdeflhrerinnen hinzunehmen.*
(BVerfG, Rn 193 bis 195).

Das bedeutet fur die Hartefallregelung des § 51 Abs. 5 LGIUG und ihre Anwendung: Die
Hartefallregelung hat lediglich eine erganzende, additive Funktion. Sie soll lediglich besondere
individuelle Harten auffangen, die jenseits der Nachteile liegen, die durch die flnfjahrige
Ubergangsfrist (§ 29 Abs. 4 Satz 2 GIiStV, § 51 Abs. 4 Satz 1 LGluG) bereits aufgefangen werden.
Die vom BVerwG in diesem Zusammenhang erwahnten "besondere individuelle Vertrauens- und
Bestandsschutzinteressen”, die nach dem Urteil einer "Abwagung mit dem Gemeinwohlinteresse des
Spieler- und Jugendschutzes" bedirfen, machen eine gewichtende Gegenulberstellung seitens der
Behorde (auf Basis des tatsachlichen Vorbringens des Antragstellers im Erlaubnisverfahren)
erforderlich und erfordern eine abwagende Entscheidung auf der Ermessensseite (§ 51 Abs. 5 Satz 1
LGIUG: "kann"). Denn dem Gewicht der beiderseitigen Interessen - den besonderen individuellen
Vertrauens- und Bestandsschutzinteressen des Betreibers einerseits und dem 6ffentlichen Interesse
am Schutz der Jugend und der Spieler (sowie dem 6ffentlichen Interesse an einem zeitnahen
Wirksamwerden der mit dem GIlUStV 2012 bzw. dem LGLUG zur Eindammung der Spielsucht
vorgenommenen Rechtsanderungen, s. VGH Mannheim Beschluss vom 8.2.2017 - 6 S 768/16 -,
ZfWG 2017, 189 unter Hinweis auf VGH Mannheim Beschluss vom 13.7.2015 - 6 S 679/15 -, ZfWG
2015, 383) kann nur im Rahmen einer Interessenabwéagung (zum Ob und zum Wie, d.h. der
Lange/Zeitdauer einer in Rede stehenden, gesondert beantragten Befreiung nach § 51 Abs. 5 Satz 1
LGIUG) Rechnung getragen werden. Die Ermessensentscheidung nach § 51 Abs. 5 Satz 1 LGIUG ist
mithin der entscheidende Ort, an dem sich das "Geschehen", d.h. die Entscheidung abspielt, in
welchem MaRe dem Betreiber eine iiber die 5-Jahres-Ubergangsfrist hinausgehende, nach dem
Abwagungsergebnis gebotene Verglinstigung in Form einer Freistellung von den Anforderungen des
§ 41 Abs. 1 und 2 LGIUG (Abstandsgebot und Verbot der Mehrfachkonzession) gewéhrt werden
kénnen.

Das Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern hat in einem Rundschreiben an die
nachgeordneten Behérden vom 10.10.2016 treffend klargestellt: ,Die Hartefallausnahme darf nur
solche Harten mildern, die nicht bereits durch die finfjahrige Ubergangsregelung kompensiert
wurden. Zu diesen grundsatzlich durch die Ubergangsregelung kompensierten Harten zahlen
beispielweise Investitionen fur Geldspielgerate, deren Abschreibung regelmafig auf vier Jahre
angelegt ist. Eine Hartefallbefreiung kann demnach von vornherein nur in solchen Féllen in Betracht
kommen, in denen atypische Umsténde vorliegen, die einen besonderen Hartefallausgleich zwingend
erforderlich machen. Zur Begriindung eines Hartefalls reicht die schlichte wirtschaftliche
Betroffenheit, die praktisch bei allen Spielhallenbetreibern gegeben ist, nicht aus. Uber die schlichte
wirtschaftliche Betroffenheit hinaus missen demnach besonders auf3ergewdhnliche,
schwerwiegende und nicht selbstverschuldete wirtschaftliche Belange vorliegen, die unter der
Abwagung o6ffentlicher Interessen eine Hartefallausnahme rechtfertigen. Die Anwendung der
Hartefallregelung bedarf daher einer sehr griindlichen Abwagung im Einzelfall, wobei klar zwischen
der zu bewertenden objektiv vorliegenden Hérte und dem subjektiven Empfinden des betroffenen
Spielhallenbetreibers zu differenzieren ist. ... Dem betroffenen Spielhallenbetreiber obliegt es,
substantiiert vorzutragen, welche konkreten Bemuihungen er zur Abwehr des Hartefalls unternommen
hat. Bei der Prifung des Vorliegens einer unbilligen Hérte ist deshalb seitens des betroffenen
Spielhallenbetreibers umfassend darzulegen, dass es sich um unvorhergesehene und irreparable
Harten handelt, die auch durch eigene Anstrengungen, planvolle Vorausschau und wirtschaftliches
Alternativverhalten nicht hatten vermieden oder zumindest abgemildert werden kénnen. Zu diesen
Pflichten gehoren insbesondere auch die rechtzeitige Kiindigung oder einvernehmliche Aufhebung
langfristiger Vertrage, die bilanzielle Bildung von Rucklagen, die Umnutzung von Liegenschaften, die
frihzeitige aktive Suche nach Alternativstandorten sowie die marktgerechte Verwertung der Sach-
und Raumausstattung. Unterlasst der Spielhallenbetreiber diese zumutbaren Anstrengungen, fallen
die damit verbundenen wirtschaftlichen Nachteile und Harten allein in seine Risikosph&re und kénnen
eine Hartefallausnahme nicht rechtfertigen.”

In dem Rundschreibens heil3t es weiter: ,Konnen zumutbare Anstrengungen bzw. deren Misserfolg
zur Abwehr des Hartefalls seitens des Spielhallenbetreibers nicht glaubhaft gemacht werden, fiihrt



dies in der Abwéagung dazu, dass die 6ffentlichen Interessen und die Ziele des GIUStV die
Bestandsinteressen des Spielhallenbetreibers Giberwiegen.”

Im Zusammenhang mit Mehrfachkonzessionen heif3t es ferner: ,Unzumutbare Nachteile liegen nur
dann vor, wenn der Vollzug des Gesetzes zu einem Nachteil fihrt, der zum erstrebten Erfolg
erkennbar auf3er Verhéltnis steht. Insoweit ist bei der Priifung der Unzumutbarkeit ebenfalls eine
Einzelfallabwagung vorzunehmen. Nachteile, die beim Betreiber eintreten, vom Gesetzgeber aber in
Kauf genommen wurden, begriinden in diesem Zusammenhang keinen Hartefall”.

Diese Ausfiihrungen beanspruchen auch Geltung fir die Auslegung und Anwendung der strukturell
vergleichbaren, auf 8 29 Abs. 4 GlUStV fuRenden bzw. aufbauenden Hartefallregelung des § 51 Abs.
5 LGIUG.

Der Geschéftsfuhrer des Deutschen Automatenverbands - DAV - wird in der Zeitschrift
AutomatenMarkt vom Mai 2017, S. 17 im Hinblick auf die Entscheidung des BVerfG mit den Worten
zitiert: ,Im Einzelfall wird ... besonderes Augenmerk auf eine auf3erst sorgfaltige Begriindung des
Hartefalls gerichtet sein mussen. Hier wird es entscheidend darauf ankommen, glaubhaft zu machen,
dass die funfjahrige Ubergangsfrist nicht ausgereicht hat, um ein Unternehmen der neuen Rechtslage
anzupassen, denn mit diesem Argument hat das BVerfG (Anm.: s. Zitat im vorigen Absatz) die
Ubergangsfrist von finf Jahren als angemessen bewertet.”

Gerade in diesem Zusammenhang kommt 3 Feststellungen im Beschluss des BVerfG vom 7.3.2017
eine besondere Bedeutung zu:

Erstens stellt das BVerfG grundsétzlich klar (Rn. 189, Hervorhebungen hinzugefigt): ,Der Grundsatz
des Vertrauensschutzes verleiht weder im Hinblick auf die vorherige Rechtslage noch auf die
vorhandenen Betriebserlaubnisse gemaf § 33i GewO ein uneingeschranktes Recht auf
Amortisierung getatigter Investitionen (fir an Art. 14 GG zu messende Belastungen
vertrauensgeschutzter Positionen vgl. BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 6.12.2016 - 1 BVR
2821/11 u.a. -, juris, Rn. 372; vgl. ferner BVerwG, Urteil vom 23.10.2008 - 7 C 48.07 -, NVwZ 2009,
S. 650 <652 Rn. 41>). Fir die gesetzliche Regelung ergibt sich dies schon daraus, dass
grundsétzlich nicht darauf vertraut werden kann, dass eine gunstige Rechtslage unverandert bleibt
(vgl. BVerfGE 38, 61 <83>; 68, 193 <222>; 126, 112 <157>). Auch ein in umfangreichen
Dispositionen betatigtes besonderes Vertrauen in den Bestand des geltenden Rechts begriindet
grundséatzlich noch keinen abwagungsresistenten Vertrauensschutz (vgl. BVerfGE 105, 17 <44>).
Weder die Gesetzgeber noch die zustandigen Behérden haben die Spielhallenbetreiber zu
bestimmten Dispositionen veranlasst, diese erfolgten vielmehr auf eigenes unternehmerisches
Risiko."

Zweitens hat das BVerfG ebenfalls klargestellt (Rn. 190, Hervorhebungen hinzugefiigt): ,Die
Besonderheiten des Gliicksspiel- und dabei insbesondere auch des Spielhallensektors haben
Uberdies zur Folge, dass der Grundsatz des Vertrauensschutzes einen Schutz getatigter Investitionen
nicht in gleichem MalRRe verlangt wie in anderen Wirtschaftsbereichen. Bei Spielhallen handelt es sich
um Gewerbebetriebe, die von vornherein einen besonderen sozialen Bezug aufweisen, da auch bei
Beachtung aller gesetzlichen Vorschriften die Méglichkeit besteht, dass spielsiichtige und
spielsuchtgefahrdete Spieler Spielhallen aufsuchen. Der Betrieb von Spielhallen steht damit stets in
einem Spannungsverhaltnis zur Suchtbekampfung (vgl. § 33i Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz, Abs. 2 Nr. 3
GewO). Nicht zuletzt hat das BVerfG bereits in seinem Sportwettenurteil aus dem Jahre 2006
festgestellt, dass dem Spiel an Geldspielgeraten im Sinne der GewO das hichste Suchtpotential aller
Glicksspielformen zukommt (vgl. BVerfGE 115, 276 <305>). Die Spielhallenbetreiber mussten daher
damit rechnen, dass die Landesgesetzgeber diese Feststellung zum Anlass fir eine strengere
Regulierung von Spielhallen nehmen wiirden, um eine insgesamt konsequentere Gliicksspielpolitik
zu erreichen.”

Drittens hat das BVerfG speziell die Schutzwirdigkeit des Vertrauens in den unbegrenzten weiteren
Betrieb von Mehrfachspielhallen mit folgender Erwagung relativiert (Rn. 191, Hervorhebungen
hinzugefigt): ,Die Schutzwiirdigkeit des Vertrauens in den unbegrenzten weiteren Betrieb von
Mehrfachspielhallen war auch ohne entsprechende konkrete Reformvorhaben zumindest stark
eingeschrankt, denn deren Betrieb unterlief die vom Bundesgesetzgeber mit der Bestimmung des § 3
Abs. 2 SpielV beabsichtigte Begrenzung der maximalen Anzahl der Geldspielgerate je Standort auf
die Hochstzahl von zwoélf und stellte damit eine (wenn auch legale) Umgehung der schon zuvor
bestehenden Vorschriften zur Geratehtéchstzahl in Spielhallen dar (vgl. StGH Baden-Wirttemberg,




Urteil vom 17.6.2014 - 1 VB 15/13 -, juris, Rn. 337). Das Vertrauen in eine unbeschrénkte und
unbefristete Fortfihrung des Spielhallenbetriebs war zudem schon durch die gesetzlich vorgesehene
Mdoglichkeit nachtraglicher Auflagen zum Schutz der Allgemeinheit oder der Gaste (vgl. § 33i Abs. 1
Satz 2 GewO) begrenzt.”

Daraus erhellt insgesamt, dass die Hurden fir die Anerkennung eines Hartefalls nach § 51 Abs. 5
LGIUG entsprechend hoch sind und - selbst wenn die Behdrde eine gewisse ,GroRzlgigkeit” bei der
Frage an den Tag legt, ob tatbestandlich gesehen (8§ 51 Abs. 5 Satz 4 LGIUG) Uberhaupt eine
zunbillige (!) Harte" vorliegt - bei der dann anzustellenden Ermessensentscheidung nach § 51 Abs. 5
Satz 1 LGIUG uber das ,,Ob" und das ,Wie" (die Zeitdauer) einer Befreiung von den Anforderungen
des 8 42 Abs. 1 und 2 LGIUG ausreichend Raum fur einzelfallbezogene Erwagungen und abwégende
Entscheidungen (auf der Rechtsfolgenseite !) besteht. Diese kdnnen bspw. darauf abstellen, dass
und warum die vom Antragsteller vorgebrachten Griinde fur eine besondere Schutzwirdigkeit seines
Vertrauens unter Beriicksichtigung der vorgenannten Aussagen des BVerfG nicht tragfahig
erscheinen oder jedenfalls nur eine zeitlich eingeschrankte (limitierte) Befreiung von Anforderungen
des 8 42 Abs. 1 und 2 LGIUG als vertretbar erscheinen lassen.

Zur Hartefallregelung wird - nochmals - folgender genereller Hinweis gegeben: Die malRgebliche
Norm des 8 51 Abs. 5 LGIUG kommt nur einmalig - im Rahmen der jetzt anstehenden
Erlaubnisverfahren - zur Anwendung. Mit der getroffenen Hartefallentscheidung ist der gesetzlich
zugestandene Vertrauens- bzw. Bestandsschutz der Betreiber nach dem GIliStV und dem LGIUG
aufgebraucht bzw. aufgezehrt und kommt daher bei spateren weiteren Erlaubnisverfahren nicht mehr
zum Tragen. Wer daher jetzt Uber eine Hartefallentscheidung nach § 51 Abs. 5 LGIUG zum Zuge
kommt und eine Erlaubnis nach neuem Recht erhélt, wird nach Ablauf von deren Gultigkeitsdauer
voraussichtlich zum Kreis potentieller neuer Bewerber um eine Spielhallenerlaubnis gehéren. Dies
sollten die jeweils zustandigen &rtlichen Behdrden im Hinblick darauf bedenken, dass dereinst eine
Auswahlentscheidung unter samtlichen Bewerbern um weitere Spielhallenerlaubnisse am jeweiligen
(gleichen) Standort zu treffen ist.

B. Auswahlentscheidung bei mehreren Antragstellern/Spielhallenbetreibern am gleichen Standort

Beim Thema Auswahlentscheidung sei zunéchst daran erinnert, dass - ausgehend von den
Anwendungshinweisen des MFW zum LGIUG fir den Bereich der Spielhallen (Stand 11.12.2015, S.
29 ff.) - folgende Fallgruppen auseinanderzuhalten sind:

1. Vorgehen bei Konkurrenz von - ausschlieflich - Spielhallen mit langem Bestandsschutz,

2. Vorgehen bei Konkurrenz von Spielhallen mit langem und kurzem Bestandsschutz,

3. Vorgehen bei Konkurrenz von Spielhallen mit langem Bestandsschutz und neu hinzukommenden
Spielhallen,

4. Vorgehen bei Konkurrenz von - ausschlief3lich - Spielhallen mit kurzem Bestandsschutz,

5. Vorgehen bei Konkurrenz von Spielhallen mit kurzem Bestandsschutz und neu hinzukommenden
Spielhallen,

6. Vorgehen bei mehreren ausschlie3lich neuen Spielhallen (bislang "spielhallenfreie” Gemeinde
bzw. "spielhallenfreies" Baugebiet).

Die zustandige Behodrde muss daher im Ausgangspunkt zunachst prifen, welche der vorstehenden 6
Fallkonstellationen im Einzelfall vorliegt bzw. einschlégig ist, und danach ihre Erwagungen (unter
Berucksichtigung der einschlagigen jeweils dazu vorliegenden Hinweise des MFW, die wesentliche
Aussagen des StGH im Urteil vom 17.6.2014 - 1 VB 15/13 - zur Auswahlentscheidung
berlicksichtigen) ausrichten. Diese "Weichenstellung" zu Beginn der behdrdlichen Prufung hat
entscheidende Bedeutung. Denn wenn im Ausgangspunkt nicht erkannt wird, welche
Konkurrenzsituation genau vorliegt, konnen die dazu angestellten Erwagungen der Behorde ggf. in
die falsche Richtung gehen und damit rechtlich angreifbar werden.

Das beigefligte Protokoll eines Fachgesprachs zum LGIUG im WM mit Vertretern der Stadt Stuttgart
am 23.11.2016 (Anlage) enthalt zusammenfassende wesentliche Aussagen zur Prifreihenfolge
Hartefall (8 51 Abs. 5 LGIUG) - Auswahlentscheidung, zu den Kriterien fur eine Auswahlentscheidung
sowie zu anderen zentralen Fragestellungen, und nimmt dabei Bezug auf die o0.g.
"Anwendungshinweise" und den Frage-/Antwortkatalog zur Dienstbesprechung des WM mit den
Regierungspréasidien am 28.7.2016.

Neben dem StGH-Urteil vom 17.6.2014 enthalten auch die mit unten stehender E-Mail vom



27.4.2017 Ubersandten neueren Entscheidungen des BVerwG und des BVerfG vom 16.12.2016 bzw.
vom 7.3.2017 einschlagige Ausfiihrungen zum Thema Auswahlentscheidung, die auf die Rechts- und
Entscheidungslage in Baden-Wirttemberg tibertragbar und bei behdrdlichen Entscheidungen zu
berticksichtigen sind.

Das BVerfG hat in seiner Entscheidung vom 7.3.2017 - 1 BvR 1314/12 u.a. - klargestellt (Rn. 183 ff.,
Hervorhebungen hinzugefiigt): Das Fehlen von Kriterien fiir die zu treffende Auswahl zwischen
bestehenden Spielhallen mit Altgenehmigungen, die zueinander den Mindestabstand von 500 Metern
nicht einhalten, im SpielhG SL verstof3t nicht gegen den Grundsatz des Vorbehalts des Gesetzes,
auch soweit etwa in Innenstadten oder Stadtteilzentren aufgrund der dort bestehenden Gemengelage
eine Vielzahl von Konkurrenzsituationen aufgelést werden muss. Die wesentlichen Parameter der
Auswahlentscheidung in Konkurrenzsituationen zwischen Bestandsspielhallen lassen sich dem
Saarlandischen Spielhallengesetz in hinreichendem Mal3e entnehmen; insbesondere kann zur
Konturierung der Auswabhlkriterien zunachst auf die Regelung zur Hartefallbefreiung nach § 12 Abs. 2
SSpielhG zurtickgegriffen werden, so dass im Rahmen der Auswahlentscheidung etwa auch die
Amortisierbarkeit von Investitionen beriicksichtigt werden kann. Auch ergibt sich aus dem
Gesamtzusammenhang der Regelung, dass bei der Auswahlentscheidung die mit der Neuregelung
verfolgten und in § 1 Abs. 1 SSpielhG niedergelegten Ziele (Anm: das sind zugleich die gesetzlichen
Ziele nach § 1 GluStV) zu beachten sind.

Zugleich hat das BVerfG klargestellt (Rn. 185): Die Beriicksichtigung der grundrechtlich geschitzten
Positionen der Spielhallenbetreiber gebietet es auch ohne ausdriickliche gesetzliche Bestimmung,
dass die zustandigen Behérden sich eines Verteilmechanismus bedienen, der die bestmdgliche
Ausschopfung der bei Beachtung der Mindestabstande verbleibenden Standortkapazitat in dem
relevanten Gebiet ermdglicht. Das gilt - so das BVerfG - auch, sofern bei der erforderlichen
Auswahlentscheidung zusatzlich Erlaubnisantrage neu in den Markt eintretender Bewerber
einzubeziehen sind, wobei grundrechtsrelevante Vorbelastungen der Betreiber von
Bestandsspielhallen zu berticksichtigen bleiben.

Die Wendung "bestmdgliche Ausschdpfung der bei Beachtung der Mindestabstande verbleibenden
Standortkapazitat" ist nach Auffassung des WM ein Hinweis darauf, dass das BVerfG offensichtlich
die Prifung der Abstandsregelung - und damit auch der Hartefallregelung - zeitlich vorgehend
angestellt wissen will und erst danach eine Auswahlentscheidung unter mehreren Bewerbern fir
angebracht halt, d.h. also die oben angesprochene Prifungsreihenfolge so bewertet wie dies im
Frage-/Antwortkatalog unter Abschnitt A 1 dargestellt und ausweislich des Protokolls des 0.g.
Fachgesprachs am 23.11.2016 auf S. 1 f. vom WM nochmals zusammenfassend erlautert wurde).
Ebenso deutlich wird dies beim weiter oben angefiihrten Zitat, wo das BVerfG davon spricht, die
wesentlichen Parameter der Auswahlentscheidung in Konkurrenzsituationen zwischen
Bestandsspielhallen lieRen sich dem SSpielhG in hinreichendem MalRe entnehmen, insbesondere
kénne "zur Konturierung der Auswahlkriterien zunachst auf die Regelung zur Hartefallbefreiung nach
§ 12 Abs. 2 SSpielhG zuriuickgegriffen werden". Auch hier kommt zum Ausdruck, dass nach
Auffassung des BVerfG die - gesetzlich normierte - Hartefallprifung bzw. die daflr geltenden
Kriterien stets Vorrang haben.

"Erlaubnisantrage neu in den Markt eintretender Bewerber" i.S. der Ausfihrungen des BVerfG sind
Erlaubnisantrage von Betreibern neu hinzukommender Spielhallen. Angesprochen sind damit
Konkurrenzsituationen zwischen diesen und Inhabern bestehender Spielhallen, und damit vor allem
Fallkonstellationen der weiter oben angefiihrten Fallgruppe 3 (Vorgehen bei Konkurrenz von
Spielhallen mit langem Bestandsschutz und neu hinzukommenden Spielhallen). Die Klarstellung
seitens des BVerfG, dass in diesen Fallen "grundrechtsrelevante Vorbelastungen der Betreiber von
Bestandsspielhallen zu berticksichtigen bleiben”, ist ein Hinweis darauf, dass das BVerfG - als
Abwagungskriterium fiir die Behdrde im Rahmen der Auswahlentscheidung - vor allem diesen
Umstand berticksichtigt wissen will.

Was "grundrechtsrelevante Vorbelastungen" sind, hat das BVerfG in seiner Entscheidung nicht naher
ausgefihrt. Angesichts des Umstands, dass der Betreiber einer nach § 33i GewO genehmigten
Bestandsspielhalle in Wahrnehmung seines Grundrechts aus Art. 12 Abs. 1 GG (s. BVerfG, Rn. 127)
bereits einen Spielhallenbetrieb am fraglichen Standort gefiihrt hat, werden darunter vor allem solche
(vor allem finanzielle) Belastungen zu verstehen sein, die zwar keinen Hartefall i.S.d. § 29 Abs. 4
Satz 4 GlUStV bzw. des § 51 Abs. 5 LGIUG darstellen (in diesem Fall fuhren sie nach der
gesetzlichen Wertung bereits zu einer vorrangigen Beriicksichtigung des vorhandenen Betreibers,



vgl. Anwendungshinweise S. 33), aber solchen Belastungen nahe kommen, weil der Betreiber der
Bestandsspielhalle sich - nachweislich - nicht zum Stichtag 30.6.2017 von ihnen lésen konnte und
daher auf eine Fortflihrung des Betriebs tUber den 30.6.2017 hinaus zwingend (unbedingt)
angewiesen ist. Je nachdem wie lang dies - nachweislich - der Fall ist, kann tber den Weg einer
entsprechenden Befristung der Spielhallenerlaubnis (§ 41 Abs. 1 Satz 3 LGIUG) die
Chancengleichheit im Verhaltnis zu Mitbewerbern mit Blick auf kiinftige Auswahlverfahren
wiederhergestellt werden, denn einen wie auch immer gearteten besonderen Schutz fir Betreiber
einer einstmals nach § 33i GewO zugelassenen Spielhalle, die nunmehr fiir ihren Betrieb eine -
befristete - Erlaubnis nach § 41 LGIUG erhalten, gibt es dann nicht mehr.

Mit dem Hinweis des BVerfG auf die in § 1 Abs. 1 SSpielhG niedergelegten gesetzlichen Ziele (bzw.
die Ziele nach § 1 GIuStV) als zu beachtendes Kriterium im Rahmen der Auswahlentscheidung wird
ein Gesichtspunkt genannt, der in 8 29 Abs. 4 Satz 4 GIuStV und in § 51 Abs. 5 Satz 1 Halbs. 2
LGIUG ausdricklich angefiihrt wird; das WM hat zur Anwendung dieses Kriteriums in den
Anwendungshinweisen (S. 27) bereits eine gezielte Hilfestellung gegeben.

Das BVerwG hat in seinem Urteil vom 16.12.2016 - 8 C 6.15 - nur wenige Ausfiihrungen zur
Auswahlentscheidung gemacht. Diese beziehen sich Uberwiegend auf die Berliner Vorschriften zur
Erlaubniserteilung im sog. Sonderverfahren (88 4 bis 9 MindAbstUmsG BE) bei konkurrierenden
Inhabern von Bestandsspielhallen (Inhabern von Erlaubnissen gemaf § 33i GewO nach deren
Erléschen am 31.7.2016 gemal dem Berliner Landesrecht) am gleichen Standort. Gleichwohl
enthalten auch die auf diese Konstellation bezogenen Ausfilhrungen des BVerwG einige wesentliche
Aussagen, die fir Baden-Wirttemberg und die dortige - gesetzlich nicht ausdriicklich geregelte -
behordliche Vorgehensweise in Konkurrenzsituationen klarstellende Bedeutung haben.

Das BVerwG stellt in Bezug auf das Berliner Sonderverfahren bei der Frage des Losentscheids
(zwecks einer Auswahl zwischen rechtlich gleichstehenden Spielhallen) u.a. klar, dass "sich
Spielhallenbetreiber innerhalb der fiinfjahrigen Ubergangsfrist des § 8 Abs. 1 SpielhG BE darauf
einstellen mussten, dass kinftig nur eine Spielhalle je Standort betrieben werden darf" und "dass die
dem Losverfahren vorangehenden Auswahlkriterien nicht um das Kriterium der Anzahl der aktuell
aufgestellten Spielgerate angereichert werden mussten" (Rn. 55). Das BVerwG stellt ferner klar, dass
"eine Auswahl nach Eingang des Erlaubnisantrags (Prioritat) angesichts der kurzen Ausschlussfrist
von drei Monaten nach § 2 Abs. 1 Satz 1 MindAbstUmsG BE nicht geboten ist" und dass "fur eine
bevorzugte Auswahl zertifizierter Bestandsspielhallen es schlie3lich an einem staatlich anerkannten
Zertifizierungsverfahren fehlt, auf das schon wegen der Schwere eines solchen Eingriffs (gemeint ist:
eines Grundrechtseingriffs) nicht verzichtet werden kann" (a.a.0Q.). In Bezug auf das Losverfahren
selbst macht das BVerwG deutlich, dass der Landesgesetzgeber keine weiteren Vorgaben zur
naheren Ausgestaltung der Methodik des Losentscheides zwischen rechtlich gleichrangigen
Spielhallen treffen musste, sondern sie der Verwaltungspraxis Uberlassen konnte (Rn. 58).

Diese Ausflihrungen gewinnen Bedeutung flir den bereits in den Anwendungshinweisen (S. 34 erster
Absatz und 35 erster Absatz) angesprochenen Félle einer "Patt-Situation" unter mehreren
Bewerbern, bei denen die Abwagung der Behdrde zu keinem eindeutigen Ergebnis gefuhrt hat, die
Antrage der konkurrierenden Bewerber also im Wesentlichen als gleichwertig anzusehen sind, und
deshalb - denklogisch - nur die Méglichkeit verbleibt, eine Auswahlentscheidung im Losverfahren
(d.h. per Losentscheid) herbeizufiihren. Diese Vorgehensweise ist von einer - in Baden-Wurttemberg
nicht zur Anwendung kommenden, jedoch in anderen Bundesléandern geltenden und
verfassungsrechtlich fragwirdigen - Vorgehensweise zu unterscheiden, derzufolge im Rahmen einer
Auswahl zwischen mehreren Bewerben von vornherein nur das Los entscheiden soll, die
Spielhallenerlaubnis also allein im Losverfahren vergeben wird und sonstige Abwagungs- oder
Auswahlkriterien keine Rolle spielen. Das BVerwG hat sich zu dieser letztgenannten Fallkonstellation
nicht geaulert, weil im Berliner Sonderverfahren kraft gesetzlicher Vorgabe das Los nur als "ultima
ratio” zur Anwendung kam; so verhalt es sich aufgrund der Vorgaben in den "Anwendungshinweisen"
auch in Baden-Wirttemberg.

Es wird darum gebeten, die nachgeordneten Behdrden - méglichst ungekiirzt - zu unterrichten. Dabei
ist darauf hinzuweisen, dass diese Information auch die in den Fachamtern zustandigen
Beschaftigten erreichen soll. Dem WM gehen immer wieder Informationen zu, wonach dies - v.a. bei
kleineren Verwaltungseinheiten - nicht durchgehend erfolgt.

Die Kommunalen Landesverbande konnten Uber ihre Verbindungswege dazu beitragen, dass solche
Informationsdefizite von vornherein vermieden werden.
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